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18-P-2023-04556-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage befasst. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Petentinnen beide vollziehbar 
ausreisepflichtig waren. Zwischenzeitlich 
haben beide das Land Nordrhein-Westfalen 
verlassen. 
 
Der Ausschuss wünscht für die Zukunft alles 
Gute. 
 
 
 
18-P-2023-05407-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat den Sachverhalt 
und die Rechtslage der zugrunde liegenden 
Petition geprüft und die Eingabe zum Anlass 
genommen, einen Erörterungstermin gemäß 
Art. 41a der Landesverfassung durchzuführen. 
 
Die Entscheidung der Deutschen 
Rentenversicherung Westfalen, dem Petenten 
mangels Vorliegen der medizinischen 
Voraussetzungen keine Rente wegen 
Erwerbsminderung zu gewähren, ist nach den 
im Rentenantragsverfahren vorgelegten und 
eingeholten medizinischen Gutachten nicht zu 
beanstanden.  
 
Der Ärztliche Dienst schloss sich dem 
Entlassungsbericht einer medizinischen 
Maßnahme zur Rehabilitation sowie einem 
weiteren eingeholten Gutachten vom 
27.04.2021 vorbehaltlich einer abschließenden 
gerichtlichen Prüfung an. Die bereits älteren 
Gutachten sind seinerzeit zu dem Ergebnis 
gelangt, dass bei dem Petenten eine 
Leistungsfähigkeit für eine Tätigkeit in einem 
täglichen Umfang von mindestens sechs 
Stunden auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
bestünde. Das im Rahmen des 
Widerspruchsverfahrens eingeholte Gutachten 
vom 28.09.2021 bestätigte die bereits 
ergangenen Gutachten.  
 
Der Widerspruchsausschuss der Deutschen 
Rentenversicherung Westfalen hat den gegen 
die ablehnende Entscheidung vom 07.06.2021 
erhobenen Widerspruch daher mit Bescheid 
vom 21.12.2021 als unbegründet 
zurückgewiesen. Gegen diesen Bescheid 
wurde am 24.01.2022 vor dem Sozialgericht 
Dortmund Klage erhoben. Die Klage des 

Petenten wurde durch das Sozialgericht 
Dortmund am 24.07.2025 abgewiesen und das 
Urteil ist bestandskräftig geworden. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen.  
 
 
 
18-P-2023-07353-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunden liegenden Sach- und 
Rechtslage befasst. Er sieht keine Möglichkeit, 
im Sinne des Petenten tätig zu werden.  
 
Aufgrund der fehlenden Bleibeperspektiven 
wird dem Petenten die freiwillige Ausreise 
empfohlen. 
 
 
 
18-P-2024-04211-01 
Unterhaltssicherung 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss befasste sich erneut 
mit einer Eingabe des Petenten, der sich 
gegen die Höhe von 
Rückforderungsansprüchen aus Unterhalts-
vorschussleistungen für dessen minderjährige 
Kinder wandte. Zur Vermeidung von 
Wiederholungen wird auf die 
Beschlussmitteilung vom 16.08.2023 
verwiesen. 
 
Der Petitionsausschuss hat die neuerliche 
Eingabe des Petenten gem. Art. 41a der 
Landesverfassung für Nordrhein-Westfalen 
behandelt und am 04.11.2025 im Landtag 
Nordrhein-Westfalen erörtert. Der Petent folgte 
der Einladung ohne Angabe von Gründen 
leider nicht. Dies bedauert der Ausschuss 
ausdrücklich. Gleichwohl hat der 
Petitionsausschuss die Eingabe mit den 
beteiligten Behörden umfänglich geprüft und 
weist den Petenten in rechtlicher wie 
tatsächlicher Hinsicht auf folgendes hin: 
 
Der Petent ist im Rahmen der Prüfung von 
Regressansprüchen verpflichtet, Änderungen 
seiner Leistungsfähigkeit in seinem eigenen 
Interesse laufend und unaufgefordert 
mitzuteilen. Dies dient einerseits der 
Verhinderung einer finanziellen Überforderung 
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des Petenten. Andererseits vermeidet der 
Petent nur so Nachzahlungen, soweit sich 
nachträglich eine erhöhte Leistungsfähigkeit 
durch Nachprüfungen ergibt. Soweit der Petent 
eine Umschulung absolvierte, ist er darauf 
hinzuweisen, dass lediglich eine 
Erstausbildung zu einer Stundung der 
Regressansprüche führt. In jedem Falle fehlen 
aber seit der Umschulung im Jahr 2023 
Nachweise über Anfang, Dauer und Ende der 
Umschulung sowie die jeweiligen 
Einkommensverhältnisse. Es liegt derzeit 
lediglich eine Abrechnung aus Januar 2025 
vor, aus der sich indiziell ergibt, dass die 
Umschulung erfolgreich absolviert worden ist 
und der Petent einer Erwerbstätigkeit 
nachkommt. Arbeitsverträge oder weitere 
Einkommens- bzw. Vermögensnachweise für 
die Zwischen- und Folgezeit(en) fehlen 
vollkommen. Die zwischenzeitliche Zahlung 
von wenigen Monatsraten befreit den Petenten 
weder von seiner Leistungs- noch von seiner 
Mitwirkungsverpflichtung. Ferner weist der 
Petitionsausschuss den Petenten darauf hin, 
dass im Rahmen des Regressverfahrens 
grundsätzlich eine unterhaltsrechtliche 
Arbeitsverpflichtung von 48 Wochen-
arbeitsstunden besteht. Daher kann 
grundsätzlich eine Nebenbeschäftigung neben 
einer Vollzeitbeschäftigung gefordert werden. 
Dies jedoch nur, soweit sich keine volle 
Leistungsfähigkeit aus einer Vollzeit-
beschäftigung ergibt. Um dies zu prüfen, sind 
die vorbezeichneten Einkunftsnachweise – bei 
Änderungen auch monatlich – vorzulegen. 
Soweit der Petent derzeit ein 
Insolvenzverfahren durchläuft, wird er 
schließlich darauf hingewiesen, dass bezüglich 
der titulierten Regressansprüche eine 
Insolvenzfestigkeit bestehen dürfte. Eine 
Restschuldbefreiung dürfte insoweit nicht in 
Betracht kommen. 
 
Der Petitionsausschuss rät dem Petenten 
daher dringlichst, seinen Mitwirkungs- und 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem 
Landesamt für Finanzen zukünftig und 
unaufgefordert nachzukommen. Andernfalls 
muss er ab dem Jahr 2026 mit der 
gerichtlichen Geltendmachung von 
Forderungen sowie mit deren zwangsweisen 
Beitreibung rechnen. Dies wäre ebenfalls mit 
erhöhten Kosten verbunden. 
 
Die Überprüfung des Sachverhaltes ergab 
keine Anhaltspunkte, um der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
 

18-P-2024-08823-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt von 
der Landesregierung, Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – (MAGS) - berichten 
lassen.  
 
Danach hat die Kammerversammlung im 
September 2025 beschlossen, Kammer-
mitglieder, die am Veranlagungstag ihren 
Beruf nicht ausüben, von der Beitragspflicht zu 
befreien. Die Beitragsordnung befindet sich 
noch im formalen Genehmigungsverfahren, es 
kann aber schon festgestellt werden, dass 
gegen die vorgesehene Freistellung von 
Rentnern und Rentnerinnen keine rechtlichen 
Bedenken bestehen. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales NRW, damit sie die 
gewünschten Informationen erhält.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2024-09476-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage weiter berichten lassen. Auf den in 
der Sitzung am 30.10.2024 gefassten 
Zwischenbeschluss wird zunächst verwiesen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
an die Petenten erst möglich ist, wenn der 
Ausländerbehörde Rückmeldungen verschie-
dener Staatsanwaltschaften zu insgesamt vier 
Verfahren vorliegen. Die vom Petenten bereits 
vorgelegten Mitteilungen betreffen andere 
Ermittlungs-/Strafverfahren.  
 
Das Vorgehen der Ausländerbehörde ist nicht 
zu beanstanden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
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18-P-2024-09809-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich erneut über 
die der Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass dem ältesten Sohn der Familie 
zwischenzeitlich eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 19d Abs. 1 Nr. 1a AufenthG erteilt 
wurde.  
 
Darüber hinaus nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass die Kinder Kh. und Ab. 
zwischenzeitlich die Vorduldungszeit des § 
25a AufenthG erfüllen. Den Petenten wird 
nahegelegt, eine entsprechende 
Aufenthaltserlaubnis zu beantragen und 
Nachweise zur Erfüllung der weiteren 
Voraussetzungen vorzulegen.  
 
Zudem nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass Herr und Frau S. erwerbstätig 
sind. Der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25b AufenthG stehen der fehlende 
Nachweis mündlicher Deutschkenntnisse auf 
dem Niveau A2 sowie der fehlende Nachweis 
von Grundkenntnissen der Rechts- und 
Gesellschaftsordnung sowie der Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet entgegen. Den 
Petenten wird nahegelegt, entsprechende 
Nachweise zu erbringen und der 
Ausländerbehörde vorzulegen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
keine Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2024-10230-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sich hierzu von 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration – MKJFGFI) berichten lassen. Die 
Petenten sind georgische Staatsangehörige. 
Sie sind zur Behandlung ihres inzwischen 
volljährigen Sohnes L. ins Bundesgebiet 
eingereist. Sie begehren für sich und ihren 
Sohn ein Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet.  
 
Die gesundheitlichen Einschränkungen von L. 
wurden im Asylverfahren berücksichtigt. Die 
Entscheidung des Bundesamtes für Migration 

und Flüchtlinge (BAMF) wurde gerichtlich 
überprüft und bestätigt. Zielstaatsbezogene 
Abschiebungshindernisse wurden im 
Asylverfahren nicht festgestellt. An die 
Entscheidungen des BAMF und des 
Verwaltungsgerichts ist die Ausländerbehörde 
gemäß §§ 6, 42 AsylG ohne eigene 
Wertungsmöglichkeit gebunden.  
 
Das Vorliegen der Voraussetzungen für ein 
asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht 
konnte im Petitionsverfahren nicht festgestellt 
werden. Insbesondere erfüllen die Petenten 
nicht die Voraussetzungen für eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 
AufenthG. Ein rechtliches oder tatsächliches 
Ausreisehindernis ist nicht gegeben.  
 
Sowohl Herr G. als auch sein Sohn L. wurden 
mehrfach in Bezug auf ihre Reisefähigkeit 
untersucht. Eine grundsätzliche Reisefähigkeit 
wurde bestätigt, sofern die Ausländerbehörde 
konkrete Maßnahmen einhält. Der 
Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass 
die Ausländerbehörde die von den Ärzten 
benannten Maßnahmen im Falle einer 
Abschiebung berücksichtigen wird.  
 
Der Petitionsausschuss erkennt an, dass die 
Ausländerbehörde aufgrund der Flugangst des 
Herrn G. zunächst versucht hat, der Familie 
eine Ausreise auf dem Landweg zu 
ermöglichen. Der Petitionsausschuss nimmt 
zur Kenntnis, dass eine rechtskonforme 
Ausreise auf dem Landweg nach Georgien mit 
hohen Hürden verbunden ist. Nachdem es der 
Familie über einen Zeitraum von mehr als 
einem Jahr nicht gelungen ist, eine 
entsprechende Ausreise zu organisieren, 
beabsichtigt die Ausländerbehörde nunmehr 
eine Aufenthaltsbeendigung auf dem Luftweg 
durchzuführen.  
 
Sofern es der Familie möglich ist, wird ihr 
nahegelegt, dass Bundesgebiet sehr zeitnah 
freiwillig zu verlassen und dies der 
Ausländerbehörde nachzuweisen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung 
des Anliegens keine Möglichkeit, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2024-11989-00 
Lehrerausbildung 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage ausführlich geprüft und die 
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Eingabe zum Anlass genommen, einen 
Erörterungstermin gemäß Art. 41a der 
Landesverfassung mit den beteiligten 
Behörden einschließlich des Ministeriums für 
Schule und Bildung durchzuführen. 
 
Die Petentin hat vom 01.05.2020 bis zum 
31.05.2022 das Referendariat für den 
Schuldienst an Grundschulen in Nordrhein-
Westfalen an einer Grundschule in Neuss 
absolviert. Die Abschlussprüfung bestand die 
Petentin leider nicht. Am 19.05.2022 stellte die 
Petentin einen Antrag auf Entlassung aus dem 
Vorbereitungsdienst, dem antragsgemäß 
entsprochen wurde. Da die Petentin zum 
Zeitpunkt ihres Entlassungsgesuchs bereits in 
die Prüfungsphase eingetreten war, stellte das 
Landesprüfungsamt für Lehrämter NRW mit 
Bescheid vom 28.06.2022 fest, dass die 
Prüfung endgültig nicht bestanden ist und nicht 
wiederholt werden kann. Die Petentin erhob 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf Klage 
gegen diesen Bescheid. Eine Entscheidung 
steht noch aus. Seit Juni 2022 ist die Petentin 
als Vertretungslehrerin an einer Grundschule 
tätig.  
 
Der Ausschuss bedauert sehr, dass die 
Petentin nach Feststellung des Bescheids 
ihren Prüfungsanspruch verloren hat. Er sieht 
jedoch rechtlich keine Möglichkeit, einen 
erneuten Prüfungsversuch durchzuführen. Die 
Begrenzung der Prüfungsversuche ist dabei 
insbesondere durch das grundrechtlich 
verankerte Gebot der Chancengleichheit 
bedingt. 
 
Der Ausschuss kann gut nachvollziehen, dass 
der Zeitraum, in den das Referendariat der 
Petentin fiel, durch die Umstände der Corona-
Pandemie für die Referendare erheblich 
erschwert war. Diesem Umstand hatte die 
Landesregierung durch die Schaffung einer 
Freiversuchsregelung jedoch bereits 
Rechnung getragen.  
 
Der Ausschuss kann darüber hinaus nicht 
aufklären, was Inhalt des Beratungsgesprächs 
am 19.05.2022 war. Nach Auskunft der an 
dem Erörterungstermin beteiligten Behörden 
wurde und wird in den Beratungsgesprächen 
auf die Rechtsfolgen des § 36 Abs. 2 OVP 
NRW hingewiesen und das konkret in Rede 
stehende Beratungsgespräch sei von einer 
erfahrenen Kollegin geführt worden. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass § 5 OVP NRW 
zwischenzeitlich durch Verordnung vom 
31.03.2023 dahingehend geändert wurde, 
dass die Hinweispflicht auf die Rechtsfolgen 
des § 36 Abs. 2 OVP NRW nunmehr 
ausdrücklich geregelt ist.   

 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
leider keine Möglichkeit, der Landesregierung 
(Ministerium für Schule und Bildung) 
Maßnahmen zu empfehlen. Die Petentin erhält 
eine Kopie des Berichts der Landesregierung, 
welcher weitere berufliche Möglichkeiten der 
Petentin neben dem Grundschullehramt 
aufzeigt. Dem Ausschuss ist dabei allerdings 
bewusst, dass die dort aufgeführte Möglichkeit 
der erneuten Aufnahme eines Studiums zur 
Qualifizierung für ein weiteres Lehramt 
aufgrund der Lebenssituation der Petentin 
schwierig sein dürfte. Der Ausschuss weist 
zudem auf die Möglichkeit der Beratung bei 
der zentralen Beratungsstelle der 
Bezirksregierung Düsseldorf hin.  
 
Er wünscht der Petentin darüber hinaus auf 
ihrem weiteren beruflichen Weg alles Gute. 
 
 
 
18-P-2024-12046-00 
Ausländerrecht 
Sozialhilfe 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent begehrt die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis. Er ist syrischer 
Staatsangehöriger und im Besitz einer bis 
2032 gültigen französischen Aufenthalts-
erlaubnis, mit welcher er am 20.07.2023 in das 
Bundesgebiet einreiste, um seine Eltern bei 
der Pflege seines schwerbehinderten Bruders 
zu unterstützen. Aktuell verfügt dieser Bruder, 
der unter gesetzlicher Betreuung steht, weder 
über einen Krankenversicherungsschutz noch 
hat er einen festgestellten Pflegegrad. Er hat 
zwei minderjährige Kinder, die in einem 
irakischen Camp für geflüchtete Menschen auf 
Visumserteilung zur Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland warten. 
Der Petent besitzt eine Bescheinigung über die 
vorübergehende Aussetzung der Abschiebung 
(Duldung) gem. § 60a Abs. 2 S. 1 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG). 
 
Der Ausschuss hat großes Mitgefühl für die 
äußerst in mehrfacher Hinsicht belastende 
Situation und die großen Sorgen der Familie. 
Er erkennt an, dass der Petent mit der 
Aufgabe seines Berufs und seines sozialen 
Umfelds in Frankreich große Opfer für seine 
Familie auf sich genommen hat. 
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Er bedauert außerordentlich, dass es für den 
Petenten keine rechtliche Bleibeperspektive 
gibt. Der Petent ist ausreisepflichtig und hat 
keinen Anspruch auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis. Er hat am 27.10.2025 
das Bundesgebiet freiwillig verlassen. 
 
Nun gibt es mehrere Möglichkeiten: 

1. Er kann von seinem 90-tägigen 
Besuchsrecht innerhalb von 180 
Tagen – auch verteilt auf mehrere 
Aufenthalte – mit Schengen-Visum 
Gebrauch machen.   

2. Er kann mit einem Arbeitsvisum wieder 
einreisen, wenn er dessen 
Voraussetzungen erfüllt.  
Der Petent besitzt mittlerweile die 
Zusage einer Arbeitsstelle, um 
schnellstmöglich das für einen 
zweckgebundenen langfristigen 
Aufenthalt erforderliche Visum-
verfahren bei der zuständigen 
Auslandsvertretung nachzuholen. 
Derzeit ist unklar, ob er über die für ein 
Arbeitsvisum nötigen Qualifikationen 
verfügt. 
Der Ausschuss weist eindringlich 
darauf hin, dass das Visum für eine 
Erwerbstätigkeit, nicht für eine Pflege 
von Familienangehörigen ausgestellt 
wird.  

3. Es kann eine Kombination der beiden 
Möglichkeiten erfolgen. 

 
Der Ausschuss dankt der Ausländerbehörde, 
die sich bereit erklärt hatte, bis 30.10.2025 von 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen abzu-
sehen, um sich bis dahin um die Pflege und 
Versorgung des Bruders zu kümmern. 
 
Die Familie sollte sich auch weiterhin um eine 
Unterstützungslösung außerhalb des 
Familienverbundes kümmern, um die 
gesundheitliche Versorgung des Bruders zu 
sichern.  
 
Die Familie versucht weiterhin mit Hochdruck, 
über die gesetzliche Betreuerin eine 
Krankenversicherung und ggf. die Feststellung 
eines Pflegegrades zu finalisieren, um 
pflegerische und medikamentöse Hilfe in 
Anspruch nehmen zu können. Der Ausschuss 
bittet die gesetzliche Betreuerin um 
größtmögliche Unterstützung hierbei. 
 
Sollte den Kindern kein Visum erteilt werden, 
rät der Ausschuss der Familie, sich hiergegen 
im Rahmen einer Petition an den Deutschen 
Bundestag zu wenden, da dies in dessen 
Zuständigkeit fällt. 
 

Der Ausschuss wünscht der Familie für die 
Zukunft alles Gute. 
 
 
 
18-P-2024-12053-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent an seiner Meldeanschrift nicht 
angetroffenen werden kann und auch keine 
telefonische Erreichbarkeit gegeben ist. Die 
Aufnahme einer Ausbildung konnte nicht 
festgestellt werden, ein Vorsprachetermin bei 
der Ausländerbehörde Essen wurde ohne 
Entschuldigung nicht wahrgenommen. 
 
Der Ausschuss sieht das Petitionsverfahren 
daher als erledigt an. 
 
Er hat keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2024-12087-00 
Ausländerrecht 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent hat die Petition für seine Frau 
eingelegt. Er möchte zum einen eine 
Zuweisung seiner Frau in seine Wohnung und 
zum anderen eine Familienversicherung 
erreichen. 
Seine Frau ist im Herbst 2023 zwecks 
Familienzusammenführung in die 
Bundesrepublik Deutschland eingereist. Im 
März 2025 wurde die gemeinsame Tochter 
geboren.  
Zwischenzeitlich wurde die Frau des Petenten 
der Zentralen Unterbringungseinrichtung (ZUE) 
L. zugewiesen, wo sie sich jedoch seit 
mehreren Monaten nicht mehr aufhält, sondern 
bei dem Petenten lebt.  
 
Den Wunsch nach einem gemeinsamen 
Zuhause gerade auch mit einem 
neugeborenen Kind kann der 
Petitionsausschuss sehr gut nachvollziehen. In 
einem Erörterungstermin wurde dem Petenten 
daher dringend geraten, alle erforderlichen 
Unterlagen zur Geburt der gemeinsamen 
Tochter schnellstmöglich in der ZUE 
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vorzulegen, damit diese in das System 
hochgeladen werden können, um eine 
kommunale Zuweisung zu beschleunigen. 
Eine solche Zuweisung an den Wohnort des 
Ehemanns ist mittlerweile erfolgt. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass nach Überprüfung durch die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) dem Anliegen des 
Petenten hinsichtlich der Familienversicherung 
für seine Frau vollinhaltlich durch die AOK 
entsprochen wurde, indem die AOK die 
Familienversicherung rückwirkend eingerichtet 
hat. 
 
 
 
18-P-2025-01441-01 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent beanstandet die fehlende 
Übernahme seiner Kosten für Unterkunft für 
den Zeitraum von Oktober 2022 bis Dezember 
2022 durch das Jobcenter. Er trägt vor, die 
entsprechenden Anträge im November und 
Dezember 2022 gestellt zu haben, jedoch bis 
heute keine Antwort vom Jobcenter erhalten 
zu haben. Infolgedessen sei er 
zwangsgeräumt worden und lebe derzeit in 
einer städtischen Obdachlosenunterkunft. 
 
Der Petitionsausschuss hat das Vorbringen 
des Petenten umfassend geprüft. Er stellt fest, 
dass der Petent von 2009 bis Mai 2021 
durchgehend Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) bezog. Seine 
weiteren Anträge auf Leistungen nach dem 
SGB II aus Juni 2021 und April 2022 wurden 
wegen fehlender Nachweise der 
Hilfebedürftigkeit abgelehnt. Insbesondere 
wurden trotz mehrfacher Aufforderung keine 
Kontoauszüge vorgelegt. Gegen die 
entsprechenden Bescheide wurden keine 
Widersprüche erhoben. 
Ende November 2022 und Anfang Dezember 
2022 stellte der Petent formlos Anträge auf 
Übernahme der Kosten der Unterkunft für den 
Zeitraum Oktober bis Dezember 2022. Das 
Jobcenter forderte ihn daraufhin erneut auf, die 
für die Leistungsprüfung erforderlichen 
Unterlagen einzureichen, und bot ihm einen 
persönlichen Termin zur Vorlage an. Dieser 
Termin wurde zunächst abgesagt, ein 
Ersatztermin blieb unentschuldigt ungenutzt. 
Mangels Mitwirkung konnte die 
Hilfebedürftigkeit nicht festgestellt werden, 
sodass die beantragten Leistungen mit 
Bescheid vom 13.03.2023 zu Recht versagt 
wurden. Eine erneute Prüfung des nahezu 

identischen Antrags aus Dezember 2022 war 
daher entbehrlich. 
 
Nach seiner Zwangsräumung wurde der 
Petent in eine städtische Obdach-
losenunterkunft eingewiesen. Die hierfür 
anfallende Gebühr wird im Rahmen der 
Leistungsgewährung in voller Höhe 
berücksichtigt. Der Petent befindet sich seit 
Juni 2023 wieder im laufenden 
Leistungsbezug. Der aktuelle Bewilligungs-
zeitraum umfasst die Monate Juni 2025 bis Mai 
2026. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Ablehnung der Leistungen für den Zeitraum 
Oktober 2022 bis Dezember 2022 aufgrund 
fehlender Mitwirkung formalrechtlich nicht zu 
beanstanden ist. Mit Bescheid vom 13.03.2023 
wurde der Petent über die Versagung der 
Leistungen informiert. 
 
 
 
18-P-2025-08558-01 
Grundsteuer 
 
 
Der Petent widerspricht erneut der Bewertung 
seines Grundstücks im Rahmen der 
Grundsteuer. Einen neuen Sachverhalt trägt er 
nicht vor. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt das Vorbringen 
des Petenten erneut zur Kenntnis. Auch die 
erneute Prüfung der zugrunde liegenden Sach- 
und Rechtslage führt zu keiner anderen 
Beurteilung. 
 
Der Ausgang des finanzgerichtlichen Klage-
verfahrens bleibt abzuwarten. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) vom 29.09.2025, 
der sich der Petitionsausschuss anschließt. 
 
Insgesamt muss es daher beim Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 29.10.2025 bleiben. 
 
 
 
18-P-2025-09266-01 
Wohngeld 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der erneuten Eingabe des 
Petenten geprüft. 
 
Die lange Bearbeitungszeit ist im Wesentlichen 
auf die immer noch hohen Antragszahlen bei 
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der Wohngeldstelle der Stadt zurückzuführen. 
Die Wohngeldstelle bedauert, dass die 
Bearbeitung des Weiterbewilligungsantrags 
nicht unverzüglich aufgenommen worden ist.  
 
Mit der Wohngeldreform wurde durch das 
Einfügen von § 26a Wohngeldgesetz die 
Möglichkeit der vorläufigen Zahlung von 
Wohngeld geschaffen. Eine solche vorläufige 
Zahlung kann erfolgen, wenn zur Feststellung 
des Wohngeldanspruchs voraussichtlich 
längere Zeit erforderlich ist und mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Anspruch 
auf Wohngeld besteht. Sie kommt dann in 
Betracht, wenn dies nach den Umständen des 
Einzelfalls oder unter Berücksichtigung der 
Geschäftslage der Wohngeldbehörde zum 
Beispiel aufgrund eines erhöhten 
Antragsaufkommens erforderlich ist. Damit 
sollen die berechtigten Personen zügig 
unterstützt werden können.  
 
Im vorliegenden Fall wurde von einer 
vorläufigen Bewilligung Abstand genommen, 
da noch Unterhaltsleistungen an die Tochter 
des Petenten sowie Einkünfte des Sohns 
geklärt werden mussten.  
 
Nach Vorlage der vollständigen Nachweise 
und einer krankheitsbedingten Verzögerung 
innerhalb der Wohngeldstelle erhält der Petent 
in Kürze einen Bewilligungsbescheid. Die 
Auszahlung des Wohngeldes ist zum nächsten 
Termin vorgesehen.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-09531-02 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – MAGS) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Soweit die Landesregierung von dem 
Vorbringen in der Petition betroffen ist, liegen 
neue Erkenntnisse, die zu einer Anerkennung 
eines Impfschadens führen könnten, nicht vor. 
 

Ein Kausalzusammenhang zwischen der 
Impfung und dem Guillain-Barré-Syndrom 
(GBS) ist bei dem Petenten weiterhin nicht als 
ausreichend wahrscheinlich anzusehen. Für 
die Frage einer möglichen Anerkennung ist 
entscheidend, dass nach aktuellem Stand der 
Wissenschaft mehr für als gegen einen 
ursächlichen Zusammenhang spricht. Nach 
dem aktuellen Stand der Wissenschaft ist dies 
aber im Falle des Petenten nicht der Fall, da 
es sehr deutliche Hinweise auf einen 
Zusammenhang zwischen einer Magen-Darm-
Entzündung und dem GBS gibt. Dies bestätigt 
ein eingeholtes medizinisches Gutachten, in 
dem beschrieben wird, dass ein von der 
Impfung unabhängiger Verlauf medizinisch 
plausibel ist. Damit kommt der COVID-19 
Impfung in der Bewertung des ursächlichen 
Zusammenhangs gegenüber der Magen-
Darm-Erkrankung keine mindestens 
gleichwertige Bedeutung zu, sodass die 
Anerkennung eines Impfschadens aktuell 
leider nicht möglich ist. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass der 
Petent in der Zwischenzeit gegen den 
abgelehnten Widerspruch Klage vor dem 
Sozialgericht Aachen eingereicht hat. Er wird 
gebeten, den Ausgang seines Klageverfahrens 
abzuwarten. 
 
Der Ausschuss bittet das MAGS, ihn über den 
Ausgang des Klageverfahrens zu berichten. 
 
 
 
18-P-2025-09577-01 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Petentin begehrt, die Pflegekammer 
Nordrhein-Westfalen aufzulösen und ein 
neues, freiwilliges und basisorientiertes Modell 
der beruflichen Selbstvertretung für 
Pflegekräfte ohne Pflichtmitgliedschaft und 
Mitgliedsbeiträge zu entwickeln. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
der Petentin von der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales – MAGS) berichten lassen und von 
den Gründen, aus denen dem Anliegen der 
Petentin nicht entsprochen werden kann, 
Kenntnis genommen. Einen Anlass für 
Maßnahmen sieht er nicht. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MAGS. 
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18-P-2025-10321-01 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage erneut umfassend geprüft. 
 
Die Petentin wandte sich bereits im 
vergangenen Jahr an den Petitionsausschuss 
des Landtags Nordrhein-Westfalen mit dem 
Begehren, bei der Verwaltung der Stadt D. 
eine Veränderung im Umfeld des 
Suchthilfezentrums, alternativ eine 
Betriebsuntersagung gegenüber dem Zentrum, 
zu erwirken.  
 
Die Petentin beklagt sich in Form der 
Nachtragspetition über vermeintliche Fehler in 
der Beschlussfassung des Petitions-
ausschusses vom 22.05.2025. Im 
Wesentlichen wird vorgebracht, dass die Stadt 
kein tragfähiges Sicherheitskonzept in Bezug 
auf das Suchthilfezentrum vorgelegt habe, 
dessen Präsenz einen Hotspot von 
Suchtkranken hervorgerufen habe, der 
negative Auswirkungen auf die unmittelbar 
anliegende Ganztagsgrundschule und den 
Kindergarten hat, und im Zeitraum nach dem 
Sommer 2024 keine Verbesserung der 
Situation eingetreten sei.  
 
In der von der Petentin vorgelegten 
Angelegenheit konnte erst kürzlich Abhilfe vor 
dem Verwaltungsgericht D. geschaffen 
werden. In einem Eilverfahren wurde am 
29.08.2025 ein Vergleich zwischen den 
Beteiligten mit im Wesentlichen folgendem 
Inhalt geschlossen: 
 
Die Stadt D. verpflichtet sich, werktags 
während des Schulbetriebs in festgelegten 
Zeitfenstern eine OSD-Präsenz in der 
Flurstraße sicherzustellen sowie eine 
telefonische Kontaktmöglichkeit für Notfälle in 
der Nähe der Grundschule bereitzustellen. 
Außerschulische Aktivitäten werden künftig 
vorab mitgeteilt. Zudem wird gemeinsam 
geprüft, ob bauliche Maßnahmen an der 
Schultoranlage erforderlich sind. Weitere 
zugesagte Maßnahmen betreffen die Prüfung 
einer späteren Öffnung der 
Suchthilfeeinrichtung, eine Verstärkung der 
polizeilichen Präsenz, intensivere 
Streetworker-Arbeit, die Beobachtung der 
Lage am K.-Platz sowie die Möglichkeit eines 
Bankabbaus. Die Beigeladenen (SKFM D.) 
sagten zu, im Umfeld der Einrichtung 
aufmerksam zu intervenieren. 
 
Der Petitionsausschuss geht davon aus, dass 
mit dem geschlossenen Vergleich der 

Hauptzweck der Petition als erfüllt angesehen 
werden kann. Insbesondere stellt er fest, dass 
weiterhin kein Rechtsverstoß festgestellt 
werden kann und daher keine weiteren 
kommunalaufsichtlichen Maßnahmen geboten 
sind. 
 
 
 
18-P-2025-10406-01 
Vollzug der Sicherungsverwahrung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet 
und dabei von der vollzuglichen Situation des 
Petenten in der Justizvollzugsanstalt Werl 
Kenntnis genommen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-11074-01 
Polizei 
Personalausweis 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht auch nach 
erneuter Prüfung keinen Anlass, der 
Landesregierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Es muss daher beim Beschluss vom 
15.01.2025 verbleiben. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-12069-01 
Jugendhilfe 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration und Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Überprüfung des mit der Petition 
vorgetragenen Sachverhaltes keine 
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Anhaltspunkte für Fehlverhalten oder 
Versäumnisse der damit befassten 
polizeilichen Bediensteten ergeben hat. Der 
Petentin wird geraten, im Interesse des 
Kindeswohls und in ihrem eigenen Interesse 
eng mit dem Jugendamt zusammenzuarbeiten, 
damit die begleiteten Umgangskontakte 
beginnen können. 
 
Soweit die Petentin die Arbeit der mit den 
familiengerichtlichen Verfahren befassten 
Richterinnen und Richter beanstandet und 
diese als rechtlich fehlerhaft rügt, ist es dem 
Petitionsausschuss wegen der den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen auf ihre 
sachliche Richtigkeit zu überprüfen, 
abzuändern oder aufzuheben. 
 
 
 
18-P-2025-12537-00 
Wasser und Abwasser 
Kommunalabgaben 
 
 
Die Petentin wendet sich gegen die Anordnung 
zur Umsetzung des Kanalisationsanschlusses 
bzgl. ihres auf dem Gebiet der Stadt H. 
belegenen Grundstücks im Zuge der Emscher-
Sanierung. Sie führte dabei insbesondere aus, 
dass sie einen Gestattungsvertrag zur 
Einleitung von Abwasser in die Emscher habe, 
der einseitig durch die Verpflichtete nicht 
gekündigt werden könne. Zudem könnten ihr 
keine Kosten zur Durchsetzung des 
Kanalisationsanschlusses auferlegt werden, da 
es sich nicht um einen Neuanschluss im 
Rechtssinne handele. Ihr Grundstück sei im 
Rahmen der ursprünglichen Erschließung 
durch Einleitung von Abwasser in die Emscher 
im Rechtssinne bereits angeschlossen. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe gem. 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen behandelt und im Rahmen eines 
Erörterungsgesprächs mit der Petentin am 
19.08.2025 sowie mit einer beteiligten Behörde 
im Nachgang am 08.10.2025 erörtert. Die 
Sach- und Rechtslage sowie mögliche 
Handlungsempfehlungen wurden umfänglich 
geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss weist die Petentin 
zunächst darauf hin, dass die Frage der 
Rechtmäßigkeit der Anordnung zum 
Kanalisationsanschluss bzgl. ihres auf dem 
Gebiet der Stadt H. belegenen Grundstücks 
durch das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen rechtskräftig entschieden worden 
ist. Auf Grund der verfassungsrechtlich 

geschützten richterlichen Unabhängigkeit gem. 
Art. 97 Abs. 1 des Grundgesetzes ist es dem 
Petitionsausschuss nicht gestattet, gerichtliche 
Entscheidungen abzuändern, aufzuheben oder 
zu bewerten. Es verbleibt daher bei der 
gerichtlich bestätigten behördlichen 
Entscheidung zur Verpflichtung zum 
Kanalisationsanschluss. 
 
Der Petitionsausschuss hat mit den beteiligten 
Behörden beraten, ob auf anderem Wege eine 
Lösung für das Grundstück der Petentin 
herbeigeführt werden kann. 
Kostenbeteiligungen bzw. Kostenübernahmen 
im Zuge der Umsetzung der auferlegten 
Maßnahmen kommen jedoch nicht in Betracht. 
Zudem kann der Petentin auch kein Angebot 
zum Erwerb des Grundstückes gemacht 
werden, da eine wirtschaftliche Nutzung nicht 
absehbar erscheint. Daher verbleibt es bei der 
Anordnung der Stadt H., den Anschluss an die 
Kanalisation vorzunehmen. Andernfalls wäre 
eine Nutzung der auf dem Grundstück 
errichteten Wohnanlagen zu untersagen. 
Etwaig fortbestehende Nutzungen wären durch 
Veraltungszwang zu unterbinden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Möglichkeit, um im Sinne der Petentin tätig zu 
werden. Er sieht ferner keinen Anlass, um der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) Maßnahmen zu 
empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-12569-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petent war Teilnehmer des 
Bildungsganges Fachoberschule Polizei (FOS 
Polizei) zur Vorbereitung auf eine Einstellung 
in den Polizeivollzugsdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen der Laufbahngruppe 2.1. 
Den Teilnehmern der FOS Polizei wird im Falle 
des erfolgreichen Schulabschlusses eine 
Einstellungszusage erteilt, was als Zusage im 
Sinne des § 38 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) Bindungswirkung entfaltet. 
Voraussetzung für die Übernahme in den 
Polizeivollzugsdienst ist – neben dem 
erfolgreichen Abschluss der FOS Polizei – 
auch die charakterliche Eignung gem. § 12 
Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 2 der 
Verordnung über die Laufbahn der 
Polizeivollzugsbeamten des Landes 
Nordrhein-Westfalen (LVOPol). Bestehen 
begründete Zweifel an der charakterlichen 
Eignung eines Kandidaten, so kann auch die 
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Bindungswirkung der Einstellungszusage gem. 
§ 38 Abs. 3 VwVfg entfallen. 
 
Gegen den Petenten wurden mehrere 
Vorwürfe des persönlichen und politischen 
Fehlverhaltens erhoben. Die Anwürfe wurden 
von mehreren Mitschülerinnen bezeugt und an 
die Schul- sowie Ausbildungsleitung 
herangetragen. Nach einer gemeinsamen 
Anhörung der drei Mitschülerinnen, die 
lediglich in Form eines Vermerks zur Akte 
genommen worden ist, wurde dem Petenten 
am Tage der Abschlussnotenverkündung auch 
eine schriftliche Anhörung zur beabsichtigten 
Nichtberücksichtigung bei der Übernahme in 
den Polizeivollzugsdienst überreicht. Dazu 
wurde der Petent im Klassenverbund 
aufgefordert, mit der verkündenden Lehrkraft 
vor die Klassentür zu gehen. In diesem 
Rahmen wurden dem Petenten erstmals die 
Anwürfe und die beabsichtigte 
Nichtberücksichtigung eröffnet. Der Petent 
wurde zudem zur Unterschrift eines 
Empfangsbekenntnisses aufgefordert. Dieser 
Vorgang belastete den Petenten emotional 
erheblich. Er fühlte sich vor der Klasse 
bloßgestellt. Auch in der Öffentlichkeit wurde 
er bei privaten Gelegenheiten sowie in einer 
stigmatisierenden Art und Weise auf den 
Vorgang angesprochen. 
 
Zeitlich gleichlaufend zum verwaltungs-
rechtlichen Anhörungsverfahren wurde eine 
Strafanzeige wegen des Verdachts einer Tat 
nach § 130 StGB gefertigt und an die örtlich 
zuständige Staatsanwaltschaft weitergeleitet. 
Die Staatsanwaltschaft stellte das Verfahren 
kurz darauf mangels Anfangsverdachts ein. 
Die verwaltungsrechtliche Anhörung des 
Petenten erfolgte sodann schriftlich und unter 
anwaltlicher Vertretung. 
 
Der Petent stellte einen Antrag auf 
einstweiligen Rechtsschutz gem. § 123 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vor dem 
zuständigen Verwaltungsgericht. Er begehrte 
damit die Zulassung in der aktuellen 
Einstellungsrunde zum Polizeivollzugsdienst. 
Diesem Antrag wurde zunächst stattgegeben, 
da das Verwaltungsgericht erhebliche Zweifel 
an der durch das Landesamt für Ausbildung, 
Fortbildung und Personalangelegenheiten der 
Polizei Nordrhein-Westfalen (LAFP NRW) 
geschaffenen Tatsachengrundlage hatte. Das 
Verwaltungsgericht bemängelte die 
gemeinsame Vernehmung der Mit-
schülerinnen, die bloß pauschale Wiedergabe 
der Anwürfe sowie die rudimentäre und in 
Form eines Vermerks niedergelegte 
Vernehmungssituation. Das LAFP NRW nahm 
dies zum Anlass, die Zeuginnen erneut und 
getrennt voneinander zu vernehmen. Nach 

mehrfachen Vernehmungsversuchen und 
Vernehmungen konnte das LAFP NRW die 
Vorwürfe zumindest derart hinreichend 
konkretisieren, dass auf die Beschwerde des 
LAFP NRW gegen die zu Gunsten des 
Petenten erlassene einstweilige Anordnung 
diese wiederum aufgehoben worden ist. Das 
Verwaltungsgericht stellte nunmehr fest, dass 
die derart konkretisierten Anwürfe bei 
summarischer Prüfung im Verfahren des 
einstweiligen Rechtsschutzes geeignet sind, 
eine ungünstige Prognose über die 
charakterliche Eignung des Petenten für den 
Polizeivollzugsdienst nach vorläufiger 
Würdigung des Sachverhaltes zu tragen. Eine 
Einstellung in den Polizeivollzugsdienst 
erfolgte nicht. Das Hauptsacheverfahren 
wurde vom Petenten nicht mehr weiterverfolgt. 
 
Der Petent begehrt eine Prüfung des 
Verwaltungsverfahrens, da er sich in seinen 
Rechten verletzt sieht. 
 
Der Petitionsausschuss hat den Sachverhalt 
intensiv geprüft und neben den Berichten der 
Landesregierung und des LAFP NRW die 
Verwaltungs- und Gerichtsakten (diese 
lediglich informatorisch) auch selbst 
eingesehen. Zudem hat er die Petition gem. 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen behandelt und am 07.10.2025 im 
Landtag umfänglich erörtert. Die Sach- und 
Rechtslage wurde kritisch und erschöpfend 
bewertet. 
 
Zunächst stellt der Petitionsausschuss fest, 
dass er die gerichtlichen Entscheidungen in 
der Sache auf Grund der verfassungsrechtlich 
geschützten Unabhängigkeit der Richter und 
Gerichte gem. Art. 97 Abs. 1 des 
Grundgesetzes (GG) nicht aufzuheben, 
abzuändern oder zu bewerten vermag.  
 
Der Petitionsausschuss hat jedoch nach 
umfänglicher eigener Prüfung nicht 
unerhebliche Bedenken hinsichtlich der 
Sachbehandlung durch das LAFP NRW. 
Dessen Sachbehandlung und Sach-
verhaltsermittlungen weisen Mängel auf, die 
sich zum Nachteil des Petenten ausgewirkt 
haben könnten. Der Petitionsausschuss 
begrüßt es ausdrücklich, dass die am 
Erörterungstermin beteiligte Behörde die 
festgestellten Mängel grundsätzlich 
eingeräumt und bereits Maßnahmen zur 
Aufarbeitung ergriffen hat. 
 
Im Einzelnen:  
 
Die Eignung für den Polizeivollzugsdienst 
bemisst sich nach den Maßstäben des Art. 33 
Abs. 2 GG, § 3 Abs. 1 Nr. 2 LVOPol und § 109 
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Abs. 1 LBG NRW, wonach jeder Deutsche 
nach seiner Eignung, Befähigung und 
fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem 
öffentlichen Amte hat. Die Entscheidung über 
die charakterliche Eignung ist ein Akt 
wertender Erkenntnis, der wenn auch nur 
beschränkt, der gerichtlichen Kontrolle 
unterliegt. Der Dienstherr darf die Einstellung 
eines Bewerbers bereits dann ablehnen, wenn 
berechtigte Zweifel an dessen Eignung 
bestehen. Die verwaltungsgerichtliche 
Nachprüfung beschränkt sich jedoch auf 
Beurteilungsfehler. Insoweit ist sie begrenzt 
darauf, ob die Verwaltung den 
anzuwendenden Begriff oder den gesetzlichen 
Rahmen, in dem sie sich frei bewegen kann, 
verkannt hat oder ob sie von einem unrichtigen 
oder unvollständigen Sachverhalt aus-
gegangen ist, allgemein gültige Wertmaßstäbe 
nicht beachtet, sachfremde Erwägungen 
angestellt oder gegen Verfahrensvorschriften 
verstoßen hat. 
 
Für die Annahme von Zweifeln an der 
charakterlichen Eignung eines Einstellungs-
bewerbers als Unterfall der persönlichen 
Eignung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 LVOPol 
ist die prognostische Einschätzung 
entscheidend, inwieweit der Bewerber der von 
ihm zu fordernden Loyalität, Aufrichtigkeit, 
Zuverlässigkeit, Fähigkeit zur Zusammenarbeit 
und Dienstauffassung gerecht werden wird. 
Dies erfordert eine wertende Würdigung aller 
Aspekte des Verhaltens des Einstellungs-
bewerbers, die einen Rückschluss auf die für 
die charakterliche Eignung relevanten 
persönlichen Merkmale zulassen. 
 
Der beurteilenden Behörde, hier dem LAFP 
NRW, kommt nach den vorstehenden und 
obergerichtlich in ständiger Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätzen eine heraus-
gehobene Verantwortung bei der Ermittlung 
der relevanten Umstände zu, um 
Rückschlüsse auf die charakterliche Eignung 
belastbar feststellen zu können. Ermittlungen 
zu Anwürfen persönlichen und politischen 
Fehlverhaltens müssen derart umfassend und 
nach juristischen Standards geführt werden, 
dass eine gerichtsfeste Tatsachengrundlage 
geschaffen wird. Im vorliegenden Falle ist 
zunächst augenfällig, dass die Anwürfe 
lediglich in Form eines Vermerkes über eine 
gemeinschaftliche Vernehmung der Mit-
schülerinnen niedergelegt worden sind. Der 
darauf gestützte und die Einstellung in den 
Polizeivollzugsdienst ablehnende Verwaltungs-
akt begegnete daher – wie bereits festgestellt 
– erheblichen verwaltungsgerichtlichen 
Bedenken. Die Nachermittlungen konzen-
trierten sich auf die Mitschülerinnen und waren 
geeignet, im Verfahren des einstweiligen 

Rechtsschutzes und bei summarischer – also 
bei rein schriftlicher – Prüfung des Sach-
verhaltes die Ablehnung der Einstellung des 
Petenten zu tragen.  
 
Der Petitionsausschuss hat Bedenken, ob 
dieses Ergebnis einer tatsächlich 
durchgeführten mündlichen Hauptverhandlung 
standgehalten hätte. Die Vernehmungen 
beschränkten sich lediglich auf die 
Mitschülerinnen. Weitere Zeuginnen oder 
Zeugen, insbesondere Lehrkräfte, wurden 
nicht angehört. Augenfällig ist dabei, dass 
mehrere Anwürfe Sachverhalte im Unterricht 
betreffen. Es hätte daher – aus Sicht des 
Petitionsausschusses – nahegelegen, hier 
Erkundungen auch bei den Lehrkräften 
einzuholen, die den Petenten zu be- oder 
entlasten geeignet gewesen wären. Dies ist 
unterblieben. Auch weitere Mitschüler wurden 
zu den Anwürfen nicht befragt. Durch den 
Petenten seinerseits aufgezeigte Sach-
verhalte, die vorhergehende Konflikte 
zwischen ihm und den Mitschülerinnen 
betrafen, wurden nicht ausermittelt. Dies lässt 
Fragen zum tatsächlichen Geschehen sowie 
zum Gang der Ermittlungen offen, die sich – 
da eine mündliche Hauptverhandlung in der 
Sache nicht durchgeführt worden ist – 
insbesondere auch im Petitionsverfahren nicht 
mehr aufklären lassen und eine Einstellung 
des Petenten verhindert haben. Ob dies 
nunmehr auf zutreffenden tatsächlichen 
Erwägungen beruht, bleibt aus Sicht des 
Petitionsausschusses in Teilen offen. 
 
Besonders bedauerlich empfindet der 
Petitionsausschuss den Umstand der 
Notenverkündung und Übergabe des 
Anhörungsschreibens an den Petenten. Dabei 
ist es aus Sicht des Petitionsausschusses 
unerheblich, ob Anwürfe im Allgemeinen 
materiell zutreffend oder unzutreffend erhoben 
werden. Die Art der Übergabe eines einen 
ungünstigen Verwaltungsakt vorbereitenden 
Anhörungsschreibens im Rahmen des 
Klassenverbandes – wenngleich einzeln vor 
dem Klassenzimmer – ist geeignet, die 
Vertraulichkeit eines solch belastenden 
Vorganges zu stören und eine öffentliche 
Stigmatisierung zu begünstigen. Ein 
sensiblerer Umgang mit dem Sachverhalt wäre 
aus Sicht des Petitionsausschusses zum 
Schutz der Persönlichkeitsrechte des Petenten 
angezeigt gewesen. Dies zeigt sich 
insbesondere daran, dass der Petent auch 
heute noch im privaten Umfeld von 
Polizeischülern auf den Vorgang in 
stigmatisierender Art und Weise angesprochen 
wird. Dies belastet den Petenten auch heute 
noch emotional in erheblicher Weise. 
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Der Petitionsausschuss empfiehlt der 
Landesregierung (Ministerium des Innern), 
Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, 
dass Prognoseentscheidungen zur 
charakterlichen Eignung von Polizeibewerbern 
jederzeit auf ausermittelten und gerichtsfesten 
Feststellungen beruhen, um der besonderen 
Verantwortung im Rahmen von Ent-
scheidungen mit Beurteilungsspielräumen 
gerecht zu werden. Zudem bittet der 
Petitionsausschuss darum sicherzustellen, 
dass belastende Verwaltungsakte im Rahmen 
der – auch vorbereitenden – polizeilichen Aus- 
und Weiterbildung jederzeit vertraulich 
behandelt und übergeben werden, um 
Stigmatisierungen zu vermeiden und den 
Schutz von Persönlichkeitsrechten sicher-
zustellen. Im Übrigen besteht kein Anlass, um 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-12945-00 
Wohnungswesen 
 
 
Die Petentin wandte sich gegen die 
hygienischen sowie die allgemeinen 
Unterbringungsbedingungen in Wohnungs-
losenunterkünften der Stadt D. Die 
wohnungslose Petentin wurde zunächst in 
einer provisorischen Unterkunft untergebracht, 
ehe sie einer Unterkunft an der S.-Straße in D. 
zugewiesen wurde. Dort bemängelte sie die 
hygienischen Zustände, insbesondere die 
unregelmäßige Müllentleerung, eine 
mangelhafte Reinigung der Unterkünfte sowie 
eine damit einhergehende Verwahrlosung der 
Anlage. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe gem. 
Art. 41a der Landesverfassung für Nordrhein-
Westfalen behandelt. Er beabsichtigte, die 
Eingabe insbesondere im Rahmen eines 
Ortstermins mit der Petentin umfänglich zu 
prüfen. Einen ersten Erörterungstermin sagte 
die Petentin ohne Angabe von Gründen 
kurzfristig ab. Der Termin wurde aufgehoben. 
Zwischenzeitlich wurde die Petentin einer 
anderen Einrichtung an der G.-Straße 
zugewiesen. Nach telefonischer Rücksprache 
mit der Petentin erklärte sie, dass sich ihre 
Eingabe damit erledigt habe. Die Mängel 
beträfen die Einrichtung an der G.-Straße 
nicht. Dem Petitionsausschuss war es daher 
nicht möglich, sich im Rahmen eines 
Ortstermins einen eigenen Eindruck von den 
Unterkünften zu verschaffen. 
 
Der Petitionsausschuss erklärt die Eingabe 
daher gem. § 97 Abs. 5 lit. c) der 
Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-

Westfalen für erledigt. Sollte die Petentin 
zukünftig neuerliche Schwierigkeiten oder 
Anregungen im Zusammenhang mit der 
Unterbringung in Wohnungslosenunterkünften 
in der Stadt D. haben, steht es ihr frei, sich 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-13001-00 
Unfallversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und die Eingabe zum 
Anlass genommen, einen Erörterungstermin 
gemäß Art. 41a der Landesverfassung 
durchzuführen. 
 
Die Petentin hat durch einen Vorfall am 
15.07.2024 an ihrem Arbeitsplatz einen 
Arbeitsunfall erlitten, was dem Grunde nach 
auch durch die Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen anerkannt wurde. Streitig ist dabei, 
ob und in welchem Umfang auf den 
Arbeitsunfall zurückzuführende kausale 
gesundheitliche Folgen bei der Petentin 
vorliegen. Gegen die entsprechenden 
Bescheide hat die Petentin Widerspruch 
eingelegt, soweit diese Sozialleistungen nach 
dem SGB VII ablehnen. Das 
Widerspruchsverfahren ist noch nicht beendet. 
 
Der Ausschuss hat Verständnis, dass die 
Petentin sich durch den Arbeitsunfall 
beschwert fühlt. Gleichzeitig kann der 
Ausschuss die gesundheitlichen Folgen und 
die Frage der Kausalität nicht bewerten. Er 
begrüßt daher ausdrücklich und nimmt 
wohlwollend zur Kenntnis, dass die 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen und das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales zugesagt haben, im Rahmen des 
derzeit noch laufenden Widerspruchs-
verfahrens Gutachten einzuholen, die über die 
beratungsärztlichen Stellungnahmen hinaus zu 
der Frage etwaiger kausaler auf den 
Arbeitsunfall zurückzuführender Gesundheits-
beeinträchtigungen Stellung nehmen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Unterschied zwischen 
beratungsärztlichen Stellungnahmen und 
Gutachten für Laien nicht immer klar 
verständlich ist und es sich erheblich auf die 
empfundene Verfahrensgerechtigkeit aus-
wirken kann, wenn diese Klarheit nicht vorliegt. 
Im Interesse der Förderung der Akzeptanz von 
Verwaltungsentscheidungen regt der Aus-
schuss daher an, die Bescheide der 
Unfallkasse sowie die Stellungnahmen der 
Expertinnen und Experten sprachlich in dieser 
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Hinsicht sensibel zu gestalten und die 
derzeitige Verwaltungspraxis auf diesen 
Aspekt hin zu untersuchen und gegebenenfalls 
anzupassen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
keine Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) Maßnahmen zu empfehlen. Der 
Ausschuss bittet die Landesregierung um 
Nachbericht nach sechs Monaten. Er wünscht 
der Petentin alles Gute.  
 
 
 
18-P-2025-13043-00 
Forst- und Jagdwesen 
Landschaftspflege 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petent beanstandete die verzögerte bzw. 
verschobene Bearbeitung einer Fach- und 
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den 
Oberbürgermeister der Stadt B. sowie die ihm 
unterstellte Behörde. 
 
Der Sachverhalt wurde durch den 
Petitionsausschuss umfänglich geprüft. 
Zwischenzeitlich sind die erhobenen 
Beschwerden durch die zuständige 
Bezirksregierung geprüft und beschieden 
worden. Die verzögerte Bearbeitung war 
sachlich durch anhängige Gerichtsverfahren 
begründet. Dieser Begründung folgte auch die 
Landesregierung als zuständige Oberste 
Landesbehörde. Die Bezirksregierung D. sah 
keine Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges 
Verhalten des Oberbürgermeisters der Stadt B. 
Auch der Petitionsausschuss vermag 
belastbare Anhaltspunkte nicht zu erkennen. 
 
Die der Petition zugrundeliegenden materiell-
rechtlichen Fragen sind sämtlich vor 
unterschiedlichen Zivil- und Verwaltungs-
gerichten streitbefangen. Auf Grund der 
verfassungsrechtlich geschützten richterlichen 
Unabhängigkeit gem. Art. 97 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und § 97 Abs. 3 lit. a) der 
Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-
Westfalen ist eine dahingehende Prüfung nicht 
angezeigt. Zudem ist es dem Ausschuss 
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen 
aufzuheben, abzuändern oder zu bewerten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
um der Landesregierung (Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung 
sowie dem Ministerium für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 

Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme der Landesregierung. 
 
 
 
18-P-2025-13108-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent ist als hauptamtlicher Betreuer im 
Kreis H. tätig. Er befürchtet, dass in einem 
konkreten Fall ein durch ihn Betreuter nach 
seiner Entlassung aus einer geschlossenen 
Klinik für Psychiatrie zu Eigen- und 
Fremdgefährdung neigt, da er nicht adäquat 
untergebracht werden kann. Der Petent sieht 
über diesen Einzelfall hinaus ein 
umfassenderes, strukturelles Defizit im Raum 
A. bei der Anschlussversorgung dieser sog. 
Nichtbehandlungsfälle. Dabei handelt es sich 
um Menschen mit psychischen Erkrankungen, 
deren Akutbehandlung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus als ab-
geschlossen gilt, die aber aus 
unterschiedlichen Gründen (noch) nicht in 
anderen vorhandenen Leistungsangeboten 
weiter versorgt werden können. Aufgrund nicht 
in ausreichender Menge vorhandener 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe für diese 
Patienten und des hohen Aufnahmedrucks der 
Psychiatrischen Krankenhäuser käme es 
immer wieder zu diesen problematischen 
Situationen. Der Petent bittet daher auch um 
Prüfung der generellen Versorgungssituation 
solcher Fälle im Raum A. 
 
Der Ausschuss hat zur Kenntnis genommen, 
dass die Überprüfung des mit der Petition 
vorgetragenen Sachverhalts durch die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) keine Anlasspunkte 
für ein nicht rechtskonformes Handeln der 
Klinik nach PsychKG oder dem KHGG NRW 
ergeben hat.   
 
Der Petitionsausschuss konnte sich davon 
überzeugen, dass die Anschlussversorgung in 
dem vom Petenten konkret angeführten 
Einzelfall sichergestellt worden ist. Die 
betreffende Person ist nunmehr in einer 
betreuten Wohneinrichtung des Landschafts-
verbands Westfalen-Lippe untergebracht. Der 
Aufenthalt des Patienten in der psychiatrischen 
Klinik erfolgte im Rahmen einer be-
treuungsrechtlichen Unterbringung, eine akute 
Gefährdungslage habe nicht vorgelegen. 
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Der Ausschuss begrüßt ausdrücklich das 
Projekt des Kreises H., der eine eigene Stelle 
für solche „Systemsprenger“ geschaffen hat, 
die auch als „Blaupause“ für andere 
Kommunen dienen mag.  
 
Aufgrund nicht in ausreichender Menge 
vorhandener Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe für diese Patienten und 
des hohen Aufnahmedrucks der 
Psychiatrischen Krankenhäuser kommt es 
immer wieder zu diesen problematischen 
Situationen. Für die Patientengruppe, zu der 
der benannte Patient gehört, gibt es eine 
regionale Versorgungsproblematik. Diese 
Patienten sind nicht in der Lage, selbständig 
ihr Leben zu gestalten und zu strukturieren, 
neigen ggf. zu Delinquenz oder Aggressivität. 
Zugleich sind aber die Möglichkeiten der 
stationär-psychiatrischen Krankenversorgung 
nicht für ihre Bedürfnisse geeignet, nachdem 
sie stationär behandelt und medikamentös 
eingestellt wurden. 
 
Weitere strukturelle Ursachen der 
Unterversorgung sind sehr vielschichtig: Hierzu 
zählen etwa der Mangel an qualifiziertem 
medizinischem und pflegerischem Personal, 
der Abbau stationärer Kapazitäten in 
Fachkliniken in den vergangenen Jahren, der 
Rückgang der Anzahl an niedergelassenen 
Psychiater/innen (gerade auch im ländlichen 
Raum) und der Mangel an besonderen 
Wohnformen durch den Grundsatz „ambulant 
vor stationär“. Diese können nur schrittweise 
behoben werden. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass auch die lange Dauer der Anerkennung 
ausländischer Berufs- und Studienabschlüsse 
– im Vergleich zu anderen Bundesländern – 
die Thematik weiter verschärft. 
 
Die Problematik der fehlenden Angebote für 
Menschen mit psychischer Erkrankung und 
herausforderndem Verhalten ist der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) bekannt und es wird 
auf verschiedenen Ebenen an Lösungen 
gearbeitet: 
 
Das Thema „Handlungsempfehlungen der AG 
Übergänge an der Schnittstelle von 
Allgemeinpsychiatrie sowie forensischer 
Psychiatrie und Eingliederungshilfe passgenau 
gestalten“ war im Oktober auf der 
Tagesordnung der Amtschefkonferenz der 
Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK), 
und wird im November auch bei der ASMK 
selbst nochmals Thema sein. 
 

In der MAGS-internen „AG Schnittstellen“ (hier 
tauschen sich Psychiatrie, Eingliederungshilfe 
und Forensik regelmäßig aus) wird vorrangig 
an einem Papier mit konkreten Zielen, 
Maßnahmen und Zeitperspektiven gearbeitet. 
 
Grundlage bilden zwar die ASMK-
Handlungsempfehlungen, allerdings sollen 
diese mit Blick auf die Situation in NRW 
entsprechend übertragen werden, um konkrete 
Ansätze zu entwickeln.  
 
Ebenfalls im MAGS angesiedelt ist die 
„Initiative Gewaltschutz“, diese hat den Bericht 
der Expertenkommission zur Grundlage, 
aufgrund der überschneidenden Themen 
ergeben sich auch hier immer wieder 
Verknüpfungen zur internen AG Schnittstelle. 
 
Der Petitionsausschuss überweist die Petition 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des 
Landtags als Material an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales, um auf die 
strukturellen Missstände im Bereich der 
Versorgung von „Nichtbehandlungsfällen“ 
aufmerksam zu machen und weist hierbei auch 
auf die Ursachen des Phänomens hin. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung um aktuellen Stand ihrer 
Bemühungen der adäquaten Versorgung zum 
30.06.2026. 
 
 
 
18-P-2025-13117-01 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage informiert.  
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen. 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-13159-01 
Vollzug der Sicherungsverwahrung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten – auch unter 
Berücksichtigung neuen Vorbringens – geprüft. 
Er sieht weiterhin keine Möglichkeit, dem 
Anliegen zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
13.05.2025 verbleiben. 
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18-P-2025-13188-00 
Ausländerrecht 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen der 
Petentin und die der Petition zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage geprüft.  
 
Der Petentin wurde im Juli 2024 vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die 
Flüchtlingseigenschaft zuerkannt. Seit August 
2024 versuchte sie von der zuständigen 
Ausländerbehörde eine Aufenthaltserlaubnis 
zu erhalten. Eine persönliche Vorsprache war 
der Petentin ihren Angaben zufolge nicht 
möglich, da ihr der Zugang zur Behörde 
verwehrt wurde. Der E-Mail-Verkehr mit der 
zuständigen Ausländerbehörde sowie der 
Beschwerdestelle belegen die weiteren 
Versuche der Petentin, eine 
Aufenthaltserlaubnis zu erhalten. Der 
Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass 
der Petentin im Februar 2025 fälschlicherweise 
eine Ausbildungsduldung erteilt. Die ihr 
zustehende Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 2 AufenthG wurde der Petentin erst im 
April 2025 erteilt.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt darüber hinaus 
zur Kenntnis, dass die Petentin nach 
Einstellung der Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zum 31.01.2025 
Probleme hatte, ihren zusätzlich zu ihrem 
Ausbildungsgehalt bestehenden Sozial-
leistungsanspruch zu realisieren. Sie 
argumentierte dies mit der fehlenden 
Aufenthaltserlaubnis. Zwischenzeitlich hat die 
Petentin mitgeteilt, dass die Leistungs-
gewährung durch das Jobcenter 
aufgenommen wurde und rückwirkend ab 
Februar 2025 erfolgte.  
 
Dem Petitionsbegehren wurde mit Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis sowie durch die 
rückwirkende Sicherstellung der Sozial-
leistungen entsprochen. Gleichwohl konnte im 
Petitionsverfahren das Vorgehen der 
Ausländerbehörde in Bezug auf die 
Antragstellung, Antragsbearbeitung und 
Kommunikation mit der Petentin nicht 
nachvollzogen werden.  
 
 
 
18-P-2025-13284-01 
Arbeitsschutz 
 
 
Der Petent begehrt weiterhin Auskunft zu den 
konkreten Maßstäben für den Erhalt seiner 
sprengstoffrechtlichen Fachkunde. 

Insbesondere bittet er um die Benennung einer 
bestimmten Menge an Treibladungspulver, 
deren Erwerb eine Wiederholung des 
vollständigen Fachkundelehrgangs entbehrlich 
machen würde. 
 
Der Petitionsausschuss hat die zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage erneut geprüft. 
Die Bewertung der Fachkunde im Rahmen 
einer Erlaubnis nach dem Sprengstoffgesetz 
setzt stets eine fallbezogene Prüfung voraus, 
bei der die jeweiligen Umstände individuell zu 
würdigen sind. Die Einführung pauschaler 
Richtwerte oder verbindlicher Mindestmengen 
wird als nachvollziehbar, aber nicht zielführend 
eingeschätzt. Auch bei fehlendem oder 
geringem Erwerb von Treibladungspulver 
können nachvollziehbare Gründe vorliegen, 
die eine Aufrechterhaltung der Fachkunde 
rechtfertigen. 
 
Die vom Petenten darüber hinaus 
vorgeschlagene Möglichkeit zur Teilnahme an 
Auffrischungslehrgängen wird als grund-
sätzlich denkbar angesehen, erfordert jedoch 
eine gesetzliche Grundlage. Eine ent-
sprechende Änderung des bundesrechtlich 
geregelten Sprengstoffrechts wäre durch den 
Bundesgesetzgeber zu prüfen. 
 
Insgesamt sieht der Petitionsausschuss auch 
weiterhin keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. Im Übrigen 
muss es beim Beschluss vom 13.05.2025 
bleiben. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) vom 24.09.2025. 
 
 
 
18-P-2025-13296-00 
Kindergartenwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. 
 
Der Petent begehrt Unterstützung bei der 
Aufarbeitung eines Konflikts seiner 
Enkelkinder in der Kindertagesstätte. Zum 
einen wendet er sich gegen die erfolgte 
Kündigung des Betreuungsvertrages. Zum 
anderen bemängelt er den Umgang der 
Leitung, sowie der Erzieherinnen und Erzieher 
mit den Kindern. 
 
Hinsichtlich der gerügten Kündigung hat der 
Ausschuss erkannt, dass es sich um ein 
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privatrechtliches Problem handelt, das sich der 
Aufsicht durch den Petitionsausschuss 
entzieht. Das gerichtliche Verfahren hierzu 
bleibt abzuwarten. Gemäß Artikel 97 des 
Grundgesetzes ist dem Ausschuss eine 
Überprüfung, Änderung oder Aufhebung der 
gerichtlichen Entscheidung wegen der zu 
wahrenden richterlichen Unabhängigkeit nicht 
möglich. 
 
Mit Befremden hat er jedoch den Umgang mit 
den Kindern im Zusammenhang mit der 
Kündigung des Betreuungsvertrages zur 
Kenntnis genommen. Insbesondere die 
Tatsache, dass persönliche Gegenstände 
offenbar schon vor Ablauf der Betreuungszeit 
nicht mehr ausgehändigt werden konnten, hält 
er für inakzeptabel. Er appelliert an die 
zuständigen Stellen, diese Situation – sofern 
noch nicht geschehen – auch im Nachhinein 
aufzuklären und sich, falls sich der Vorwurf 
bewahrheitet, für dieses Verhalten zu 
entschuldigen. Trotz der teilweise 
herausfordernden Situationen, die im Bereich 
der Kinderbetreuung für Erzieherinnen und 
Erzieher auftreten, hält er einen vom Verhältnis 
zu den Eltern losgelösten Kontakt und 
Umgang mit den Kindern für immens wichtig 
für die Gewährleistung der in Artikel 6 der 
Landesverfassung garantierten Rechte der 
Kinder.  
 
Die Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration NRW) wird um ergänzenden 
Bericht zur Aufklärung der Situation bis zum 
20.01.2026 gebeten. 
 
 
 
18-P-2025-13308-00 
Straßenbau 
Grundsteuer 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Die Petition richtet sich gegen die Versperrung 
der Zuwegung seines Grundstücks im 
Stadtgebiet, da damit eine Nutzung und Pflege 
des Grundstücks unmöglich sei. Wegen der 
fehlenden Nutzungsmöglichkeit begehrt der 
Petent außerdem eine geringere 
Grundsteuerbelastung. Zudem wendet er sich 
gegen die Erhöhung des Hebesatzes der 
Grundsteuer. Der Petitionsausschuss hat die 
Sach- und Rechtslage der Eingabe des 
Petenten geprüft, nachdem er sich hierzu von 
der Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr – MUNV) 
unterrichten lassen hat.  
 

Für das Grundstück des Petenten besteht 
keine naturschutzrechtliche Verpflichtung für 
eine Pflege. Auch besteht kein Anspruch aus 
dem Straßen- und Wegegesetz Nordrhein-
Westfalen auf Zuwegung. Im Übrigen wird 
darauf verwiesen, dass die Angelegenheit 
vorwiegend einer zivilgerichtlichen Klärung 
bedarf, die im Hauptsacheverfahren noch nicht 
angestrengt wurde. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (MUNV) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Zur weiteren Information übersendet der 
Petitionsausschuss dem Petenten eine Kopie 
der Stellungnahme vom MUNV vom 
11.09.2025. 
 
 
 
18-P-2025-13332-01 
Psychiatrische Krankenhäuser 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent beanstandet den Beschluss des 
Petitionsausschusses vom 29.07.2025. Der 
Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
sowie das Anliegen des Petenten erneut 
geprüft. Er sieht weiterhin keine Möglichkeit, 
dem Anliegen zu Erfolg zu verhelfen. Es muss 
daher beim Beschluss des Petitions-
ausschusses vom 29.07.2025 bleiben. 
 
 
 
18-P-2025-13359-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und die Eingabe zum 
Anlass genommen, einen Erörterungstermin 
gemäß Art. 41 a der Landesverfassung 
durchzuführen. 
 
Bei den Petenten handelt es sich um eine 
vierköpfige Familie. Sie reisten im März 2021 
in die Bundesrepublik Deutschland ein. Sie 
stammen aus der Region Ninive im Nordirak 
und sind Angehörige des Volkes der Jesiden. 
Die Petentin ist schwer psychisch erkrankt. Der 
Asylantrag der Petenten wurde durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge als 
offensichtlich unbegründet abgelehnt, die 
gegen den Bescheid gerichtete Klage wurde 
durch das Verwaltungsgericht Minden 
abgewiesen.  
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Der Petitionsausschuss kann den Wunsch des 
Petenten nach einem dauerhaften 
Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik gut 
nachvollziehen. Er nimmt jedoch zur Kenntnis, 
dass die Voraussetzungen eines Bleiberechts 
derzeit nicht vorliegen. Insbesondere nimmt er 
zur Kenntnis, dass die eingereichten ärztlichen 
Atteste nicht der durch das Aufenthaltsgesetz 
vorgeschriebenen Form entsprechen, um eine 
Aussetzung der Abschiebung zu prüfen, 
solche Atteste aber nachgereicht werden 
können.  
 
Er nimmt darüber hinaus zur Kenntnis, dass 
die Härtefallkommission beim Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration ein positives Ersuchen 
ausgesprochen hat, die Gründe für das 
Ersuchen jedoch noch nicht vorliegen.  
 
Der Ausschuss hebt lobend hervor, dass der 
Petent seit gut einem halben Jahr einer 
Vollzeitbeschäftigung nachgeht und so den 
Lebensunterhalt der Familie sichern kann. Die 
Kinder der Petenten gehen darüber hinaus 
regelmäßig zur Schule und sind nach Auskunft 
der Schulleitung gut integriert. Die Petenten 
nehmen regelmäßig und gewissenhaft alle 
Termine bezüglich des Schulbesuchs ihrer 
Kinder wahr. Die Familie bemüht sich derzeit, 
Pässe für die beiden Kinder zu erhalten. Der 
Ausschuss bittet die Petenten, alle 
diesbezüglichen Nachweise der 
Ausländerbehörde und dem Ausschuss 
vorzulegen. 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass die auslaufende 
Duldung der Petenten um sechs Monate 
verlängert wird. Er bittet die 
Ausländerbehörde, wie im Erörterungstermin 
besprochen, sich nach dem bereits gestellten 
Antrag auf Verlängerung der Duldung zu 
erkundigen.  
 
Der Ausschuss appelliert an die Petenten, sich 
schnell zu bemühen, die deutsche Sprache zu 
erlernen und einen Integrationskurs zu 
besuchen und die Prüfung zum Test „Leben in 
Deutschland“ abzulegen.  
 
Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) um 
Nachbericht bis zum 15.05.2026. 
 
Dieser Beschluss ergeht als Zwischen-
bescheid. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-13360-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Die Petentin begehrt 
für sich und ihren fast einjährigen Sohn ein 
Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet.  
 
Soweit die Petentin geltend macht, dass ihr 
und ihrem Sohn der Ehrenmord in der Türkei 
drohe, handelt es sich hierbei um ein 
zielstaatsbezogenes Abschiebungshindernis. 
Die Entscheidung über zielstaatsbezogene 
Abschiebungshindernisse trifft das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge. Die Petentin ist 
nach negativem Abschluss ihres 
Asylverfahrens zur Ausreise aus dem 
Bundesgebiet verpflichtet. Das Asylverfahren 
ihres Sohnes ist noch nicht abgeschlossen. 
Die Petentin wird derzeit im Bundesgebiet 
geduldet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petentin die Voraussetzungen für ein 
asylverfahrensunabhängiges Aufenthaltsrecht 
aktuell nicht erfüllt. Der Petentin wird 
anheimgestellt, sich bei der Ausländerbehörde 
nach den Voraussetzungen für eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG zu 
erkundigen und sofern ihr dies möglich sein 
sollte, das Vorliegen der Voraussetzungen 
nachzuweisen.  
 
Im Übrigen steht es der Petentin frei, sich an 
die Härtefallkommission des Landes 
Nordrhein-Westfalen zu wenden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-13377-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petent erwarb ein Grundstück, welches 
auf dem Gebiet der Stadt D. belegen ist. Die 
Stadt D. machte von ihrem gemeindlichen 
Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch 
Gebrauch, da sie auf Grund eines 
Straßenneubaus ein öffentliches Interesse an 
einem Teil des Grundstücks hatte. Auf Grund 
der Geltendmachung des Vorkaufsrechts an 
dem Teilgrundstück musste der notarielle 
Kaufvertrag abgeändert werden. Der Petent 
schuldete aus dem ursprünglichen Kaufvertrag 
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Erwerbsnebenkosten, insbesondere Notar-
kosten sowie Grunderwerbssteuer. Zwar erhält 
der Petent die Grunderwerbssteuer nach 
Antragstellung erstattet. Die Notarkosten sowie 
eventuell anfallende Maklergebühren 
schuldete der Petent jedoch weiterhin. 
 
Der Petent regte daher an, einen gesetzlichen 
Tatbestand zu Gunsten von Grundstücks-
erwerbern zu schaffen, um Käufer von 
Grundstücken vor der Auferlegung unnötiger 
Kosten bei Ausübung von öffentlichen 
Vorkaufsrechten, etwa dem gemeindlichen 
Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch, zu 
schützen. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten gem. Art. 41a der Landesverfassung 
behandelt und im Rahmen eines 
Behördentermins am 29.10.2025 umfänglich 
erörtert und geprüft. Er erkennt das 
Spannungsfeld zwischen der Privatautonomie 
von Grundstückserwerbern einerseits und dem 
schutzwürdigen Interesse vor vermeidbarer 
Kostenauferlegung andererseits. Nach der 
derzeitigen Rechtslage ist der Erwerber eines 
Grundstücks selbst verpflichtet, vor notariellem 
Vertragsschluss zu prüfen, ob die Gemeinde 
oder ein anderer öffentlicher Träger ein ihm 
zustehendes Vorkaufsrecht ausüben wird. Ein 
nicht informierter Grundstückserwerber ist hier 
also regelmäßig dem Risiko ausgesetzt, dass 
ihn die Ausübung eines öffentlichen 
Vorkaufsrechts mit Kosten belastet. Der 
Petitionsausschuss erkennt an, dass das 
Prinzip der Privatautonomie den Erwerber 
eines Grundstücks mit weitreichenden eigenen 
Informationsverpflichtungen belastet. Auf 
Grund der herausragenden Rechts- und 
Vertrauensstellung des zum Vertragsschluss 
und der Eigentumsübertragung an 
Grundstücken erforderlichen Notares erscheint 
es jedoch aus Sicht des Ausschusses rechtlich 
vertretbar, die Risikoverteilung zu Gunsten von 
privaten Grundstückserwerbern zu ver-
schieben und dessen Rechtsstellung zu 
verbessern. Dies könnte aus Sicht des 
Petitionsausschusses möglicherweise durch 
Anpassung des notariellen Berufs- und 
Kostenrechts erfolgen. 
 
Der Petitionsausschuss überweist die Petition 
als Material gem. § 99 der Geschäftsordnung 
des Landtages Nordrhein-Westfalen an den 
Rechtsausschuss. Er bittet die Aus-
schussmitglieder zu prüfen, ob der 
Rechtsausschuss eine Möglichkeit sieht, sich 
für eine Regelung im Sinne des Petenten – 
auch im Rahmen einer Bundesratsinitiative – 
einzusetzen. 
 

Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung 
Nordrhein-Westfalen. 
 
 
 
18-P-2025-13419-01 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe der Petenten – auch unter 
Berücksichtigung neuen Vorbringens – geprüft. 
Er sieht weiterhin keine Möglichkeit, dem 
Anliegen zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
02.09.2025 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-13431-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst.  
 
Der Petent beklagt, dass die Schule seiner 
Kinder nicht zu Gesprächen bereit sei, obwohl 
mehrfach Schwierigkeiten aufgetreten seien. 
Der Ausschuss hat die Landesregierung 
(Ministerium für Schule und Bildung NRW) 
anlässlich der Vorwürfe um Stellungnahme 
gebeten. Er hat erkannt, dass das 
Vertrauensverhältnis zwischen Schule und 
Petent belastet ist und die Kommunikation 
beider Parteien mit zunehmenden Vorwürfen 
schwieriger geworden ist. Erleichtert hat er 
jedoch zur Kenntnis genommen, dass zu den 
Kindern selbst ein gutes Vertrauensverhältnis 
gepflegt werden konnte und der Umgang stets 
höflich und lösungsorientiert gewesen sei. 
 
Da sich im Laufe des Petitionsverfahrens 
herausgestellt hat, dass der Petent 
umgezogen und das Land Nordrhein-
Westfalen verlassen hat, sieht der Ausschuss 
keine Notwendigkeit mehr, in dem Verfahren 
zu vermitteln oder der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Ausschuss appelliert jedoch an das hier 
vormals zuständige Jugendamt, neben der 
ordnungsgemäßen Fallübergabe das nunmehr 
zuständige Jugendamt präventiv zu 
sensibilisieren und zu bitten, die Familie bei 
Bedarf zu unterstützen und nicht aus den 
Augen zu verlieren. 
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Der Ausschuss wünscht dem Petenten und 
seinen Kindern alles Gute. 
 
 
 
18-P-2025-13564-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin bittet um Unterstützung im 
Rahmen ihres Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung der Petentin. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt. 
 
Gleichzeitig nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass noch nicht abschließend 
geklärt ist, ob bestimmte Ein-
bürgerungsvoraussetzungen von der Petentin 
erfüllt werden müssen. Die Ausländerbehörde 
wird diesbezüglich noch auf die Petentin 
zukommen. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, eng mit der zuständigen 
Ausländerbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah 
einzureichen. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-13862-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent moniert die im Jahr 2025 
vorgenommene Pflanzung eines Straßen-
baumes im öffentlichen Straßenraum vor 
seinem Grundstück, da er sich von besagtem 
Baum beeinträchtigt fühlt. Er fordert die 
Entfernung des Baumes und eine 
Verkleinerung des angrenzenden Beetes. 

Zudem kritisiert der Petent die unzureichende 
Kommunikation seitens der Gemeinde und 
bittet um Unterstützung im laufenden 
Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme fest, dass im vorliegenden Fall 
kein Anspruch des Petenten hinsichtlich der 
Entfernung des petitionsgegenständlichen 
Baumes und der Verkleinerung des 
umgebenden Beetes besteht. Die Pflanzung 
des Baumes erfolgte pflichtgemäß im Rahmen 
der gemeindlichen Straßenbaulast und liegt im 
Gestaltungsspielraum der Gemeinde.  
 
Eine nicht zu duldende Beeinträchtigung für 
den Petenten ist hier nicht erkennbar, da die 
Erreichbarkeit und funktionale Nutzung des 
Grundstücks des Petenten weiterhin 
gewährleistet ist. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
Behörden im vorliegenden Fall nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen haben und somit 
auch kein Anlass besteht, kommunal-
aufsichtlich tätig zu werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-13958-00 
Bauleitplanung 
Energienutzung 
 
 
Die Petition richtet sich gegen die Errichtung 
eines Elektrolyseurs durch die Stadtwerke. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft.  
 
Planungs- und baurechtlich wurde festgestellt, 
dass die ausschließliche Nutzung des 
produzierten Wasserstoffs für den eigenen 
Verbrauch durch die Stadtwerke nicht der 
Festsetzung „Gemeinbedarfsfläche - 
Stadtwerke“ im Flächennutzungsplan 
widerspricht. 
 
Das geplante Vorhaben „Errichtung einer 
Wasserstoff-Produktionsanlage“ soll auf dem 
Gelände des Betriebshofs der Stadtwerke 
errichtet werden. Der Betriebshof liegt nicht im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplans, 
sondern innerhalb eines im Zusammenhang 
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bebauten Ortsteils im Sinne von § 34 
Baugesetzbuch.  
 
Auf dem Betriebshofgelände der Stadtwerke 
befinden sich nach Angaben der Stadt 
genehmigte Nutzungen, die die 
Energieversorgung und die öffentliche Mobilität 
der Stadt sicherstellen. Hierzu gehört auch ein 
Heizkraftwerk mit einer Gesamtleistung von 
12,9 MW. Da sich die geplante Erzeugung von 
Wasserstoff auf den eigenen Verbrauch der 
Stadtwerke beschränken wird, ist kein Konflikt 
zur Darstellung im Flächennutzungsplan als 
"Gemeinbedarfsfläche - Stadtwerke" erkenn-
bar. Das geplante Vorhaben fügt sich in die 
vorhandene Bebauung bzw. Nutzung ein und 
ist bauplanungsrechtlich zulässig. 
 
In verkehrsrechtlicher Hinsicht ist die 
Entscheidung der Stadtwerke für die 
Brennstoffzellentechnologie für den 
kommunalen ÖPNV nicht zu beanstanden. 
Insbesondere wird die Brenn-
stoffzellentechnologie nach eingehender 
Prüfung durch die Stadtwerke den 
Anforderungen vor Ort aktuell am ehesten 
gerecht. Im Übrigen ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, auf die 
Entscheidung der Stadtwerke Einfluss zu 
nehmen. 
 
Darüber hinaus besteht ein Rechtsanspruch 
auf die Erteilung einer immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung, sofern alle 
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 
Bundes-Immissionsschutzgesetz erfüllt sind. 
Die Geeignetheit der Wasserstofftechnologie 
im ÖPNV ist nicht Gegenstand dieser Prüfung. 
Die Bezirksregierung beabsichtigt, den Antrag 
weiter nach den geltenden Vorschriften zu 
bearbeiten, zu prüfen und zu bescheiden. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, weiter 
im Sinne der Petition tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-14069-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen der 
Petentin geprüft und sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Bildung - MSB) berichten lassen.  
 
Schulen sind Orte des Lernens und der 
Begegnung, an denen es keinen Platz für 
Rassismus geben darf. Auch in der Schule soll 
jeder Umgang miteinander frei sein von jeder 
Art von Diskriminierung, Antisemitismus, 

Rassismus und anderen Formen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. Der 
Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, dass 
es dem MSB ein zentrales Anliegen ist, 
Schülerinnen und Schüler zu unterstützen, 
Verantwortung für sich und andere zu 
übernehmen. Sie sollen lernen, respektvoll 
miteinander umzugehen, die eigene Meinung 
zu vertreten, aber auch die Meinung anderer 
zu respektieren.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass im Gutachterverfahren zugelassene 
Lernmittel aufgrund der Voraussetzungen zur 
Zulassung frei von jeglicher Form der 
Diskriminierung und gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit sein müssen.  
Darüber hinaus überprüft die einzelne Schule 
in Nordrhein-Westfalen eigenständig, ob auch 
die nur kurzfristig im Unterricht eingesetzten 
Lernmittel die Zulassungsvoraussetzungen 
erfüllen. Nur in diesem Fall können die 
Lernmittel im Unterricht eingesetzt werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maß-
nahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14276-01 
Pflegeversicherung 
Krankenversicherung 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von 
Behörden und Dienststellen, die der Aufsicht 
des Landes unterstehen, zu überprüfen. Der 
Ausschuss ist auch zuständig für Anregungen 
zur Landesgesetzgebung. Dabei muss sich 
seine Tätigkeit auf die Behandlung von Bitten 
und Beschwerden im Sinne von Artikel 17 des 
Grundgesetzes beschränken. 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind dem 
Petenten gewährt worden. Ein Anspruch auf 
eine bestimmte Beschlussfassung oder ein 
bestimmtes Tätigwerden des Parlaments im 
Sinne des Petenten ist nicht vorgesehen. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen des 
Petenten kann nicht zu einer anderen 
Beurteilung der Sachlage führen. Es muss 
daher beim Beschluss des Petitions-
ausschusses vom 18.09.2025 bleiben. 
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18-P-2025-14278-00 
Straßenbau 
 
 
Gegenstand der Petition ist der Abriss einer 
Fußgängerbrücke. Der Petitionsausschuss hat 
die Sach- und Rechtslage der Eingabe des 
Petenten geprüft.  
 
Vorliegend handelt es sich um eine private 
Fußgängerbrücke. Da diese mittlerweile 
abgängig war, wurde ein Bauantrag für den 
Neubau eines Fußgängerstegs beantragt und 
seitens der unteren Bauaufsichtsbehörde 
genehmigt.  
 
Nach Angaben der unteren Bau-
aufsichtsbehörde wurde nach fachlicher 
Prüfung des vorhandenen Fußgängersteges 
eine akute Gefahrenlage festgestellt, so dass 
dieser schließlich abgerissen wurde. 
 
Für die Beseitigung der Fußgängerbrücke 
bedurfte es keiner bauaufsichtlichen 
Genehmigung, da gemäß § 62 Abs. 3 Nr. 3 
Bauordnung NRW 2018 eine Beseitigung einer 
sonstigen Anlage, die kein Gebäude ist, mit 
einer Höhe bis zu 10 m verfahrensfrei ist.  
 
Im Ergebnis ist kein Verstoß gegen das 
öffentliche Baurecht durch den Abriss des 
Fußgängersteges erkennbar, so dass kein 
Einschreiten der unteren Bauaufsichtsbehörde 
erforderlich ist. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der Landes-
regierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14338-00 
Ausländerrecht 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass den Petenten Aufenthaltserlaubnisse 
nach § 25b AufenthG erteilt wurden. Dem 
Petitionsanliegen wurde somit entsprochen.  
 
 
 
18-P-2025-14369-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
Sachverhalt und die Rechtslage von der 
Landesregierung, Ministerium für Kinder, 

Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration (MKJFGFI) berichten lassen. 
 
Er stellt fest, dass die Bezirksregierung Köln 
bei ihrer ablehnenden Entscheidung 
hinsichtlich der Freigabe des Petenten für eine 
Tätigkeit in der ZUE Düren nicht sämtliche 
entscheidungsrelevante Aspekte berücksichtigt 
hat. 
 
Unabhängig von dieser Entscheidung war der 
Petent jedoch ununterbrochen in der EAE 
Bonn mit vergleichbarer Tätigkeit beschäftigt, 
so dass ihm durch die ablehnende 
Entscheidung keine Nachteile entstanden sind. 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
Bezirksregierung Köln sowohl den Petenten 
wie auch den potentiellen Arbeitgeber (PulsM 
GmbH) entsprechend informiert hat. Nachteile 
für die berufliche Zukunft des Petenten sind 
daher nicht ersichtlich. 
 
Weiterhin stellt der Petitionsausschuss fest, 
dass die Bezirksregierung Köln dem Petenten 
bereits mit E-Mail vom 04.06.2025 seine IFG-
Anfrage hinreichend beantwortet hat. 
 
 
 
18-P-2025-14428-01 
Polizei 
Post- und Fernmeldewesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent beschwert sich erneut über das 
Verhalten eines Telekommunikations-
unternehmens. 
 
Wie bereits in der Ursprungspetition stellt der 
Petitionsausschuss auch im vorliegenden 
Sachverhalt fest, dass die Petition eine 
privatrechtliche Angelegenheit betrifft. Im 
Streitfall entscheiden hierüber ausschließlich 
die ordentlichen Gerichte. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem 
Petenten erneut, sich gegebenenfalls 
anwaltlich beraten zu lassen. 
 
Es muss im Übrigen beim Beschluss vom 
11.07.2025 verbleiben.  
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
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18-P-2025-14458-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petent wendet sich gegen die unklare 
Kennzeichnung eines Behindertenparkplatzes. 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Sowohl die Wiederherstellung der 
angemahnten Fahrbahnmarkierung als auch 
die Markierung des personenbezogenen 
Schwerbehindertenparkplatzes hat das 
Tiefbauamt der Stadt angeordnet. Im 
September dieses Jahres erfolgte die 
Markierung des personenbezogenen 
Schwerbehindertenparkplatzes vor Ort. Damit 
wurde dem Anliegen des Petenten 
entsprochen. 
 
 
 
18-P-2025-14465-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
 
18-P-2025-14483-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Im Ergebnis ist die nach Mazedonien erfolgte 
Abschiebung des Petenten rechtlich nicht zu 
beanstanden. Soweit das Petitionsbegehren 
auf eine Verkürzung bzw. Aufhebung des 
Einreise- und Aufenthaltsverbotes nach § 11 
Abs. 4 S. 2 AufenthG gerichtet ist, wird diesem 
nicht entsprochen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14486-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin wendet sich gegen die 
Entscheidungen des Jobcenters bezüglich der 
Unterkunftskosten. Sie macht geltend, dass 

die Forderung aus der Neben-
kostenabrechnung vom 26.06.2024 für das 
Abrechnungsjahr 2023 als Guthaben und nicht 
als Nachzahlung berücksichtigt wurde, 
wodurch sie leistungsmindernd statt 
leistungserhöhend angerechnet worden sei. 
Die Petentin verlangt die Auszahlung des in 
der Abrechnung ausgewiesenen Nach-
zahlungsbetrags. 
 
Der Petitionsausschuss hat die zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage geprüft. 
Entgegen der Rechtsauffassung der Petentin 
berücksichtigte das Jobcenter die Forderung 
aus der Nebenkostenabrechnung vom 
26.06.2024 für das Abrechnungsjahr 2023 
nicht leistungsmindernd. Das Jobcenter hat die 
Nachzahlung aus der Nebenkosten-
abrechnung 2023 in Höhe von 92,64 Euro, die 
ebenfalls im Juli 2024 fällig war, in voller Höhe 
zugunsten der Petentin und ihres Ehemanns 
als Nachzahlung im Rahmen der 
Anspruchsberechnung berücksichtigt. Aus 
diesem Grund fielen die aufzuhebenden und 
zu erstattenden Leistungen im Ergebnis 
geringer aus als das zusätzlich anzurechnende 
Einkommen aus Arbeitslosengeld (SGB III). 
Als Gesamtergebnis der Neuberechnung für 
die Zeit vom 01.07.2024 bis 31.07.2024 ergab 
sich eine Überzahlung an Leistungen in Höhe 
von 944,40 Euro. Insofern ist es nicht zu 
beanstanden, dass keine Auszahlung des 
Betrags in Höhe von 92,64 aus der 
Nebenkostenabrechnung an die Bedarfs-
gemeinschaft erfolgte. 
 
Gegen die Widerspruchsbescheide vom 
19.03.2025 und 20.03.2025 wurde Klage vor 
dem Sozialgericht erhoben. Soweit das 
Verfahren noch anhängig ist, bleibt die 
Entscheidung diesbezüglich abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14490-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Bei der Bearbeitung von Anträgen in einem 
Jobcenter handelt es sich um ein 
Massengeschäft, so dass nicht auszuschließen 
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ist, dass Unterlagen auch dort abhanden-
kommen können.  
 
Bei allem Verständnis für die Fehleranfälligkeit 
solcher Massengeschäfte hat der 
Petitionsausschuss im vorliegenden Fall den 
Eindruck gewonnen, dass hier stark 
überproportional Fehler passiert sind. Zudem 
scheint es vorliegend auch an einer 
Serviceorientierung und Zugewandtheit in der 
Sachbearbeitung zu mangeln.  
Der Petitionsausschuss rät daher der Petentin, 
sich von einem anderen Sachbearbeiter/einer 
anderen Sachbearbeiterin betreuen zu lassen, 
da sich ihre Kritik hauptsächlich gegen einen 
speziellen Sachbearbeiter richtet. Dies ist 
möglich, da die Sachbearbeitung in 
Teamstruktur erfolgt und es somit keine festen 
Zuordnungen gibt. 
 
Über den Einzelfall hinausgehend nimmt der 
Petitionsausschuss eine insgesamt deutlich 
steigende Zahl gleichgelagerter Beschwerden 
wahr, so dass das Vorhandensein eines 
strukturellen Problems nicht ausgeschlossen 
werden kann. 
 
Das Jobcenter M. hat darauf hingewiesen, 
dass vor Ort ein Schwerpunkt auch auf der 
Beratung der Kundinnen und Kunden liege. 
Dies betreffe zum einen die individuellen 
Bedarfe, zum anderen aber ggf. auch weitere 
Hilfsangebote (bspw. Unterstützung bei den 
bürokratischen Prozessen). So werde u.a. 
auch erklärt, auf welchen Wegen man 
Dokumente dort einreichen könne. 
 
Das Jobcenter weist ausdrücklich darauf hin, 
dass es sinnvoll sei, einen persönlichen 
Termin zu machen, damit auch die persönliche 
Mitwirkung dokumentiert sei. 
Bei einer persönlichen Abgabe von 
Dokumenten vor Ort können Kundinnen und 
Kunden eine schriftliche Dokumentation 
dessen verlangen. Diese erfolgt bei einer 
elektronischen Einreichung über die 
entsprechende Web-Applikation automatisch. 
 
 
 
18-P-2025-14529-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Er nimmt zur 
Kenntnis, dass die Petentin in der 
Zwischenzeit bereits Antworten des 
Rechtsamtes der Stadt Bonn auf ihr IFG-
Ersuchen erhalten hat. Er sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 

Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Im Interesse des Kindeswohl ist eine 
konstruktive Zusammenarbeit mit dem 
Jugendamt der Stadt Bonn unerlässlich. Das 
Jugendamt hat seine Bereitschaft erklärt, 
Gespräche offen und kooperativ zu führen, um 
etwaige Missverständnisse auszuräumen und 
gemeinsam tragfähige Lösungen zu 
entwickeln. 
 
 
 
18-P-2025-14536-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss spricht den 
Angehörigen des US-amerikanischen Schülers 
S.T. sein Mitgefühl aus. Gleichzeitig können 
dieser konkrete Fall sowie die weiteren 
genannten Fallbeispiele im Petitionsverfahren 
des Landtags Nordrhein-Westfalen nicht 
überprüft werden, da der Petitionsausschuss 
des Landtags für die Prüfung des Handelns 
und Unterlassen von Behörden zuständig ist, 
die der Aufsicht des Landes Nordrhein-
Westfalen unterstehen. Auch ist der 
Petitionsausschuss für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung zuständig.  
 
Soweit mit der Petition darüber hinaus die 
Herabsetzung der Altersgrenze für 
Strafmündigkeit gefordert wird, steht es dem 
Petenten frei, sich an den Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages zu wenden.  
 
Mit der Petition wird begehrt, dass sich die 
Gesetze gegen Mobbing an Schulen ändern 
und Maßnahmen gegen Mobbing ergriffen 
werden. Dem Anliegen des Petenten wird in 
Nordrhein-Westfalen bereits Rechnung 
getragen, da Schulen durch rechtliche 
Grundlagen und Handlungsempfehlungen 
sowie durch Beratungs- und Qualifizierungs-
angebote umfassend in ihrer präventiven und 
interventionellen Arbeit gegen alle Formen von 
Gewalt unterstützt werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Schule 
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und Bildung) Maßnahmen zu empfehlen. Der 
Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des MSB vom 
09.09.2025.  
 
 
 
18-P-2025-14544-00 
Sport 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Stadt Schloß Holte-Stukenbock hat 
rechtmäßig gehandelt. Der Petitionsausschuss 
sieht keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministers für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales sowie 
Medien und des Chefs der Staatskanzlei. 
 
 
 
18-P-2025-14572-01 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten betreffend Fragen des 
Entschädigungsverfahrens – auch unter 
Berücksichtigung neuen Vorbringens – geprüft. 
Er sieht weiterhin keine Möglichkeit, dem 
Anliegen zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
30.09.2025 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-14580-00 
Beförderung von Personen 
Eisenbahnwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft, nachdem er sich zur Sach- 
und Rechtslage von der Landesregierung 
(Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr – MUNV) unterrichten lassen hat.  
 
Keiner der genannten Themenbereiche bei der 
Linie RE 10 ist allein für die zahlreichen 
Pünktlichkeitsprobleme und hohen 
Ausfallquoten verantwortlich. Vielmehr sind es 
die Summe an Problemen in den 
unterschiedlichen Teilbereichen und deren 
Wechselwirkungen. Ziel muss daher sein, an 
allen Problembereichen zu arbeiten und in 
allen Problemfeldern, mit unterschiedlichem 

Zeithorizont, nachhaltige Verbesserungen zu 
erreichen. Der Petitionsausschuss geht davon 
aus, dass mit dem Lösen aller Problemfelder 
eine verbesserte Betriebsqualität bei der Linie 
RE 10 möglich ist. 
 
Zur weiteren Information übersendet der 
Petitionsausschuss dem Petenten eine Kopie 
der Stellungnahme des MUNV vom 
29.08.2025. 
 
 
 
18-P-2025-14587-00 
Sozialhilfe 
Gesundheitswesen 
 
 
Gegenstand der Petition ist das Begehren des 
Petenten auf höhere Leistungen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII). Er 
fordert die Übernahme der Kosten für 
medizinisches Cannabis, höhere Kosten der 
Unterkunft sowie die rückwirkende Gewährung 
eines Mehrbedarfs für Schwerbehinderte ab 
Antragstellung beim Versorgungsamt. Zudem 
beanstandet er die Arbeit des Medizinischen 
Dienstes. 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
zugrunde liegenden Sach- und Rechtslage 
fest, dass die möglichen Leistungen nach dem 
SGB XII vollumfänglich gewährt werden. Der 
Petent erhält Leistungen der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
4. Kapitel SGB XII. Die Entscheidungen und 
das Vorgehen des Trägers der Sozialhilfe sind 
nicht zu beanstanden. 
 
Bezüglich der Tätigkeit des Medizinischen 
Dienstes ist festzustellen, dass die 
Begutachtungen entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben erfolgt sind. Ein 
rechtsfehlerhaftes oder aufsichtsrechtlich zu 
beanstandendes Verhalten ist nicht erkennbar. 
 
Die gegen die Entscheidungen des 
Sozialhilfeträgers erhobenen Rechtsmittel 
wurden durch das Sozialgericht und das 
Landessozialgericht abschließend beschieden. 
Gerichtliche Entscheidungen unterliegen 
aufgrund der durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes garantierten richterlichen 
Unabhängigkeit. Dem Petitionsausschuss ist 
es daher verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Dem Begehren des Petenten kann nicht 
entsprochen werden. 
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Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales) 
Maßnahmen zu empfehlen, besteht nicht. 
 
 
 
18-P-2025-14595-00 
Ordnungswidrigkeiten 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Mit ihrer Petition wendet sich die Petentin 
gegen das Verhalten eines Außen-
dienstmitarbeiters des Kommunalen 
Ordnungsdienstes (KOD) der Stadt K. Die 
Petentin trägt vor, dass der Mitarbeiter der 
Stadt K. ihre Eltern, die mit ihrem Fahrzeug 
widerrechtlich im Bereich des Busbahnhofes 
geparkt hatten, zugegangen sei und sie auf 
den Verstoß hingewiesen habe. Laut 
Beschilderung ist der Busbahnhof nicht für den 
Individualverkehr freigegeben. Auf die Frage 
des Vaters der Petentin, wo er rechtmäßig 
parken könne, sei laut Auskunft der Petentin 
die Antwort „in Polen“ erfolgt. Sie fordert eine 
Aufklärung des Sachverhaltes, die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens gegen den 
Mitarbeiter sowie dessen sofortige 
Suspendierung und Entfernung aus dem 
Dienst. Zudem wünscht sie die Übersendung 
eines abschließenden Ergebnisberichts. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zunächst zur Kenntnis, dass 
die Stadt K. über die eingelegte 
Dienstaufsichtsbeschwerde bereits ent-
schieden hat.  
 
Nach Rücksprache mit den beteiligten 
Außendienstmitarbeitern wurde die Aussage 
„In Polen“ von allen ausdrücklich und glaubhaft 
verneint. Der Gesprächsverlauf wurde 
durchgehend als sachlich, respektvoll und 
unauffällig geschildert. Der Hinweis auf die 
Parkregelung erfolgte informativ und ohne 
belehrenden Tonfall. Die Frage nach einer 
legalen Parkmöglichkeit wurde konkret und 
hilfsbereit beantwortet. Ein diskriminierendes 
oder abwertendes Verhalten wurde weder 
beobachtet noch ist es durch objektive 
Beweismittel belegbar. Die Aussage steht als 
einzelne Behauptung im Raum und konnte 
durch weitere Zeugen oder externe Belege 
nicht bestätigt werden. 
 

Zudem ist anzumerken, dass einer der 
betroffenen Mitarbeitenden nachweislich selbst 
aus einer Familie polnischer Einwanderer 
stammt, sein privates Umfeld multikulturell 
geprägt ist und ihm bislang keinerlei 
dienstliches Fehlverhalten in dieser Richtung 
vorzuwerfen war. 
 
Da zum Sachverhalt objektive Beweismittel 
fehlen, die den geschilderten Sachverhalt 
bestätigen, ist das Prüfvorgehen der Stadt K. 
nicht zu beanstanden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung im Sinne der 
Eingabe Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14634-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt. 
 
Gleichzeitig nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass der Petent erst im April 2025 
nach W. verzogen ist und die Stadt W. die 
Ausländerakte bei der bisher zuständigen 
Ausländerbehörde der Stadt S. angefordert 
hat. Ebenso stellt der Petitionsausschuss fest, 
dass die Stadt W. zugesagt hat, die Prüfung 
des Sachverhalts zeitnah durchzuführen. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen 
Ausländerbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah 
einzureichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
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18-P-2025-14639-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet 
und dabei von der geschilderten Situation in 
der Justizvollzugsanstalt Gelsenkirchen 
Kenntnis genommen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14658-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petent ersucht, unter anderem aufgrund 
seiner Schwerbehinderung, weiterhin um die 
Ausstellung eines kostenfreien Parkausweises 
zur Nutzung eines P&R-Parkplatzes am 
Bahnhof. 
 
Der Petitionsausschuss stellt nach Prüfung der 
zugrunde liegenden Sach- und Rechtslage 
fest, dass der Petent grundsätzlich Anspruch 
auf einen kostenfreien Parkausweis für den 
P&R-Parkplatz hat, sofern er sein 
Deutschlandticket, seinen Schwerbehinderten-
ausweis (mindestens GdB 50) sowie seinen 
Fahrzeugschein vorlegt. 
 
Bei Problemen beim Erwerb des kostenlosen 
Parkausweises wird empfohlen, sich direkt an 
das Ordnungsamt seiner Stadt zu wenden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie des Kurzberichts der Stadt Unna vom 
13.10.2025. 
 
 
18-P-2025-14663-00 
Polizei 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und Gang der bei dem 
Amtsgericht Duisburg-Ruhrort sowie der 
Staatsanwaltschaft Duisburg geführten bzw. 
unter Berücksichtigung der Petition 
eingeleiteten Verfahren Kenntnis genommen. 
 
Der Petitionsausschuss hat ferner vom Inhalt 
und Abschluss des mit der Petition 

angesprochenen Verfahrens 370 Js 1568/23 
der Staatsanwaltschaft Duisburg Kenntnis 
genommen. Die Generalstaatsanwältin in 
Düsseldorf hat anlässlich der Petition die 
Einstellung des Verfahrens geprüft, Anlass zur 
Aufnahme von Ermittlungen jedoch nicht 
gesehen und die Petentin unter dem 
08.08.2025 entsprechend beschieden. 
 
Der Ausschuss hat weiter zur Kenntnis 
genommen, dass die Leitende 
Oberstaatsanwältin in Duisburg, soweit 
aufgrund des Vorbringens des Petenten vom 
20.06.2022, eingegangen bei der 
Staatsanwaltschaft Duisburg am 04.11.2022, 
nicht unverzüglich ein Ermittlungsverfahren 
gegen seinen Nachbarn T. eingeleitet, sondern 
dies erst unter dem 14.11.2023 zum 
Aktenzeichen 370 Js 1568/23 nachgeholt 
worden ist, bereits das Erforderliche veranlasst 
hat. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Im Hinblick auf den Vorwurf des Petenten, 
dass die Tätigkeit der für ihn bestellten 
rechtlichen Betreuerin nicht die von ihm 
gewünschten Erfolge erzielte, nimmt der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis, dass dafür 
jedenfalls nicht die mangelnde Aufsicht des 
Betreuungsgerichts ursächlich ist. Die 
inhaltliche Aufsichtspflicht des 
Betreuungsgerichts beschränkt sich 
grundsätzlich auf eine Rechtmäßigkeits-
kontrolle. Eine Kontrolle der Zweckmäßigkeit 
des Handelns des Betreuers ist nicht 
Gegenstand der gerichtlichen Aufsicht. 
 
Im Übrigen ist es dem Petitionsausschuss, 
soweit richterliche Entscheidungen und 
Maßnahmen mit der Petition angesprochen 
werden, wegen der den Richterinnen und 
Richtern durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, 
abzuändern oder aufzuheben. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern; Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sowie Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-14675-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Petition richtet sich gegen die Ablehnung 
eines Bauantrags zur Errichtung eines 
Carports im Außenbereich. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
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Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Das Grundstück des Petenten befindet sich im 
Außenbereich innerhalb eines im 
Landschaftsplan des Kreises ausgewiesenen 
Landschaftsschutzgebiets. Der Flächen-
nutzungsplan stellt den Bereich als Fläche für 
die Landwirtschaft dar.  
 
Gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) ist ein Vorhaben im Außenbereich 
nur zulässig, wenn es einem 
landwirtschaftlichen Betrieb dient und nur 
einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche 
einnimmt, öffentliche Belange nicht 
entgegenstehen und die Erschließung 
gesichert ist. Auch wenn der Petent 
Nutzgeräte für eine Landwirtschaft im Sinne 
des § 201 BauGB unter dem geplanten 
Carport zu lagern beabsichtigt, liegt kein 
landwirtschaftlicher Betrieb vor, so dass die 
Voraussetzungen für ein privilegiertes 
Vorhaben gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
nicht gegeben sind. 
 
Der Carport ist daher nach § 35 Abs. 2 BauGB 
als sonstiges Vorhaben zu beurteilen und kann 
im Einzelfall nur dann zugelassen werden, 
wenn seine Ausführung oder Benutzung 
öffentliche Belange im Sinne des § 35 Abs. 3 
S. 1 BauGB nicht beeinträchtigt. 
 
Das Vorhaben widerspricht den Darstellungen 
des Landschaftsplans und beeinträchtigt damit 
die Belange des § 35 Abs. 3 Nrn. 2 und 5 
BauGB. Eine Befreiung oder Ausnahme vom 
Landschaftsschutz kann nicht in Aussicht 
gestellt werden. 
 
Anhaltspunkte dafür, dass die bestandskräftige 
Ablehnung des Bauantrags zu beanstanden 
wäre, sind nicht ersichtlich.  
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, weiter 
im Sinne der Petition tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-14683-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent reiste im Oktober 2023 mit seinen 
Eltern aus Georgien in die Bundesrepublik 
Deutschland ein. Er erhoffte sich dabei 
insbesondere bessere Behandlungs-

möglichkeiten seiner Erkrankung. Der Petent 
leidet an Fibrodysplasia Ossificans 
Progressiva (FOP), was auch durch das Attest 
des Arztes Dr. G. vom 28.12.2023 bestätigt 
wurde. Dabei handelt es sich um eine sehr 
seltene genetische Erkrankung. Der 
Ausschuss nimmt mit Bedauern zur Kenntnis, 
dass die Krankheit nicht geheilt werden kann. 
Er nimmt darüber hinaus zur Kenntnis, dass 
die Behandlung der Symptomatik durch 
Schmerztherapie und die Gabe von Kortison 
bei akuten Entzündungsschüben erfolgt. Der 
Petent wurde in Georgien nach eigenen 
Angaben auch dementsprechend behandelt.  
 
Der Asylantrag des Petenten wurde durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge als 
offensichtlich unbegründet abgelehnt, die 
hiergegen gerichtete Klage hat das 
Verwaltungsgericht Münster abgewiesen, die 
Berufung wurde durch das 
Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen 
abgelehnt.  
 
Der Petent und seine Eltern wurden am 
06.05.2025 nach Georgien abgeschoben. Der 
Transport des Petenten zum Flughafen 
erfolgte durch einen Rettungswagen mit 
ärztlicher Begleitung. In Georgien wurde der 
Petent durch einen Rettungswagen in 
Empfang genommen.  
 
Mit seiner Petition begehrt der Petent die 
Rückholung in die Bundesrepublik 
Deutschland und den zukünftigen Verbleib im 
Bundesgebiet sowie eine Nachsendung des 
auf die Bedürfnisse des Petenten 
abgestimmten Rollstuhls sowie die 
Überprüfung der Modalitäten der 
durchgeführten Abschiebung. Insbesondere 
bemängelt er, dass der Rollstuhl in 
Deutschland zurückgeblieben ist und er 
lediglich mit einem Bettlaken bekleidet war.  
 
Der Petitionsausschuss kann den Wunsch des 
Petenten nach einem dauerhaften Auf-
enthaltsrecht in der Bundesrepublik 
nachvollziehen. Nach sorgfältiger Prüfung des 
Falles sieht der Petitionsausschuss jedoch 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petition tätig 
zu werden. 
 
Laut der durch den Ausschuss angeforderten 
Stellungnahme des Ministeriums für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration wurde dem Petenten und seinen 
Eltern bei der Rückführung nach Georgien 
ausreichend Zeit gegeben, sich einzukleiden. 
Zusätzlich sei er mit einer Decke zugedeckt 
gewesen. Aufgrund des Umstandes, dass die 
Abschiebung ärztlich begleitet wurde, kann 
sich der Ausschuss nicht vorstellen, dass der 
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Petent seiner Krankheit nach unangemessen 
gekleidet war. Der auf die Bedürfnisse des 
Petenten angepasste Rollstuhl konnte 
aufgrund der Transportkapazitäten des 
Flugzeuges nicht mitgeführt werden. Der 
Ausschuss begrüßt aber, dass der Rollstuhl 
nach Auskunft des Ministeriums mittlerweile 
anderweitig nach Georgien transportiert wurde 
und dem Petenten nun zur Verfügung steht.  
 
Er nimmt darüber hinaus zur Kenntnis, dass 
die rechtlichen Voraussetzungen einer 
Rückholung des Petenten und seiner Eltern 
und eines zukünftigen weiteren Verbleibs in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht 
vorliegen. Dem Ausschuss liegen keine 
Anhaltspunkte vor, dass die Abschiebung 
unrechtmäßig wäre. Der Rechtsweg wurde 
umfassend ausgeschöpft. Eine Rückholung im 
Rahmen eines Folgenbeseitigungsanspruches 
scheidet daher aus. Der Ausschuss nimmt 
darüber hinaus zur Kenntnis, dass die 
Erkrankung des Petenten rechtlich keinen 
Grund darstellt, ein humanitäres Bleiberecht zu 
ermöglichen. Sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in Georgien ist eine 
Heilung der Erkrankung leider nicht möglich. 
Die zur Behandlung der Symptomatik nötigen 
Medikamente sind in Georgien verfügbar.  
 
Der Ausschuss sieht daher keine Möglichkeit, 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen im Sinne der Petition 
zu empfehlen. Er wünscht dem Petenten und 
seinen Eltern alles Gute.  
 
 
 
18-P-2025-14696-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Während des Krankenhausaufenthalts der 
Zwillinge hat das Jugendamt der Petentin 

einen begleiteten Umgang angeboten, der 
jedoch nicht angenommen wurde. Während 
der sensiblen Eingewöhnungsphase der 
Kinder in der Pflegefamilie gab es vorsorglich 
keine Umgangskontakte, um die stabile 
Bindungsentwicklung zwischen den Kindern 
und den Pflegeeltern zu fördern. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Jugendamt stets im Interesse des 
Kindeswohls gehandelt hat und die Vorwürfe 
gegen eine Mitarbeiterin nicht bestätigt werden 
konnten.  
 
Weiterhin nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass von Seiten des Jugendamtes 
großes Interesse daran besteht, einen 
Umgang zwischen der Petentin und den 
Zwillingen aufzubauen, dies jedoch nach der 
Eingewöhnungsphase bei der Pflegefamilie. 
 
 
 
18-P-2025-14702-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Die Petition beanstandet die Verlegung einer 
Haltestelle in der Stadt während der Cranger 
Kirmes sowie den Fahrdienst der Stadt. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Über den Standort einer Linienbushaltestelle 
entscheiden die Straßenverkehrsbehörde 
sowie der zuständige ÖPNV-Aufgabenträger in 
Zusammenarbeit mit dem betroffenen 
Verkehrsunternehmen im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung nach eigenem 
Ermessen. Das umgesetzte Konzept der 
Ersatzhaltestellen im Rahmen der Cranger 
Kirmes wird für sachgerecht gehalten. 
 
In Bezug auf den Fahrdienst der Stadt ist 
festzuhalten, dass durch die Stadt lediglich der 
allgemeine Hinweis auf die grundsätzliche 
Möglichkeit der Inanspruchnahme des 
Fahrdienstes gegeben wurde. Eine konkrete 
Kontaktaufnahme des Fahrdienstes seitens 
des Petenten habe jedoch nicht stattgefunden. 
Auch der Beirat für Menschen mit 
Behinderungen wurde durch den Petenten 
nicht einbezogen. Somit kann nicht 
nachvollzogen werden, welcher Fahrdienst 
beim Petenten vorstellig geworden ist. 
 
Der Vorwurf des Petenten, es habe 
Sonderbusfahrten für geladene Gäste zum 
Bayernzelt gegeben, die durch den 
Oberbürgermeister der Stadt initiiert worden 
seien, konnte durch die Stadt nicht 
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nachvollzogen werden. Solche Fahrten hat es 
nach Angaben der Stadt nicht gegeben. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14704-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petenten sind georgische 
Staatsangehörige und begehren ein 
Bleiberecht für sich und ihren seit Geburt 
schwerbehinderten Sohn. Die Petenten reisten 
Anfang Mai 2023 in das Bundesgebiet ein, um 
ihren Sohn hier medizinisch behandeln zu 
lassen. Sie begründen ihr Bleiberecht mit der 
Schwerbehinderung (Epilepsie, zerebrale 
Lähmung sowie Blindheit) des Kindes und den 
damit einhergehenden Erkrankungen. Sie 
tragen zudem vor, dass die 
Behandlungsmöglichkeiten im Heimatland 
nicht ausreichend sind. Die Asylanträge der 
Familie sowie die daran anschließenden 
Klageverfahren blieben erfolglos. Alle 
Familienmitglieder sind nach Ablehnung der 
Asylanträge seit dem 08.05.2025 vollziehbar 
zur Ausreise aus dem Bundesgebiet 
verpflichtet.  
  
Der Petitionsausschuss sieht nach 
Überprüfung der Sach- und Rechtslage keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. Insbesondere kann die 
Familie kein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
erhalten, da die gesetzlichen Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. Sowohl das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge als auch die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit haben sich 
ausführlich mit den Behandlungsmöglichkeiten 
in Georgien beschäftigt.  
  
Aus Sicht des Petitionsausschusses kommt für 
die Familie einzig ein Aufenthaltsrecht nach § 
23a Aufenthaltsgesetz in Betracht. Die 
Härtefallkommission wurde bereits angerufen. 
Der Petitionsausschuss würde es befürworten, 
wenn die Härtefallkommission ein Ersuchen an 
die Ausländerbehörde richten würde. 
 
Sollte die Härtefallkommission kein Ersuchen 
an die Ausländerbehörde richten oder die 
Ausländerbehörde einem Ersuchen der 

Härtefallkommission nicht folgen, rät der 
Petitionsausschuss den Petenten zur 
Vermeidung einer zwangsweisen Rückführung 
und den damit einhergehenden traumatischen 
Erfahrungen für das Kind der Petenten 
dringend zur zeitnahen freiwilligen Ausreise. 
 
 
 
18-P-2025-14706-01 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
 
Auch nach erneuter Befassung mit der 
datenschutzrechtlichen Thematik sieht der 
Petitionsausschuss weiterhin keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die LDI NRW ist dem Vortrag des Petenten 
nachgegangen und hat ihm bereits mit E-Mail 
vom 31.07.2025 das Ergebnis mitgeteilt. 
 
 
 
18-P-2025-14713-00 
Luftverkehr 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
 
 
Die Petition betrifft den Kunstflug über der im 
Naturpark Hohe-Mark gelegenen Haard sowie 
den in Rede stehenden Flugplatz. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr (MUNV) ist als oberste 
Landesluftfahrtbehörde verantwortlich für die 
Fachaufsicht über die Bezirksregierung, die als 
Genehmigungsbehörde sowie Luftaufsicht für 
den in Rede stehenden Verkehrslandeplatz 
zuständig ist. Ein fachaufsichtliches 
Einschreiten des MUNV ist nur dann zulässig 
und möglich, wenn die Bezirksregierung 
rechtswidrig gehandelt hat bzw. ihre Aufgabe 
als Genehmigungsbehörde und Luftaufsicht 
nur unzureichend bzw. fehlerhaft nachkäme. 
Für Verfehlungen der Bezirksregierung im 
vorgenannten Sinn gibt es keine tatsächlichen 
oder rechtlichen Anhaltspunkte.  
 
Hinsichtlich des in Rede stehenden Kunstflugs 
konnten keine rechtlichen Beanstandungen 
oder Zuwiderhandlungen festgestellt werden. 
Der durch die Bezirksregierung als Luftaufsicht 
überwachte Kunstflugbetrieb im Luftraum über 
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der Haard erfüllt die Voraussetzungen des § 
14 Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO). Ein 
luftaufsichtliches Einschreiten scheidet vor 
diesem Hintergrund aus.  
 
Zudem ist für den betroffenen Bereich durch 
das allein zuständige Bundesministerium für 
Verkehr kein Flugbeschränkungsgebiet nach § 
17 LuftVO festgelegt. Nach den geltenden 
bundesrechtlichen Vorgaben ist der 
Kunstflugbetrieb nicht zu beanstanden. 
 
Hinsichtlich der Forderung des Petenten nach 
einer gänzlichen Schließung des in Rede 
stehenden Flugplatzes wird darauf 
hingewiesen, dass der Verkehrslandeplatz auf 
der Grundlage einer bestandskräftigen 
Genehmigung betrieben wird. Es liegen keine 
tatsächlichen Anhaltspunkte vor, die einen 
Widerruf der Betriebsgenehmigung unter den 
strengen luftrechtlichen Voraussetzungen 
rechtfertigen könnten.  
 
Des Weiteren unterliegt der Luftverkehr nach 
Art. 73 Abs. 1 Nr. 6 Grundgesetz der 
ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes und wird zudem weitreichend 
durch Rechtsakte der Europäischen Union 
reguliert. Hierauf können die Landesregierung 
und der Petitionsausschuss keinen Einfluss 
nehmen. 
 
Im konkreten Fall des Petenten sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, der 
Petition zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Es bleibt nur darauf zu verweisen, dass 
generell der Lärmschutz für Anwohnerinnen 
und Anwohner in NRW, die den kommerziellen 
und privaten Flugbetrieb betreffen, verbessert 
werden soll und diesbezüglich in die 
Forschung und Entwicklung emissionsfreier 
Antriebe investiert wird. In NRW hat der Klima- 
und Umweltschutz einen hohen Stellenwert. 
Aktive Fördermaßnahmen sollen zu einem 
nachhaltigen Fliegen beitragen.  
 
 
 
18-P-2025-14724-00 
Wohnungsbauförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe der Petenten 
zugrunde liegt, geprüft. Er sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung - 
MHKBD) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Das MHKBD sowie die Stadt haben die 
Beanstandungen aufgearbeitet und ent-

sprechende Prüfungen eingeleitet. Die 
fehlerhaften Staffelmietverträge wurden 
korrigiert. Ein Schaden ist den Petenten nicht 
entstanden. Die Fördernehmerin wurde darauf 
hingewiesen, dass keine Umlage der 
Stromkosten aufgrund der Nutzung von 
Bautrocknungsgeräten erfolgen darf. Im 
Übrigen waren die Prüfungen ohne 
Beanstandung. Ein Verstoß gegen förder-
rechtliche Vorschriften ist nicht erkennbar. 
Zudem haben die Petenten alle erforderlichen 
Informationen von der Stadt sowie dem 
MHKBD erhalten.  
 
 
 
18-P-2025-14728-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
Polizei 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und Gang des Straf- und 
Vollstreckungsverfahrens der Staatsanwalt-
schaft Essen gegen den Petenten Kenntnis 
genommen, das mit der Erledigung der 
Führungsaufsicht durch Beschluss des 
Landgerichts Bochum vom 20.07.2023 seinen 
Abschluss gefunden hat. 
 
Das Amtsgericht Oberhausen hat mit 
Beschluss vom 09.04.2025 eine Unterbringung 
des Petenten nach dem Gesetz über Hilfen 
und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten (PsychKG NRW) abgelehnt. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, richterliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent gegenüber Beschäftigten der 
LWL-Klinik Herten Drohungen ausgesprochen 
hat. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Direktor des LWL aufgrund der 
wahnhaften Verarbeitung der Ereignisse durch 
den Petenten die Polizei Oberhausen darum 
gebeten hat, den Zustand des Petenten vor 
Ort zu überprüfen. 
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Der Petitionsausschuss nimmt das Lob für die 
polizeilichen Einsatzkräfte zur Kenntnis. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Justiz, 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales und Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14732-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent eine Zustimmung zur von ihm 
beantragten Erwerbstätigkeit erhalten hat. Die 
Behörde hat sich für die lange 
Bearbeitungszeit entschuldigt. Dem 
Petitionsanliegen wurde insoweit entsprochen.  
 
Darüber hinaus wurde die Petition hinsichtlich 
des begehrten Familiennachzugs zu-
ständigkeitshalber dem Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages überwiesen.  
 
 
 
18-P-2025-14735-00 
Jugendhilfe 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration und dem Ministerium für 
Schule und Bildung) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Das Jugendamt der Stadt Detmold hat 
pflichtgemäß nach Bekanntwerden des 
Verdachts der Kindeswohlgefährdung seinen 
gesetzlichen Schutzauftrag wahrgenommen 
und ist der Kindeswohlgefährdungsmeldung 
des Petenten nachgegangen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Jugendamt eine gleichberechtigte 

Behandlung und Beteiligung von beiden 
Elternteilen anstrebt und es bedauert, wenn 
der Petent einen anderen Eindruck gewonnen 
hat. 
 
Dem Petenten wird angeraten, im Interesse 
der Tochter mit der Kindesmutter und dem 
Jugendamt angemessen zu kooperieren. Der 
Ausgang des familiengerichtlichen Verfahrens 
zur Klärung der elterlichen Sorge bleibt 
abzuwarten. 
 
 
 
18-P-2025-14756-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung bezüglich 
seines Antrags auf Verlängerung seiner 
Aufenthaltserlaubnis bei der Ausländerbehörde 
der Stadt D. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt nach Prüfung der Sach- und Rechtslage 
fest, dass der begehrte Aufenthaltstitel dem 
Petenten bereits ausgehändigt worden ist. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14795-00 
Immissionsschutz; Umweltschutz 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichten lassen. 
 
Danach ist in Teilen eine nicht sachgerechte 
Aufgabenwahrnehmung durch die subsidiär 
zuständige Kreispolizeibehörde (KPB) erfolgt, 
soweit eine Unterrichtung der für eine 
Ruhestörung originär zuständigen 
Ordnungsbehörde unterblieben ist. Dieser 
Umstand wird durch das Landesamt für 
Zentrale Polizeiliche Dienste mit der KPB 
Herford erörtert. 
 
Angesichts der wiederholten Beschwerden 
werden die Bezirksregierung Detmold und der 
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Kreis Herford die Angelegenheit im Rahmen 
des Immissionsschutzes weiter begleiten, 
sodass bei den im kommenden Jahr 
stattfindenden Veranstaltungen, insbesondere 
in den abendlichen Ruhestunden, die 
maßgebenden Immissionsrichtwerte durch 
anerkannte Messverfahren überprüft und 
eingehalten werden. 
 
 
 
18-P-2025-14801-00 
Katastrophenschutz 
Feuerschutzwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
informiert. 
 
Er würdigt die Anregungen des Petenten für 
eine Verbesserung von Bevölkerungs- und 
Katastrophenschutz. 
 
Nach Prüfung der Angelegenheit sieht der 
Petitionsausschuss jedoch keine Veran-
lassung, der Landesregierung weitere Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums des 
Innern vom 10.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-14811-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Er sieht danach keine Veranlassung, 
der Landesregierung (Ministerium des Innern - 
MI) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MI vom 13.10.2025 zur 
weiteren Information.  
 
 
 
18-P-2025-14813-00 
Rechtspflege 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er hat von Inhalt und Gang des Ermittlungs-, 
Straf- und Strafvollstreckungsverfahrens gegen 

ihren Ehemann Kenntnis genommen. Der 
Petitionsausschuss hat Kenntnis genommen 
von den Gründen der Unterbringung im 
geschlossenen Vollzug sowie von den 
Besuchsregelungen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
sowie diejenige der Gnadenstelle sind nicht zu 
beanstanden. 
 
Auch die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht 
zu beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14814-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin begehrt die Erteilung einer 
Zusicherung nach § 22 Abs. 4 Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) zur 
Berücksichtigung der Aufwendungen für die 
Unterkunft. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sachlage unterrichtet und die Rechtslage 
geprüft. Der Petentin wurde eine Zusicherung 
nach § 22 Abs. 4 SGB II zur Berücksichtigung 
der Aufwendungen für die begehrte Unterkunft 
erteilt. Dem Antrag der Petentin auf 
Gewährung eines Darlehens zum Erwerb von 
Genossenschaftsanteilen wurde entsprochen. 
Der Darlehensbetrag wurde zum 01.10.2025, 
entsprechend den Ausführungen in dem 
Darlehensbescheid, auf das Konto der 
Vermieterin überwiesen. Die diesbezüglichen 
Anfragen der Petentin zur Auszahlung des 
Darlehensbetrages wurden mit Schreiben des 
Jobcenters vom 02.09.2025 und 15.09.2025 
dahingehend umfassend beantwortet.  
 
Der Antrag der Petentin auf Gewährung von 
Renovierungskosten wurde zwischenzeitlich 
beschieden. Der Petentin wurden 
Renovierungskosten in Höhe von 383,00 Euro 
gewährt. 
 
Dem Widerspruch der Petentin gegen den 
Ablehnungsbescheid vom 13.06.2025 wurde 
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mit Erteilung der Zusicherung vom 17.07.2025 
abgeholfen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) weitere Maßnahmen 
im Sinne der Petition zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14819-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalte 
unterrichtet, nachdem er sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) berichten lassen hat. 
 
Die Vorgehensweise der zuständigen 
Fahrerlaubnisbehörde des Rhein-Sieg-Kreises 
war im vorliegenden Fall in rechtlicher Hinsicht 
fehlerhaft. 
 
Auf Anweisung der Bezirksregierung Köln hat 
die Fahrerlaubnisbehörde ihr Vorgehen 
korrigiert und dem Petenten die gewünschte 
Fahrerlaubnis ohne Eintragung der 
Schlüsselzahl ausgehändigt. Dem Begehren 
des Petenten ist damit zum Erfolg verholfen 
worden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14820-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Ob derzeit Anlass besteht, die 
Insolvenzverfahren 507 IN 180/24 und 507 IN 
181/24 einzustellen oder die Löschung der 
Geschäftsführereintragung des Petenten in 
Bezug auf die S. GmbH aus dem 
Handelsregister vorzunehmen, ist der Prüfung 
durch den Petitionsausschuss entzogen.  
Die richterlichen Entscheidungen unterfallen 
der richterlichen Unabhängigkeit nach Artikel 
97 Absatz 1 Grundgesetz. Die Auswahl des 
Sachverständigen obliegt ebenfalls der im 
Insolvenzverfahren zuständigen Richterin.  

 
Anhaltspunkte eines bewussten Zusammen-
wirkens des Sachverständigen mit dem 
Gläubiger zu Lasten des Petenten kann der 
Petitionsausschuss nach Auswertung der 
ministeriellen Stellungnahme nicht feststellen.  
 
Die rechtspflegerischen Entscheidungen 
unterliegen der rechtspflegerischen 
Weisungsfreiheit nach § 9 Rechts-
pflegergesetz und sind einer Überprüfung 
durch den Petitionsausschuss ebenfalls nicht 
zugänglich. 
 
 
 
18-P-2025-14821-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Soweit der Petent die Nichtbearbeitung seiner 
Beschwerdeangelegenheit durch die 
zuständige Kreispolizeibehörde rügt, wurde 
dem Petitionsbegehren abgeholfen.  
 
Darüber hinaus besteht kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14832-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage sowie die bereits veranlassten 
Maßnahmen des Ministeriums der Finanzen 
(FM) informiert.  
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des FM. 
 
 
 
18-P-2025-14840-00 
Lehrerausbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft und sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Bildung und Ministerium der Justiz) berichten 
lassen. 
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Dem Begehren des Petenten, eine Möglichkeit 
zur Wiedereinstellung in den Vorbereitungs-
dienst und eine Wiederholung der 
Staatsprüfung zu erhalten, wurde durch den 
Bescheid des LAQUILA vom 16. April 2025 
entsprochen. Eine Bewerbung des Petenten 
liegt bisher nicht vor. 
 
Der Petitionsausschuss sieht im Übrigen 
keinen Anlass, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen. Der Petent erhält 
eine Kopie der Stellungnahme der Landes-
regierung vom 14.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-14846-00 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sich hierzu von 
der Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung) berichten lassen. Er nimmt zur 
Kenntnis, dass die begehrten 
Schulbescheinigungen zwischenzeitlich aus-
gestellt und dem Petenten übermittelt wurden.  
 
Der Landesregierung (Ministerium für Schule 
und Bildung) werden keine Maßnahmen 
empfohlen.  
 
 
 
18-P-2025-14858-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent beklagt die verzögerte Bearbeitung 
seines Antrags auf Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Weiterbewilligungsantrag des 
Petenten vom November 2024 für den 
Zeitraum ab Januar 2025 erst nach 
Sachverhaltsaufklärung im April 2025 vorläufig 
bewilligt werden konnte. Aufgrund der 
ermittelten Konten, die durch den Petenten 
geführt wurden, bestand noch Klärungsbedarf 
über die Einkommens- und Vermögens-
verhältnisse. Außerdem war zu klären, ob eine 
Miteigentümerschaft an einer Immobilie 
bestand. Die erforderlichen Unterlagen lagen 
dem Jobcenter am 27.03.2025 vollständig vor. 
Die vorläufige Bewilligung der Leistungen 
erfolgte daraufhin am 10.04.2025.  
 
Eine durch das Jobcenter verschuldete 
Verzögerung ist nicht erkennbar. Das 
Vorgehen des Jobcenters ist in rechtlicher 

Hinsicht nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-14865-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petent begehrt die Anordnung eines 
verkehrsberuhigten Bereichs im Zuge der 
Straße Oberbauer. Der Petitionsausschuss hat 
die Sach- und Rechtslage der Petition geprüft.  
 
Über die Führung und Lenkung des Verkehrs 
auf Straßen in der Stadt entscheidet allein der 
Kreis als örtlich zuständige Straßen-
verkehrsbehörde. Da weder der Petitions-
ausschuss noch die Landesregierung dazu 
ermächtigt sind, auf solche Entscheidungen 
des Kreises Einfluss zu nehmen, kann weder 
der Petitionsausschuss noch die 
Landesregierung die Anordnung von 
Verkehrszeichen im Stadtgebiet bewirken. 
 
Eine maßgebliche Anordnungsvoraussetzung 
für einen verkehrsberuhigten Bereich (Zeichen 
325.1/325.2) ist das Vorliegen einer 
Mischverkehrsfläche, mit der gestalterisch 
verdeutlicht wird, dass sich alle 
Verkehrsteilnehmenden dieselbe Verkehrs-
fläche teilen. Die in Rede stehende Straße 
verfügt jedoch nicht über eine solche 
Mischverkehrsfläche, sondern über eine 
Fahrbahn in Asphaltbauweise und einen 
separaten Gehweg in Pflasterbauweise. 
Dadurch wird der Fahrzeugverkehr vom 
Fußverkehr getrennt. Der Kreis sieht daher von 
der Anordnung eines verkehrsberuhigten 
Bereichs ab. 
 
In Ermangelung einer gesonderten 
Beschilderung mit geschwindigkeits-
beschränkenden Verkehrszeichen beträgt die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit im Zuge der 
Straße Oberbauer nicht 30 km/h, sondern 50 
km/h (innerörtliche Regelgeschwindigkeit). Der 
Kreis beabsichtigt jedoch, die bislang 
versäumte Anordnung nachzuholen und die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit zeitnah auf 
30 km/h abzusenken. Es ist zu erwarten, dass 
sich das Geschwindigkeitsniveau künftig an 
die abgesenkte Höchstgeschwindigkeit 
angleichen wird. 
 
Die Entscheidung des Kreises, von einer 
Anordnung eines verkehrsberuhigten Bereichs 
abzusehen und stattdessen eine Tempo-30-
Zone oder eine streckenbezogene 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h 
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anzuordnen, wird sowohl von der Stadt als 
auch von der Bezirksregierung mitgetragen 
und ist auch aus Sicht der Landesregierung 
ermessensfehlerfrei und nicht zu beanstanden. 
 
Im Hinblick auf Fahrzeuge, die regelwidrig auf 
dem Gehweg parken, hat der Kreis die Stadt 
bereits aufgefordert, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten vor Ort regelmäßige Kontrollen 
des ruhenden Verkehrs durchzuführen und 
solche Verkehrsverstöße entsprechend zu 
ahnden. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14866-00 
Rundfunk und Fernsehen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des Ministers 
für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und Chefs der 
Staatskanzlei vom 21.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-14867-00 
Straßenbau 
 
 
Der Petent beanstandet Schlaglöcher auf 
einem Radweg auf dem Lohauser Deich. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Petition geprüft. 
 
Vorliegend handelt es sich um einen 
sanierungsbedürftigen Deichabschnitt, der 
entsprechend neu hergestellt werden soll. Der 
Planfeststellungsantrag zur Sanierung der 
betroffenen Hochwasserschutzanlage wurde 
zwischenzeitlich bei der zuständigen 
Bezirksregierung eingereicht. Im Zuge der 
Sanierung werden voraussichtlich auch neue 
Verkehrswege entstehen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Verkehr) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
Bis zur Umsetzung der Sanierung wird der 
Petent gebeten, sich bezüglich notwendiger 
Anpassungen an die Stadt zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-14869-00 
Beamtenrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-14873-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petenten bitten um Unterstützung im 
Rahmen eines Einbürgerungsverfahrens bei 
der Stadt W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt nach erfolgter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage fest, dass die Petenten bereits 
zwischenzeitlich einen Termin für die 
Einbürgerung in den Deutschen Staatsverband 
erhalten haben. 
 
Der Petitionsausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist bekannt. 
Derzeit gibt es laufende Gespräche bezüglich 
der Situation. 
 
Den Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14883-00 
Ordnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Der 
Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Angelegenheit keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. 
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Aufgrund der Bestandskraft des 
Bußgeldbescheides der Stadt Korschenbroich 
gibt es keinen Zweifel an der 
Zahlungsverpflichtung der Petentin. Es gibt 
auch keine Anzeichen dafür, dass das 
zuständige Ordnungsamt der Stadt 
Korschenbroich in dem vorausgegangenen 
Verwaltungsverfahren fehlerhaft gehandelt hat. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. 
 
 
 
18-P-2025-14888-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das mit 
der Petition verfolgte Anliegen unterrichtet. 
 
Er hat von den einschlägigen Bestimmungen 
des Klageerzwingungsverfahrens, den hierfür 
geltenden Regelungen der Prozesskosten- 
und Beratungshilfe sowie von der 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das 
gerichtliche Verfahren Kenntnis genommen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums der 
Justiz vom 17.10.2025. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14892-00 
Sport 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage von der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitales - MHKBD) 
unterrichten lassen. Der Petitionsausschuss 
stellt fest, dass im vorliegenden Fall weder 
eine systematische Benachteiligung noch eine 
strukturelle Ungleichbehandlung vorliegt.  
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass die 
vom Petenten erhobenen Vorwürfe abstrakt 
gehalten sind und keine konkreten 
Anhaltspunkte für eine Diskriminierung oder 
Ungleichbehandlung vorliegen. Er nimmt zur 
Kenntnis, dass sich die Petenten bereits mit 
Eingaben mit gleichlautendem Inhalt an die 
berichtenden Behörden gewandt und diese 

den Petenten entsprechend geantwortet 
haben. Auch haben die Kommunalaufsichten 
des Kreises Mettmann und die 
Bezirksregierung Düsseldorf die jeweiligen 
Eingaben beantwortet. Der Vorwurf der 
Untätigkeit ist somit nicht nachvollziehbar. 
 
Die Stadt Hilden hat sich bei der Vergabe von 
Hallenzeiten an transparente Kriterien 
gehalten und auch keine selektive 
Förderpraxis betrieben, sondern sich an den 
Sportförderrichtlinien der Stadt Hilden 
orientiert. Die zusätzlich vorgeworfene 
Ungleichbehandlung bezüglich der Nutzung 
einer Fläche, die seitens des Petenten zu einer 
Multifunktionswiese umgewandelt werden 
sollte, wurde ebenfalls nicht durch konkrete 
Anhaltspunkte der Petenten begründet. 
 
Ferner stellt der Petitionsausschuss fest, dass 
die Behörden im vorliegenden Fall nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen haben und somit 
auch kein Anlass besteht, kommunal-
aufsichtlich tätig zu werden. 
 
Die Petentin begehrt zudem die Feststellung 
durch den Petitionsausschuss, inwiefern ein 
gemeinnütziger Verein auf Landesebene 
wirksam Rechtsschutz gegen kommunale 
Diskriminierung erlangen kann. Hierzu kann 
der Petitionsausschuss unter Bezug auf die 
Geschäftsordnung des Landtags keine 
Auskunft erteilen. Rechtsauskünfte müssen 
über den Zivilrechtsweg geklärt werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht danach keine 
Möglichkeit, den Petenten im Zusammenhang 
mit ihrer Beschwerde zu helfen. 
 
 
 
18-P-2025-14893-00 
Rechtspflege 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er hat von Inhalt und Gang der sowohl bei der 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf als auch beim 
Amtsgericht Düsseldorf geführten Vorgänge 
und den Gründen Kenntnis genommen, aus 
denen die Staatsanwaltschaft Düsseldorf das 
auf die in Rheinland-Pfalz von der Petentin 
erstattete Strafanzeige hin eingeleitete 
Ermittlungsverfahren eingestellt hat.  
 
Der Petitionsausschuss hat ferner zur Kenntnis 
genommen, dass die Staatsanwaltschaft die 
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Petentin entsprechend beschieden hat. Soweit 
die Petentin auf ein weiteres 
Ermittlungsverfahren hinweist, dessen Eingang 
bei der Staatsanwaltschaft Düsseldorf bislang 
nicht feststellbar ist, sind geeignete 
Nachforschungsmaßnahmen veranlasst, über 
deren Ergebnis die Petentin unterrichtet 
werden wird. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, auf die 
Verfahrensgestaltung der Gerichte Einfluss zu 
nehmen und ihre Entscheidungen zu 
überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. Die 
gerichtliche Sachbehandlung im Übrigen ist 
nicht zu beanstanden. Zu Maßnahmen der 
Dienstaufsicht hat sich kein Anlass ergeben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Überprüfung des mit der Petition 
vorgetragenen Sachverhaltes ergab, dass eine 
polizeiliche Befassung mit diesem bislang nicht 
erfolgte, so dass Anhaltspunkte für 
Fehlverhalten oder Versäumnisse im 
Sachzusammenhang nicht gegeben sein 
können. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern; Ministerium der 
Justiz) weitere Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14914-00 
Rechtspflege 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Soweit die Petentin die Verfahrensweise in 
verschiedenen erstinstanzlich vor dem 
Amtsgericht Düsseldorf und teils zweit-
instanzlich vor dem Landgericht Düsseldorf 
geführten Gerichtsverfahren aus der Zeit von 
2021 und früher kritisiert, ist es dem 
Petitionsausschuss wegen der den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen zu 
überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
Gerichtliche Entscheidungen können 
ausschließlich in dem nach der jeweiligen 
Verfahrensordnung vorgesehenen Rechts-
behelfsverfahren überprüft und gegebenenfalls 

korrigiert werden. Davon hat die Petentin - 
wenn auch erfolglos - Gebrauch gemacht. 
 
Soweit die Petentin die Behandlung einer 
durch sie eingereichten Dienstaufsichts-
beschwerde durch die Präsidentin des 
Amtsgerichts Düsseldorf beanstandet, sieht 
der Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Darüber hinaus hat er vom Inhalt und dem 
Verfahrensgang der bei der Staatsanwaltschaft 
Düsseldorf geführten Vorgänge und dem 
Umstand Kenntnis genommen, dass, soweit 
ein Teil der Strafanzeigen bzw. Schreiben der 
Petentin zunächst nicht beziehungsweise 
verzögert beschieden worden sind, die 
Leitende Oberstaatsanwältin in Düsseldorf das 
Erforderliche veranlasst hat. 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist danach nicht zu beanstanden. 
 
Auch insoweit besteht kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14928-00 
Sozialhilfe 
 
 
Die Petentin kritisiert die Bearbeitung sowie 
insbesondere die ausbleibende Entscheidung 
hinsichtlich ihres Antrages auf Leistungen zur 
sozialen Teilhabe und Assistenz im Alltag 
durch den Landschaftsverband Westfalen-
Lippe (LWL). Das Gefühl von fehlender 
Unterstützung aufgrund von unklarer 
Kommunikation, vermehrten Zuständigkeits-
wechseln und Nichtentscheidung des 
gestellten Antrages aus Januar 2025, belaste 
die Petentin persönlich, organisatorisch sowie 
gesundheitlich immens. Im Weiteren moniert 
die Petentin die ungeklärte Situation bezüglich 
ihres Antrages auf Leistungen des Sozialen 
Entschädigungsrecht seit Oktober 2024. Sie 
habe seitdem keine verlässliche und 
verbindliche Auskunft zu ihren Rechten als 
Betroffene erhalten. 
 
Der Petitionsausschuss hat die zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage geprüft. Er 
stellt fest, dass das Vorgehen des LWL im 
Zusammenhang mit dem Sozialen 
Entschädigungsrecht nicht zu beanstanden ist. 
Die Petentin erhält seit dem 1. Juli 2013 eine 
Grundrente nach dem Opferentschädigungs-
gesetz; seit dem Inkrafttreten des SGB XIV 
zum 1. Januar 2024 erhält sie eine 
entsprechende Geldleistung nach § 144 SGB 
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XIV, die der zuvor nach dem OEG gewährten 
Leistung entspricht. 
 
Mit der von der Petentin inzwischen 
angekündigten Übersendung der erforder-
lichen Unterlagen kann der LWL nunmehr die 
gebotene Vergleichsprüfung vornehmen und 
die Petentin hinsichtlich ihres Wahlrechts, ob 
sie bei dem alten Recht bleiben oder zum 
neuen Recht wechseln möchte, abschließend 
beraten. 
 
Hinsichtlich des Antrags auf Leistungen der 
Eingliederungshilfe aus Januar 2025 hat der 
LWL nachvollziehbar dargelegt, aus welchen 
Gründen bislang noch keine abschließende 
Entscheidung getroffen werden konnte. Der 
Ausschuss begrüßt, dass bereits ein Bedarf 
auf Leistungen der Eingliederungshilfe dem 
Grunde nach anerkannt wurde und dass die 
Petentin durch den LWL bei der Suche nach 
einem geeigneten Leistungsanbieter unter-
stützt wird. 
 
Der Petitionsausschuss bittet den LWL, die 
Bearbeitung und Entscheidung des Antrags 
der Petentin zeitnah abzuschließen und dabei 
die persönliche Situation der Petentin 
besonders zu berücksichtigen. 
 
Darüber hinaus regt der Ausschuss an, dass 
sich die Beteiligten weiterhin um eine offene 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
bemühen. 
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) weitergehende Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14935-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petent bittet um Aufarbeitung der Vorwürfe 
gegen das Kinderdorf Duisburg. Hierzu fordert 
er den Landtag auf, eine unabhängige 
Untersuchungskommission einzurichten und 
das Kinderdorf Duisburg e.V. zur Aufarbeitung 
zu verpflichten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage von der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration – 
MKJFGFI) berichten lassen. Vor dem 
Hintergrund der beigefügten Stellungnahme 

sieht der Petitionsausschuss derzeit keinen 
Anlass für Maßnahmen. 
 
Der Petent war trotz mehrfacher Versuche 
seitens des Petitionsausschusses, zu ihm 
Kontakt für ein persönliches Gespräch mit dem 
Ausschuss aufzunehmen, leider weder 
telefonisch noch per E-Mail erreichbar. Der 
Ausschuss kann ihm daher nur empfehlen, 
sich bei weiteren Anliegen erneut schriftlich an 
ihn zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-14937-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration - MKJFGFI) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Bezüglich der in Leipzig von Behörden 
getroffenen Entscheidungen kann der 
Petitionsausschuss des Landtags Nordrhein-
Westfalen keine Überprüfung einleiten und 
auch keine Stellung nehmen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Gefährdungsmeldung des Petenten 
im Jugendamt der Stadt Bonn gemäß § 8a 
SGB VIII geprüft worden ist. Das Risiko ist 
fachlich eingeschätzt worden und eine 
Gefährdung der Kinder bei der Kindesmutter 
konnte nicht festgestellt werden. Ebenfalls hat 
das Jugendamt dem Petenten erzieherische 
Hilfen gem. § 27 ff SGB VIII angeboten, die 
bisher von ihm nicht angenommen wurden. 
 
Hinweise auf eine psychische Erkrankung bei 
der Kindesmutter hat das Jugendamt nicht 
feststellen können. Eine Begutachtung kann 
nur vom Familiengericht veranlasst werden, 
welches jedoch ebenfalls keinen Anlass dazu 
gesehen hat. Insgesamt ist ein Fehlverhalten 
seitens des Jugendamtes nicht feststellbar. 
 
Die vom Petenten gewünschte Veränderung 
von Umgangskontakten kann nur im Rahmen 
eines familiengerichtlichen Verfahrens er-
folgen. Der Ausschuss nimmt jedoch auch zur 
Kenntnis, dass die Kinder den Umgang mit 
dem Petenten abgelehnt haben und auch 
keinen begleiteten Kontakt wünschen. Der 
Ausschuss kann dem Petenten daher nur 
empfehlen, im Interesse seiner Kinder mit dem 
Jugendamt zu kooperieren und zu versuchen, 
die Wünsche der Kinder zu respektieren.  
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Soweit der Petent die Arbeit der mit den 
familiengerichtlichen Verfahren befassten 
Richterinnen und Richter beanstandet und 
diese als rechtlich fehlerhaft rügt, ist es dem 
Petitionsausschuss wegen der den 
Richterinnen und Richtern durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes verliehenen Unabhängigkeit 
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen auf ihre 
sachliche Richtigkeit zu überprüfen, sie 
abzuändern oder gar aufzuheben. 
 
Der Petent erhält eine Kopie des Berichts des 
zuständigen Jugendamtes.  
 
 
 
18-P-2025-14941-00 
Rechtspflege 
Rechtsberatung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es auch dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. Gerichtliche Entscheidungen 
können ausschließlich in dem nach der 
jeweiligen Verfahrensordnung vorgesehenen 
Rechtsbehelfsverfahren überprüft und 
gegebenenfalls korrigiert werden. Davon hat 
der Petent - wenn auch erfolglos - Gebrauch 
gemacht. 
 
Nach Auswertung der ministeriellen 
Stellungnahme kann der Petitionsausschuss 
ein diskriminierendes Verhalten durch den 
zuständigen Richter am Amtsgericht nicht 
feststellen. Im Rahmen der von dem Petenten 
erhobenen Dienstaufsichtsbeschwerden wurde 
er auf die richterliche Unabhängigkeit gemäß 
Artikel 97 Grundgesetz und die alleinige 
Überprüfung von Sachentscheidungen im 
Instanzenzug hingewiesen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14946-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petent wandte sich an den 
Petitionsausschuss wegen der nach seiner 

Wahrnehmung mangelhaften Kommunikation 
und verzögerten Datenübermittlung zwischen 
der Familienkasse der Bundesagentur für 
Arbeit und dem LBV NRW.   
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt 
informiert. Er nimmt die beigefügte 
Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen 
zur Kenntnis. 
 
Die Kritik des Petenten an der mangelhaften 
Kommunikation und der verzögerten 
Datenübermittlung zwischen der Familien-
kasse und der Bundesagentur für Arbeit und 
dem LBV NRW lässt sich nicht in jeder 
Hinsicht nachvollziehen, da mit dem 
automatisierten Abrufverfahren von 
Kindergelddaten bereits wesentliche 
Digitalisierungsprozesse erfolgreich umgesetzt 
wurden, die zu einer Beschleunigung und 
Vereinfachung des gesamten Verfahrens 
geführt haben. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der Ausschuss 
derzeit keinen Anlass für Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-14947-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt die Überprüfung eines 
Ausschreibungsverfahrens der Stadt D. 
betreffend die städtische Gewerbeimmobilie im 
S-Park. Der Petent schildert, dass die Stadt 
trotz schriftlicher Zusage im Januar 2025 und 
monatelangen Vertragsverhandlungen plötz-
lich und ohne für ihn nachvollziehbare 
Begründung vom Vertragsabschluss Abstand 
genommen habe. Der Petent moniert in 
diesem Zusammenhang intransparente 
Entscheidungsprozesse und bittet um 
Überprüfung des städtischen Vorgehens. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass 
Ausschreibungsverfahren zur Auswahl von 
Gewerbetreibenden für städtische 
Gewerbeimmobilien im Zuständigkeitsbereich 
der Stadt D. nach einem standardisierten 
Verfahren ablaufen (Besichtigungstermine, 
vierwöchige Frist zur Einreichung von 
Unterlagen und Nutzungskonzept, Aus-
wahlprozess durch Auswahlmatrix mit 
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objektiven Kriterien, die sowohl wirtschaftliche 
als auch personenbezogene Kriterien 
berücksichtigt). 
 
Die Verhandlungen zielten im vorliegenden 
Sachverhalt auf den Abschluss eines 
privatrechtlichen, gewerblichen Mietvertrags 
ab. Daher ist das öffentliche (Konzessions-
)Vergaberecht in diesem Kontext nicht 
anwendbar und das Vorgehen der Stadt D. bei 
den Vertragsverhandlungen ist demnach 
zivilrechtlich zu bewerten. 
 
Die Stadt D. arbeitet bei gewerblichen 
Vermietungen aus Gleichbehandlungsgründen 
mit Musterverträgen. Ein solcher wurde dem 
Petenten im März 2025 zugesandt. Der Petent, 
der sich im Rahmen der 
Vertragsverhandlungen durch eine Vertretung 
hat rechtlich beraten lassen, hat zu dem 
Muster wiederholt zahlreiche Änderungs-
wünsche vorgetragen. Ein Abweichen vom 
Mustervertrag kam jedoch für die Stadt D. nicht 
infrage. 
 
Wegen der großen Anzahl der Änderungs-
wünsche zogen sich die Verhandlungen über 
einen Zeitraum von zwei Monaten hin. Da es 
nicht möglich war, einen tragfähigen Konsens 
zu erzielen, entschied sich die Stadt D. dazu, 
die Vertragsverhandlungen abzubrechen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, im Sinne der Eingabe Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
Ein privatrechtlicher Schadensersatzanspruch 
müsste vom Petenten in einem 
zivilgerichtlichen Verfahren gegen die Stadt D. 
dargelegt werden. 
 
 
 
18-P-2025-14964-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt 
informiert. Die Entscheidung der Bezirks-
regierung Düsseldorf ist ordnungsgemäß im 
Rahmen der entsprechenden Rechtslage 
erfolgt.  
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales. Es besteht kein 
Anlass für Maßnahmen. 
 
 
 
 

18-P-2025-14972-00 
Wohngeld 
 
 
Die Petentin kritisiert die lange 
Bearbeitungszeit ihres Wohngeldantrages 
sowie die Ablehnung einer Vorschusszahlung. 
 
Der Petitionsausschuss hat die zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage geprüft. 
Wohngeld wird – sofern die Voraussetzungen 
vorliegen – rückwirkend ab dem Monat der 
Antragstellung bewilligt und nachgezahlt. Die 
Verzögerung bei der Bearbeitung ist im 
Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass 
sich die persönlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Petentin während des 
laufenden Verfahrens mehrfach änderten und 
daher wiederholt Unterlagen nachgefordert 
und überprüft werden mussten. 
 
Mit der Wohngeldreform wurde durch § 26a 
WoGG die Möglichkeit einer vorläufigen 
Zahlung geschaffen, um Antragstellende bei 
längeren Bearbeitungszeiten entlasten zu 
können. Eine solche Zahlung kann erfolgen, 
wenn zur Feststellung des Wohn-
geldanspruchs voraussichtlich längere Zeit 
erforderlich ist und mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit ein Anspruch besteht. Ein 
Antrag auf vorläufige Bewilligung wurde 
seitens der Antragstellerin bei der 
Wohngeldstelle nicht gestellt bzw. erst im 
Zusammenhang mit der Petition formuliert. 
Von einer vorläufigen Bewilligung wurde 
Abstand genommen, da aufgrund fehlender 
maßgeblicher Angaben (Einkommens-
nachweise, nachvollziehbare Nachweise zu 
Mietzahlungen) keine positive rechtmäßige 
Entscheidung hätte getroffen werden können. 
 
Der Antrag der Petentin konnte nach Vorlage 
aller erforderlichen Nachweise am 01.08.2025 
abschließend bearbeitet und rückwirkend für 
den Zeitraum Januar bis Juli 2025 bewilligt 
werden. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss insgesamt keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. 
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18-P-2025-14984-00 
Arbeitsschutz 
Feuerschutzwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt von 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – MAGS) berichten 
lassen. 
 
Vor dem Hintergrund der beigefügten 
Stellungnahme des MAGS sieht der 
Ausschuss keinen Anlass für Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-14985-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Soweit sich die Petentin gegen die richterliche 
Sachbehandlung in dem Verfahren vor dem 7. 
Zivilsenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
wendet, ist es dem Petitionsausschuss wegen 
der den Richterinnen und Richtern durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes verliehenen 
Unabhängigkeit verwehrt, dessen Ent-
scheidungen zu überprüfen, abzuändern oder 
aufzuheben. Gerichtliche Entscheidungen 
können ausschließlich in dem nach der 
jeweiligen Verfahrensordnung vorgesehenen 
Rechtsbehelfsverfahren überprüft und 
gegebenenfalls korrigiert werden. Davon hat 
die Petentin - soweit ersichtlich - keinen 
Gebrauch gemacht. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
über die vom Präsidenten des Landgerichts 
Kleve im Zusammenhang mit der 
Verfahrensakte 1 O 307/15 bereits ergriffenen 
Maßnahmen hinaus weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14986-00 
Beförderung von Personen 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-14987-00 
Bezüge der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage von der 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Bildung - MSB) berichten lassen. 
 
Er kommt zu dem Ergebnis, dass die Petentin 
rechtmäßig der Stufe 2 der Entgeltgruppe S 15 
zugeordnet ist. Eine Teilnahme am 
berufsbegleitenden Vorbereitungsdienst ist 
mangels Vorliegens der Mindestanforderungen 
nicht möglich. 
 
Im Übrigen verweist er auf die in Kopie 
beigefügte Stellungnahme des MSB. 
 
 
 
18-P-2025-15000-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage informiert. Er hat von den 
Gründen, aus denen dem Anliegen des 
Petenten nicht zum Erfolg verholfen werden 
kann, Kenntnis genommen. 
 
Er kann dem Petenten nur empfehlen, künftig 
eine vorherige ärztliche Verordnung mit einer 
entsprechenden Diagnose bei der 
Beihilfestelle einzureichen, aus der ebenfalls 
hervorgeht, dass die Behandlerin oder der 
Behandler über eine entsprechende 
Qualifikation als Podologin oder Podologe 
beziehungsweise medizinische Fußpflegerin 
oder medizinischer Fußpfleger verfügt. 
 
Der Petent erhält eine Kopie Stellungnahme 
des Ministeriums der Finanzen.  
 
 
 
18-P-2025-15002-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage informiert.  
 
De Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
Petentin bereits über einen Aufenthaltstitel 
nach § 20 Aufenthaltsgesetz verfügt, der zur 
Berufsausübung berechtigt. Lediglich die 
Ausstellung des elektronischen Aufent-
haltstitels war zum Zeitpunkt der Einlegung der 
Petition nicht erfolgt.  
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Der Ausschuss begrüßt, dass die Ausländer-
behörde der Stadt Köln mittlerweile einen 
entsprechenden elektronischen Aufenthaltstitel 
erteilt hat.  
 
Er hat keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen. Er 
wünscht der Petentin bei der Stellensuche viel 
Erfolg.  
 
 
 
18-P-2025-15004-00 
Straßenverkehr 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-15125-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petentin und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss hat von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft Bonn das Ermittlungs-
verfahren 785 Js 191/24 SE eingestellt hat und 
die dagegen gerichtete Beschwerde sowie der 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung ohne 
Erfolg geblieben sind. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu prüfen, abzuändern oder 
aufzuheben. 
 
Zu gegebener Zeit wird das Ministerium der 
Justiz die Beschwerdeführerin auf ihre weitere 
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den 
Bescheid des Generalstaatsanwalts in Köln 
vom 06.08.2024 (53 Zs 287/24) bescheiden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 

18-P-2025-15189-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich von der 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Bildung - MSB) über die Sach- und Rechtslage 
berichten lassen. 
 
Ein Fehlverhalten der Schulleitung im Umgang 
mit den von dem Petenten aufgeführten 
Ereignissen ist nicht feststellbar. Die 
Schulleitung war im Gegenteil in der 
Vergangenheit bemüht, dem Petenten ein 
zumutbares Arbeitsumfeld zu ermöglichen und 
ihn zu unterstützen. 
 
Auch das Verhalten der Bezirksregierung in 
Hinblick auf die Wiedereingliederungs-
möglichkeit des Petenten ist nicht zu 
beanstanden. Die Bezirksregierung konnte 
dem Petenten eine anderweitige 
Verwendungsmöglichkeit zunächst im Rahmen 
einer Abordnung anbieten. Inwiefern es 
tatsächlich zu einer Abordnung kommen wird, 
bleibt abzuwarten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine Veran-
lassung, der Landesregierung (MSB) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15217-00 
Gesundheitswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert.  
 
Er stellt nach Überprüfung der Sach- und 
Rechtslage fest, dass das im Rahmen der 
Rechtsaufsicht zuständige Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales nur 
überprüfen kann, ob sich die Ärztekammern an 
die für sie geltenden rechtlichen Vorgaben 
halten. Für die Beurteilung eines möglichen 
Fehlverhaltens von Ärztinnen und Ärzten 
besteht seitens der Rechtsaufsicht keine 
Zuständigkeit. 
 
Sofern man ein erstelltes Gutachten inhaltlich 
prüfen lassen möchte, erfolgt dies nicht durch 
die Ärztekammer, sondern im Rahmen des 
Gerichtsprozesses. Die vom Petenten be-
mängelte Vorgehensweise der Ärztekammer 
Nordrhein ist daher rechtsaufsichtlich nicht zu 
beanstanden.  
 
Das monierte ärztliche Gutachten wurde im 
Zusammenhang mit einem Gerichtsprozess 
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vor dem Sozialgericht erstellt. Grundsätzlich 
gilt vor den Sozialgerichten der 
Amtsermittlungsgrundsatz. Das Gericht ist 
verpflichtet, sich zu Beginn des Verfahrens 
umfassend über den Gesundheitszustand des 
Klägers zu informieren, ohne dass er dies 
selbst beantragen muss. Dabei stützt sich das 
Gericht auf vorhandene medizinische 
Dokumente wie ärztliche Atteste, Befund- und 
Entlassungsberichte von Kliniken und ordnet 
gegebenenfalls ergänzend eine Begutachtung 
an. Auf die Fachrichtung und die 
Sachverständigenwahl (Ärztin/Arzt, Klinik) hat 
der Kläger dabei keinen Einfluss; sie werden 
durch das Gericht bestimmt.  
 
Im Fall des Petenten hat das Sozialgericht 
Köln über die inhaltliche Verwertbarkeit des 
Gutachtens entschieden. Diese Entscheidung 
kann nur mit den üblichen Rechtsbehelfen im 
Gerichtsverfahren angegriffen werden. Es ist 
jedoch nicht möglich, ein im Rahmen eines 
sozialen Gerichtsprozesses erstelltes 
Gutachten außerhalb des Gerichtsprozesses 
zu prüfen und anzugreifen. 
 
Sollte ein Gutachten im Rahmen des 
sozialgerichtlichen Prozesses angegriffen 
werden und sich dabei herausstellen, dass das 
überprüfte ärztliche Gutachten nicht korrekt 
erstellt wurde, kann durch die Ärztekammer im 
Anschluss daran der sog. „berufsrechtliche 
Überhang“ geprüft und festgestellt werden, ob 
hier ein berufsrechtlicher Verstoß durch die 
begutachtende Ärztin/den begutachtenden 
Arzt vorliegt. Sofern dies der Fall ist, kann dies 
im berufsrechtlichen Verfahren durch die 
Kammern oder im berufsgerichtlichen 
Verfahren geahndet werden.  
 
 
 
18-P-2025-15249-00 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
Heime 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition angesprochenen Sachverhalt 
unterrichtet.  
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass keine 
der vom Petenten mitgeteilten Aspekte die 
Voraussetzungen einer staatlichen 
Gewaltopferentschädigung erfüllen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) zur Information.   
 

Einen Anlass für Maßnahmen sieht er nicht. 
 
 
 
18-P-2025-15268-00 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt von 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales - MAGS) berichten 
lassen. 
 
Er nimmt die beigefügte Stellungnahme und 
Informationen bzgl. der Forderungen der 
Petentin zur Kenntnis. Einen Anlass für weitere 
Maßnahmen sieht er nicht. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der für die Petentin zuständige 
Landschaftsverbandes Rheinland (LVR) 
bereits Kontakt mit ihr aufgenommen und ein 
Beratungsgespräch vereinbart hat. Der LVR 
wird die Petentin umfassend über die 
Voraussetzungen und die Hilfemöglichkeiten 
des Opferentschädigungsgesetzes infor-
mieren. 
 
 
 
18-P-2025-15293-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Klinik die medikamentöse 
Behandlung auf Wunsch der Petentin auf 
Abilify umgestellt hat und diese den zuvor 
verabreichten Antipsychotika ebenfalls 
zugestimmt hatte. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt auch zur 
Kenntnis, dass die Klinik keine der von der 
Petentin gewünschten Umstellungen der 
Medikation verweigerte, aber gleichwohl 
versucht, die Petentin von der Indikation des 
Antipsychotikums Paliperidon zu überzeugen, 
da es sich als wirksamer erwiesen hatte. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt schließlich zur 
Kenntnis, dass sich die Klinik im regelmäßigen 
Austausch mit der Petentin über die geeignete 
Medikation befindet, d. h. sie fortlaufend in die 
medizinischen und therapeutischen Ent-
scheidungen einbezieht. 
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Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15310-00 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petentin wendet sich gegen die 
steuerrechtliche Einordnung ihrer Tätigkeit als 
Ortsvereinsvorsitzende bei einem Sozial-
verband unter die Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit gem. § 18 Abs. 1 Nummer 3 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG). Außerdem 
begehrt sie die Aufhebung der Feststellung der 
Kleinunternehmerschaft gem. §§ 2 Abs. 1 und 
19 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes (UstG).  
 
Die Petentin ist Ortsvereinsvorsitzende eines 
Sozialverbandes in der Stadt E. und wird vom 
Finanzamt E. veranlagt. Sie erzielt jährlich eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von zuletzt 
600,- €, die sie im Rahmen der 
Steuererklärung in der Anlage S (Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit) ordnungsgemäß 
erklärte. Diese Einnahmen sind gem. § 3 Nr. 
26a EStG bis zu einer Höhe von 840,- € von 
der Umsatzsteuer befreit; die Befreiung wurde 
auch gewährt. Nähere Darlegungen zu Art, 
Umfang und Inhalt der Tätigkeit als 
Ortsvereinsvorsitzende hat die Petentin weder 
in ihrer Steuererklärung noch gegenüber dem 
Petitionsausschuss gemacht.  
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin umfänglich geprüft. Dazu hat er sich 
durch die Landesregierung (Ministerium der 
Finanzen) berichten lassen, die ebenfalls den 
Vorgang überprüft hat. Eine rechtsfehlerhafte 
Sachbehandlung kann vorliegend nicht 
festgestellt werden. Im Einzelnen: 
 
Steuerbare Einkünfte sind gem. § 2 Abs. 1 
EStG einer Einkommensart zuzuordnen. Bei 
der Tätigkeit als Ortsvereinsvorsitzende 
kommen als Einkommensarten lediglich 
Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit 
gem. § 2 Abs. 1 Nr. 4 EStG oder Einkünfte aus 
selbständiger Tätigkeit gem. § 2 Abs. 1 Nr. 3 
EStG in Betracht. Die Einkommensarten 
müssen nach den Kriterien der §§ 18 und 19 
EStG sowie den dazu durch die Praxis und die 
Rechtsprechung erarbeiteten Leitlinien 
abgegrenzt werden.  
 
Demnach ist Arbeitnehmer, wer im öffentlichen 
oder privaten Dienst weisungsgebunden auf 
Grund eines Vertrages beschäftigt, in eine 

unternehmerische Organisationsstruktur 
eingebunden ist, seine Arbeitskraft schuldet 
und Arbeitslohn bezieht; vgl. dazu auch § 1 
Abs. 1 und 2 der Lohnsteuer-Durchführungs-
verordnung. Hingegen ist selbständig tätig, wer 
eine freiberufliche Tätigkeit oder sonstige 
nichtselbständige Arbeit ausübt, § 18 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 EStG. Da ein Fall einer 
freiberuflichen Tätigkeit gem. § 18 Abs. 1 Nr. 1 
EStG im Rahmen eines Typenvergleichs nicht 
vorliegen dürfte, bleibt allein die Möglichkeit, 
die Tätigkeit als Ortsvereinsvorsitzende als 
sonstige nichtselbständige Arbeit gem. § 18 
Abs. 1 Nr. 3 EStG einzuordnen. Dies setzt 
insbesondere voraus, dass die persönliche 
und weisungsunabhängige Tätigkeit im 
Vordergrund steht. Wenngleich die Norm in 
erster Linie auf mehr gelegentliche Tätigkeiten 
abzielt, werden auch Dauertätigkeiten dann 
erfasst, wenn sie den ausdrücklich genannten 
gesetzlichen Beispielen (im Rahmen einer 
Gruppenähnlichkeit) weitgehend ähnlich sind. 
§ 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG betrifft daher vor allem 
die eigenverantwortliche Verwaltung fremden 
Vermögens. Der Bundesfinanzhof ordnet 
daher – unter Betrachtung der jeweiligen 
Einzelfälle – auch ehrenamtliche Mitglieder 
von Wahlorganen den Einkünften aus 
selbständiger Arbeit gem. § 18 Abs. 1 Nr. 3 
EStG zu.  
 
Im vorliegenden Fall hat die Petentin durch 
ihre Steuererklärung zum Ausdruck gebracht, 
dass sie ihre Tätigkeit als Ortsvereins-
vorsitzende eines Sozialverbandes selbst als 
Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit 
einordnet. Bei äußerer Betrachtung der 
typischen Tätigkeit einer Vereinsvorsitzenden 
ist dies plausibel, da sie grundsätzlich mit 
Vertretungsbefugnis eigenverantwortlich das 
Vermögen des Vereins verwaltet. Dass sie 
dem Vorstand sowie den Vereinsmitgliedern 
dabei rechenschaftspflichtig und verantwortlich 
ist, ändert am äußeren Charakter der 
Weisungsfreiheit der Tätigkeit nichts. 
Insbesondere besteht auch kein Dienst- oder 
Arbeitsvertragsverhältnis zwischen ihr und 
dem Vereinsträger, aus welchem sie ihre 
Arbeitskraft schuldete. Nach Aktenlage liegen 
daher keine Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit vor.  
 
Eine selbständige Tätigkeit ist zwar 
gewerberechtlich gegenüber den Kommunen 
nicht anzeigepflichtig (vgl. § 14 Abs. 1 S. 1 
GewO bei stehenden Gewerben), gem. § 138 
Abs. 1 S. 2 der Abgabenordnung (AO) besteht 
jedoch eine Anzeigepflicht gegenüber dem 
zuständigen Finanzamt. Dieser kam die 
Petentin – konkludent – durch Abgabe der 
Steuererklärung und Erklärung von Einkünften 
aus selbständiger Arbeit nach. Dies löste 
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tatbestandsmäßig die Feststellung der 
Kleinunternehmerschaft gem. § 19 Abs. 1 
UStG aus. Diese Feststellung durch das 
Finanzamt ist nach den vorbezeichneten 
Feststellungen folgerichtig. 
 
Auf die Einkommensteuerbelastung hat diese 
Unterscheidung keinen Einfluss. Auch ergeben 
sich keine weiteren oder besonderen 
Rechtspflichten aus der Feststellung der 
Kleinunternehmerschaft für die Petentin. Die 
rein steuerrechtliche Bewertung der Tätigkeit 
der Petentin als unternehmerisch folgt aus 
dem Wortlaut des § 2 Abs. 1 S. 1 UStG und 
setzt kein Unternehmen nach dem Handels- 
oder Gesellschaftsrecht voraus. Es liegt 
lediglich eine steuerrechtliche Bewertungs-
kategorie vor. Dadurch wird auch das 
ehrenamtliche Engagement der Petentin – das 
der Petitionsausschuss besonders begrüßt – 
nicht beeinträchtigt oder vereitelt. Es geht 
lediglich um die steuerliche Erfassung der 
Aufwandsentschädigung. Dies wird auch durch 
einen Fremdvergleich deutlich, da nach der 
Rechtsprechung unter anderem auch (ehren-
amtliche) Stadträte bzw. (Ober-)Bürgermeister 
Einkünfte im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG 
erzielen. Unternehmerische Umsatzsteuer 
schulden auch diese nicht aus ihrer Funktion 
heraus, gleichwohl der Wortlaut des § 2 Abs. 1 
S. 1 UStG auch in jenen Fällen greift. 
 
Der Petentin stünde es frei, gegenüber dem 
Finanzamt darzulegen, dass die durch den 
Sozialverband gezahlte Aufwandsent-
schädigung unter den Tatbestand der 
nichtselbständigen Arbeit gem. § 19 EStG 
fiele. Dadurch fiele sie aus dem 
Anwendungsbereich der §§ 2 Abs. 1 S. 1, 19 
Abs. 1 UStG wieder heraus. Ein 
entsprechender Vortrag gegenüber dem 
Finanzamt E. ist bisher nicht erfolgt. Nach den 
obigen Darstellungen und Abgrenzungs-
kategorien dürfte eine Einordnung der Tätigkeit 
unter § 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG jedoch 
überzeugender sein. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass, um der Landesregierung (Ministerium 
der Finanzen) Maßnahmen zu empfehlen. Die 
Petentin erhält eine Ablichtung der 
Stellungnahme der Landesregierung zu ihrer 
Information. 
 
 
 
18-P-2025-15315-00 
Forst- und Jagdwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und dessen Vorschlag 

zur Abgabe von Abwurfstangen unterrichtet. Er 
sieht nach Prüfung der Angelegenheit keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz.  
 
 
 
18-P-2025-15319-00 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
 
 
Die Petentin begehrt die Aufhebung der 
Rückforderung von Corona-Hilfen die 
Erwirkung einer erneuten, sachgerechten 
Prüfung ihres Härtefallantrags. Zudem ersucht 
sie um sofortige Aussetzung der Vollstreckung 
aufgrund der Gefährdung ihrer wirtschaftlichen 
Existenz. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage keine Anhaltspunkte für 
ein fehlerhaftes Verwaltungshandeln. Die 
Rückforderungsbescheide wurden ordnungs-
gemäß bekanntgegeben und sind bestands-
kräftig geworden. Die Petentin ist daher 
verpflichtet, die erhaltenen Neustarthilfen 
zurückzuzahlen. 
 
Der Petentin kann lediglich empfohlen werden, 
bei der Bezirksregierung eine Anpassung der 
Ratenzahlungen zu beantragen, um die Rück-
führung der Forderungen ihrer finanziellen 
Situation anzupassen. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme der 
Landesregierung (Ministerium für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie) vom 
20.10.20025. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petentin zu 
Erfolg zu verhelfen. 
 
 
 
18-P-2025-15349-00 
Ordnungswesen 
 
 
Die Entscheidung über die Entfristung des 
Gifttiergesetzes sowie über etwaige inhaltliche 
Anpassungen im Gifttiergesetz ist derzeit noch 
Gegenstand parlamentarischer Beratungen. 
 
Eine Kopie der Petition wird daher dem 
Ausschuss für Umwelt, Natur- und 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten 
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und ländliche Räume gemäß § 99 der 
Geschäftsordnung des Landtags als Material 
überwiesen. 
 
Die endgültige Bewertung und Entscheidung 
des Landtags bleiben abzuwarten. 
 
 
 
18-P-2025-15359-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich über die 
ausbleibende Rückmeldung der Aus-
länderbehörde W. und bittet um Unterstützung 
im laufenden Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass nach dem 
Bericht der Stadt W. die Voraussetzungen für 
eine Einbürgerung zunächst nicht vorgelegen 
haben. Inzwischen liegen nach Darstellung der 
Stadt alle erforderlichen Unterlagen vor und 
der Einbürgerungsantrag des Petenten kann 
positiv beschieden werden.  
 
Der Petitionsausschuss bittet den Petenten, 
weiterhin eng mit der Ausländerbehörde 
zusammen zu arbeiten und noch etwas 
Geduld zu haben. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15367-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich über die Dauer 
der Bearbeitungszeit ihres Antrages auf 
Einbürgerung durch die Einbürgerungsbehörde 
der Stadt D. und bittet um Unterstützung im 
laufenden Verfahren. 
 

Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
staatsangehörigkeitsrechtlichen Thematik be-
fasst und nimmt nach erfolgter Prüfung der 
ministeriellen Stellungnahme zunächst zur 
Kenntnis, dass im vorliegenden Fall die 
längere Bearbeitungsdauer auch auf eine 
fehlende Mitwirkung der Petentin 
zurückzuführen ist. Ergänzend zur Stagnation 
der Antragsbearbeitung durch die 
ausbleibende Übermittlung der geforderten 
Unterlagen seitens der Petentin kommen 
weitere zeitliche Verzögerungen des Ein-
bürgerungsprozesses hinzu, u. a. auch durch 
zwischenzeitliche Änderungen im Staats-
angehörigkeitsrecht. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, angeforderte Unterlagen zeitnah 
bei der Ausländerbehörde vorzulegen und 
weiterhin noch etwas Geduld zu haben. 
 
Ferner stellt der Petitionsausschuss fest, dass 
die Behörden im vorliegenden Fall nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen haben und somit 
auch kein Anlass besteht, kommunal-
aufsichtlich tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15371-00 
Beamtenrecht 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalt unterrichtet.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums der 
Justiz vom 14.10.2025.  
 
 
 
18-P-2025-15384-01 
Polizei 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. 
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Er sieht weiterhin keinen Anlass, der 
Landesregierung Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15391-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage von der Landesregierung, 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales (MAGS) berichten lassen. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass im Hinblick auf die 
inhaltlichen Fragen zur Vorgehensweise der 
Krankenkasse, die nach Ansicht des 
Petitionsausschusses bei dieser Petition auch 
die Hinweise auf den Medizinischen Dienst 
umfassen, die Zuständigkeit beim 
Petitionsausschuss des Bundes liegt, welcher 
durch den Petenten bereits involviert wurde. 
 
Soweit der Petent eine falsche Rechts-
auslegung der Vorschrift des § 51 SGB V 
beanstandet, wird diese rechtsverbindlich 
durch das Sozialgericht Köln, bei dem der 
Petent bereits ein Verfahren anhängig 
gemacht hat, überprüft. Der Ausgang des 
Verfahrens bleibt daher abzuwarten. 
 
Er stellt fest, dass die Vorgehensweise des 
MAGS nicht zu beanstanden ist und 
aufsichtsrechtliche Maßnahmen gegenüber 
dem Medizinischen Dienst angezeigt sind.  
 
Da das MAGS als Rechtsaufsicht nicht die 
medizinische Richtigkeit des Gutachtens 
überprüfen kann, verbleibt es in erster Linie bei 
einer Prüfung der Plausibilität. Diese war 
gegeben. 
 
 
 
18-P-2025-15396-00 
Wasser und Abwasser 
Abfallwirtschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die von 
der Petentin beklagte Grundwasser- und 
Trinkwasserproblematik an ihrem ehemaligen 
Wohnort berichten lassen.  
 
Nach der Stellungnahme des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr (MUNV) ist 
eine Gefährdung der Anwohnerinnen und 
Anwohner der betroffenen Straße ist nicht zu 
erwarten. Das Gelände ist mit einer 
Grabesperre versehen und mit unbelastetem 

Material aufgefüllt worden. Eine Nutzung des 
Grundwassers im Abstrom der Altablagerung 
findet nicht statt. Das Trinkwassergebiet zum 
Bereich der betroffenen Straße und der 
Abstrom des Grundwassers im von der 
Petentin erwähnten Neubaugebiet sind 
räumlich deutlich voneinander getrennt und 
das Trinkwasser wird überwacht. Alle 
gutachterlich empfohlenen Maßnahmen sind 
durchgeführt worden. Der Petitionsausschuss 
sieht nach Prüfung der Angelegenheit daher 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter 
tätig zu werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des MUNV. 
 
 
 
18-P-2025-15397-00 
Genderfragen 
 
 
Der Petent fordert, die Ausgestaltung der 
landesgeförderten Meldestellen für 
Diskriminierungsvorfälle so anzupassen, dass 
auch Diskriminierung gegenüber Personen 
deutscher Herkunft, Christen, Juden sowie 
nicht-queeren (heterosexuellen) Menschen 
ausdrücklich und gleichrangig erfasst wird. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) berichten lassen. 
 
Vor dem Hintergrund der beigefügten 
Stellungnahme sieht der Petitionsausschuss 
keinen Anlass für weitere Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-15408-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petent bittet den Landtag, sich für eine 
Reform einzusetzen, die Rentenzuschläge für 
Eltern mit vielen Kindern vorsieht. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent erhält zur Information eine Kopie 
der Stellungnahme des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales vom 28.10.2025. 
 
Soweit es dem Petenten um eine Änderung 
der bundesgesetzlichen Regelungen zur 
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Rentenversicherung geht, wird die Petition 
zuständigkeitshalber dem Deutschen Bundes-
tag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-15496-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent wendet sich gegen das Verhalten 
eines Mitarbeiters der Ausländerbehörde D. 
Daneben fordern die Petenten eine 
ordnungsgemäße Bearbeitung des Antrags zur 
Verlängerung des Aufenthaltstitels der 
Petentin. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechten sowie aufenthaltsrechtlichen 
Thematik befasst und nimmt nach erfolgter 
Prüfung der ministeriellen Stellungnahme zur 
Kenntnis, dass die Petenten die von ihnen 
begehrten Aufenthaltstitel zwischenzeitlich 
erhalten haben. 
 
Auch stellt der Petitionsausschuss fest, dass 
die zuständige Behörde über die eingelegte 
Dienstaufsichtsbeschwerde bereits beschieden 
hat.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung sowie 
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15543-00 
Hilfe für behinderte Menschen 
 
 
Der Festbetrag für blinde Menschen ab 60 
Jahren nach dem Gesetz über die Hilfen für 
Blinde und Gehörlose stellt einen 
ausgewogenen Kompromiss dar. Er 
berücksichtigt sowohl die kommunalpolitischen 
Interessen an der Begrenzung der 
Sozialleistungsausgaben als auch die 
sozialpolitischen Unterstützungsbedarfe für 
blinde Menschen und wurde mehrfach 
gerichtlich bestätigt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher leider 
keine Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter 
tätig zu werden. 
 

18-P-2025-15584-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petent fordert, seine Versorgungsbezüge 
ohne Kürzung durch einen Versorgungs-
abschlag zu erhalten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichtet. Aufgrund 
des geltenden Rechts sieht er keine 
Möglichkeit, dem Anliegend des Petenten zum 
Erfolg zu verhelfen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen. 
 
 
 
18-P-2025-15593-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent beklagt die Besteuerung seiner 
Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung der 
Sach- und Rechtslage keine Möglichkeit, im 
Sinne der Petition weiter tätig zu werden. In 
Bezug auf die noch anhängigen Klage-
verfahren wegen Einkommensteuer 2022 und 
2023 wird darauf verwiesen, dass der 
Petitionsausschuss aufgrund der mit Artikel 97 
des Grundgesetzes gewährleisteten richter-
lichen Unabhängigkeit, keinen Einfluss auf 
gerichtliche Verfahren nehmen kann. Aus dem 
gleichen Grund ist es ihm nicht möglich, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) vom 14.10.2025, 
damit er die gewünschten Informationen erhält. 
 
 
 
18-P-2025-15676-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich über die 
ausbleibende Rückmeldung der Ausländer-
behörde beim Kreis M. 
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Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme fest, dass im vorliegenden Fall 
mehrfach Anträge auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis gestellt wurden, diese 
aber zu den jeweiligen Zeitpunkten wegen 
fehlender Voraussetzungen abgelehnt worden 
sind. Am 17.09.2025 wurden weitere 
Unterlagen beim Anwalt des Petenten 
angefordert. Es ist nunmehr davon 
auszugehen, dass das Verfahren zeitnah zum 
Abschluss gebracht wird. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, weiterhin Geduld zu haben.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung um einen Nachbericht 
bezüglich des Abschlusses des Verfahrens. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15736-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-15741-00 
Energiewirtschaft 
Zivilrecht 
 
 
Der Petent beklagt die wiederholten 
Unterbrechungen der Energieversorgung 
(Strom, Gas und Wasser) im von ihm und 
weiteren Mietparteien bewohnten Wohn-
gebäude. Trotz Zahlung der Neben-
kostenvorauszahlungen durch die Mieter-
gemeinschaft habe der Eigentümer diese 
Gelder nicht an den Energieversorger 
weitergeleitet, was zu erheblichen Rück-
ständen und folglich zu wiederholten 
Versorgungssperren geführt habe. 
 
Der Ausschuss bedauert ausdrücklich die 
schwierige Situation, in der sich der Petent und 
die übrigen Mieterinnen und Mieter infolge der 
wiederholten Unterbrechungen der Energie-
versorgung befinden. Die dadurch 
entstandenen erheblichen Belastungen für alle 
Betroffenen sind nachvollziehbar. 
 

Nach eingehender Prüfung stellt der 
Ausschuss fest, dass der Eigentümer der 
Liegenschaft, zu deren Mietergemeinschaft der 
Petent gehört, seinen Zahlungsverpflichtungen 
gegenüber dem Energieversorger nicht 
nachgekommen ist, weshalb die Anschlüsse 
für Allgemeinstrom und Erdgas rechtmäßig 
gesperrt wurden. Sowohl Mieterschutzbund als 
auch die Stadtverwaltung wurden bereits in die 
Problematik eingebunden. Aufgrund des 
weiterhin offenen Forderungsbetrages ist eine 
Sperrung der Versorgungsanschlüsse nach 
den gesetzlichen Vorschriften geboten. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Energieversorger den betroffenen 
Mietparteien wiederholt Lösungsmöglichkeiten, 
insbesondere die Einrichtung eines 
Treuhandkontos zur geordneten Zahlungs-
abwicklung, angeboten hat. Eine 
einvernehmliche Lösung wurde bislang jedoch 
nicht erreicht. 
 
Vor dem Hintergrund der rechtlichen 
Rahmenbedingungen sieht der Petitions-
ausschuss allerdings keine Möglichkeit, weiter 
im Sinne der Petition tätig zu werden. Ein 
Eingriff in privatrechtliche Vertragsverhältnisse 
zwischen dem Eigentümer und dem 
Energieversorger liegt außerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs des Ausschusses. 
 
Der Ausschuss appelliert daher an die 
Mietergemeinschaft, die angebotenen Vor-
schläge erneut aufzugreifen und zu prüfen, 
gegebenenfalls unter erneuter Hinzuziehung 
des Mieterschutzbundes. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie) vom 20.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-15745-00 
Sport 
 
 
Mit ihrer Petition wendet sich die Petentin 
gegen die aktuelle Nutzungsregelung des 
Lohrheidestadions in Bochum. Sie ist Mitglied 
einer seit über 20 Jahren bestehenden 
Laufgruppe, die die Anlage regelmäßig zu 
Trainingszwecken genutzt hat. Nach 
Abschluss der Modernisierungsmaßnahmen 
wurde der Gruppe jedoch keine 
Nutzungsmöglichkeit mehr eingeräumt. Die 
Petentin bittet um Unterstützung, damit ihrer 
Laufgruppe weiterhin Trainingszeiten auf der 
Sportstätte ermöglicht werden. 
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Der Petitionsausschuss hat sich umfassend 
über den zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet. Er erkennt an, dass die 
Entscheidung über die Vergabe von 
Nutzungszeiten und die Belegung kommunaler 
Sportstätten in die Zuständigkeit der Stadt 
Bochum fällt und somit der kommunalen 
Selbstverwaltung unterliegt. Die bisherige 
Nutzung des Lohrheidestadions durch die 
Laufgruppe der Petentin erfolgte in der 
Vergangenheit ohne formelle Zuweisung. Im 
Zuge der abgeschlossenen Modernisierungs-
maßnahmen wurde die Belegungsplanung der 
Sportstätte neu strukturiert. Die Trainings-
gruppe der Petentin wurde dabei nicht in den 
hochleistungssportlichen Trainingsbetrieb des 
TV Wattenscheid 01 e. V. integriert. 
 
Zugleich nimmt der Ausschuss die besondere 
Situation der Petentin und ihrer Laufgruppe zur 
Kenntnis, die über viele Jahre im 
Lohrheidestadion trainiert hat und damit einen 
wichtigen Beitrag zum Breitensport, zur 
Gesundheitsförderung und zum sozialen 
Miteinander geleistet hat. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass eine 
Lösung möglich erscheint, sofern sich die 
Laufgruppe dem TV Wattenscheid 01 e. V. 
anschließt. Eine Nutzung der Nebenanlage zu 
Trainingszwecken wäre in diesem Fall 
erleichtert. Der Petentin wird empfohlen, den 
direkten Kontakt mit dem Verein hierzu 
fortzuführen. 
 
Der Petitionsausschuss bittet alle Beteiligten, 
konstruktive Gespräche zu führen, um eine 
tragfähige Lösung für die Fortführung des 
Trainingsbetriebs der Laufgruppe zu finden. 
 
 
 
18-P-2025-15747-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petent begehrt, dass Ampelanlagen in 
Nordrhein-Westfalen zwischen 23:00 und 5:00 
Uhr auf gelbes Blinklicht umgeschaltet oder 
ganz ausgeschaltet werden. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Petition geprüft.  
 
Nach der Verwaltungsvorschrift zur 
Straßenverkehrs-Ordnung zu § 37 sollten 
Ampelanlagen aus Verkehrssicherheits-
gründen in der Regel auch nachts in Betrieb 
gehalten werden. Auch besteht nach den für 
Bau und Betrieb maßgeblichen Richtlinien für 
Lichtsignalanlagen durch das Abschalten von 
Ampelanlagen eine deutlich erhöhte 

Unfallwahrscheinlichkeit, insbesondere beim 
Einbiegen und Kreuzen. 
 
Darüber hinaus haben Untersuchungen 
gezeigt, dass durch das Abschalten von 
Ampelanlagen während der Nachtstunden eine 
deutlich erhöhte Unfallwahrscheinlichkeit 
besteht. Die hieraus resultierenden 
volkswirtschaftlichen Verluste können deutlich 
höher sein als die möglichen Einsparungen 
beim Energieverbrauch sowie der mögliche 
Nutzen im Hinblick auf die Nachtruhe der 
Anwohner und den Verkehrsablauf. 
 
Abschaltungen in verkehrsschwachen Zeiten 
sind nur dann zu verantworten, wenn während 
der Abschaltzeiten eindeutig kein 
Sicherungsbedürfnis besteht. Bei jedem 
Einzelfall sind eine sorgfältige Überprüfung 
und eine gezielte Verkehrsunfalluntersuchung 
unabdingbar. Beispielsweise können dies 
Fußgängerampelanlagen im Rahmen der 
Schulwegsicherung oder Ampelanlagen an 
Einfahrten zu Gewerbebetrieben ohne 
nächtliche Tätigkeit sein. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, weiter 
im Sinne der Petition tätig zu werden. 
 
 
18-P-2025-15774-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
18-P-2025-15820-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Petentin und ihre Kinder die 
begehrten Aufenthaltserlaubnisse erhalten. Ein 
Termin zur Abgabe der biometrischen Daten 
wurde für den 12.11.2025 vergeben.  
 
Dem Petitionsanliegen wurde somit 
entsprochen. Der Petitionsausschuss sieht 
keine Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.    
 
 
18-P-2025-15834-00 
Rechtspflege 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
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18-P-2025-15837-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben.  
 
Im Übrigen hat der Petent Rechtsmittel gegen 
die Entscheidung eingelegt. Der Petent wird 
gebeten, den Ausgang dieses Verfahrens 
abwarten. 
 
 
 
18-P-2025-15843-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages überwiesen.  
 
 
 
18-P-2025-15851-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundenliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und dem Gang des mit 
der Petition angesprochenen Verfahrens der 
Staatsanwaltschaft Hagen sowie den Gründen, 
aus denen die Vollstreckung der 
Ersatzfreiheitsstrafe betrieben wird, Kenntnis 
genommen. 
 
Er hat ferner davon Kenntnis genommen, dass 
die Eingaben des Petenten an die zuständigen 
Stellen weitergeleitet und dort bearbeitet 
wurden, wie es den gesetzlichen Vorgaben 
gemäß § 147 Nummern 2 und 3 
Gerichtsverfassungsgesetz und § 8 Absätze 1 
und 2 Justizgesetz Nordrhein-Westfalen sowie 
der ständigen Praxis des Ministeriums der 
Justiz bei der Ausübung der Aufsicht über die 
Staatsanwaltschaften entspricht. 
 

Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15853-00 
Wasser und Abwasser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Nach Prüfung der 
Angelegenheit ist das Handeln der unteren 
Wasserbehörde des Kreises Unna 
nachvollziehbar und nicht zu beanstanden. Der 
Petitionsausschuss sieht daher keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-15960-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin ist bangladeschische 
Staatsbürgerin. Sie reiste am 01.08.2013 in die 
Bundesrepublik Deutschland zwecks 
Aufnahme eines Studiums im Bereich 
Maschinenbau ein. Das Studium betrieb sie 
mehrere Jahre, blieb aber letztlich ohne 
Abschluss. Im Jahr 2021 wurde der Sohn der 
Petentin geboren, der mittlerweile den 
Kindergarten besucht.  
 
Mit ihrer Petition begehrt die Petentin den 
weiteren Verbleib im Bundesgebiet. Sie strebt 
nunmehr die Absolvierung einer Ausbildung 
zur Pflegefachfrau an. Eine entsprechende 
Ausbildungszusage und ein Ausbildungs-
vertrag liegen vor. 
 
Neben Einlegung der gegenständlichen 
Petition wandte sich die Petentin zudem an die 
Härtefallkommission beim Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration (MKJFGFI). Diese ersuchte die 
Ausländerbehörde G. nach § 23a AufenthG, 
der Petentin einen Aufenthaltstitel zu erteilen. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt sehr, dass die 
Ausländerbehörde G. diesem Ersuchen 
nachgekommen ist und der Petentin bereits 
den entsprechenden Aufenthaltstitel erteilt hat. 
Er nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die 
Ausländerbehörde durch ihr schnelles und 
lösungsorientiertes Handeln der Petentin die - 
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verspätete - Aufnahme der Ausbildung zum 
01.11.2025 ermöglicht. Angesichts der guten 
Sprachkenntnisse der Petentin und durch ihren 
längeren Aufenthalt in der Bundesrepublik 
begründet, sieht der Ausschuss die 
Absolvierung einer Ausbildung in einem 
Bereich, der profunde Sprachkenntnisse 
erfordert und in dem Fachkräfte fehlen, als 
tragfähige Lösung im Interesse aller Beteiligten 
an.  
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keinen 
Anlass, der Landesregierung (MKJFGFI), 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Er wünscht der Petentin viel Erfolg 
bei der Ausbildung.  
 
 
 
18-P-2025-15983-00 
Ausländerrecht 
 
 
Dem Petenten wurde eine Auf-
enthaltserlaubnis nach § 16a Abs. 1 AufenthG 
erteilt. Dem Petitionsanliegen wurde ent-
sprochen.  
 
 
 
18-P-2025-16002-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Landeregierung (Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) die Hinweise 
und Kritik des Petenten an dem 
Strafrechtsbezogenen Unterbringungsgesetz 
NRW (StrUG NRW) zur Kenntnis genommen 
hat.  
 
Er nimmt weiter zur Kenntnis, dass sich der 
Entwurf eines Änderungsgesetzes zum StrUG 
NRW derzeit im parlamentarischen Verfahren 
befindet und die Landesregierung nach 
Abschluss des Verfahrens prüfen wird, ob 
weiterer gesetzgeberischer Handlungsbedarf 
besteht.  
 
Der Petitionsausschuss überweist die Petition 
gemäß § 99 der Geschäftsordnung des 
Landtags als Material an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
 
 
 
 

18-P-2025-16033-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages überwiesen.  
 
 
18-P-2025-16046-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages überwiesen.  
 
 
 
18-P-2025-16056-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin begehrt die Errichtung von 
öffentlichen, abschließbaren Fahrradboxen in 
D. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt fest, dass eine gesetzliche Verpflichtung 
zur Errichtung abschließbarer Fahrradboxen 
nicht besteht.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin, 
sich mit ihrer Eingabe unmittelbar an die Stadt 
D. bzw. an den zuständigen Fachausschuss 
der Stadt D. zu wenden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
 
 
18-P-2025-16057-00 
Wohnungswesen 
 
 
Die Petentin regt für die Stadt Düsseldorf an, 
ähnlich wie in Ulm abschließbare Boxen für 
Obdachlosen aufzustellen. 
 
Der Petitionsausschuss begrüßt das 
Engagement der Petentin und empfiehlt ihr, 
sich zur Umsetzung dieser Idee direkt an die 
Stadt Düsseldorf zu wenden. Hierfür dient zum 
Beispiel das Kontaktformular auf der 
Homepage: 
https://www.duesseldorf.de/anregungen-und-
beschwerden. 
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18-P-2025-16059-00 
Jugendhilfe 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-16068-00 
Kulturpflege 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt die Petition zur 
Kenntnis.  
 
Einen Anlass für Maßnahme sieht er nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16072-00 
Rentenversicherung 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-16088-00 
Rentenversicherung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16090-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrte die Annulation seines 
Aufenthaltstitels in Deutschland, um in Litauen 
eine Aufenthaltserlaubnis beantragen und dort 
seine notwendige medizinische Versorgung 
sicherstellen zu können. 
 
Dem Anliegen des Petenten wurde inzwischen 
entsprochen. Der Petent hat die schriftliche 
Bestätigung des zuständigen Ausländeramtes 
erhalten, dass er aus Deutschland abgemeldet 
wurde und seine Aufenthaltserlaubnis gemäß 
§ 24 Aufenthaltsgesetz als erloschen erfasst 
wurde. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht dem Petenten 
für seine gesundheitliche Stabilisierung und 
Genesung alles Gute. 
 
 
 
 

 
18-P-2025-16092-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16103-00 
Kirchen- und Religionsgemeinschaften 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Eingabe 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft.  
 
Er sieht danach keine Möglichkeit, dem 
Anliegen des Petenten zum Erfolg zu 
verhelfen. Ein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen - MF) Maßnahmen 
zu empfehlen, besteht nicht. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MF vom 15.10.2025 zur 
weiteren Information. 
 
 
 
18-P-2025-16144-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages überwiesen.  
 
 
 
18-P-2025-16154-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von 
Behörden und Dienststellen, die der Aufsicht 
des Landes unterstehen, zu überprüfen. Er ist 
auch zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung. Dabei muss sich seine 
Tätigkeit aber auf die Behandlung von Bitten 
und Beschwerden im Sinne des Artikels 17 
des Grundgesetzes beschränken. Offene 
Briefe sind keine Petitionen im Rechtssinne. 
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Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
18-P-2025-16159-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Petitionsausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung der Petentin. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bekannt. Es werden 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Die Ausländerbehörde ist bemüht, die Anträge 
schnellstmöglich zu bearbeiten. Der Petent 
wird gebeten, noch etwas Geduld zu haben 
und ggf. angeforderte Unterlagen zeitnah bei 
der betroffenen Ausländerbehörde ein-
zureichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-16164-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sich das Anliegen des Petenten 
zwischenzeitlich erledigt hat. Die Petition 
wurde zurückgenommen.  
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden.  

18-P-2025-16168-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Petitionsausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bekannt. Es werden 
Gespräche bezüglich der Verbesserung der 
Situation vor Ort geführt. 
 
Die Ausländerbehörde ist bemüht, die Anträge 
schnellstmöglich zu bearbeiten. Der Petent 
wird gebeten, noch etwas Geduld zu haben 
und ggf. angeforderte Unterlagen zeitnah bei 
der betroffenen Ausländerbehörde einzu-
reichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-16361-00 
Ausländerrecht 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages überwiesen.  
 
 
18-P-2025-16397-00 
Sozialhilfe 
Wohnungswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
 
18-P-2025-16513-00 
Zivilrecht 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von 
Behörden und Dienststellen, die der Aufsicht 
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des Landes unterstehen, zu überprüfen. Er ist 
auch zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung. Dabei muss sich seine 
Tätigkeit aber auf die Behandlung von Bitten 
und Beschwerden im Sinne des Artikels 17 
des Grundgesetzes beschränken.  
 
Das Vorbringen lässt nicht erkennen, inwieweit 
der Ausschuss in diesem Sinne tätig werden 
könnte. 
 
Es kann nur empfohlen werden, sich anwaltlich 
beraten zu lassen. Das zuständige Amtsgericht 
gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf Beratungs-, 
Prozesskosten- oder Verfahrenskosten 
besteht. 
 
 
 
18-P-2025-16577-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petenten bitten um Unterstützung im 
Rahmen ihres Antrags auf Verlängerung ihrer 
Aufenthaltstitel bei der Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Petitionsausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung der Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann den Petenten nur 
empfehlen, weiterhin Geduld zu haben und 
angeforderte Unterlagen zeitnah bei der 
betroffenen Ausländerbehörde einzureichen. 
 
Den Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-16616-00 
Zivilrecht 
Wohngeld 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. Es handelt sich im Kern um eine 
zivilrechtliche Mietstreitigkeit, in die der 
Petitionsausschuss nicht eingreifen kann. Die 

Entscheidung bleibt insoweit den zuständigen 
Gerichten vorbehalten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16675-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin bittet um Unterstützung im 
Rahmen seines Einbürgerungsantrages bei 
der Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Petitionsausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, weiterhin Geduld zu haben und 
angeforderte Unterlagen zeitnah bei der 
betroffenen Ausländerbehörde einzureichen. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-16677-00 
Rechtspflege 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten geprüft, sieht danach 
jedoch keinen Anlass zu Maßnahmen. 
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Es muss im Übrigen bei dem Beschluss unter 
den Geschäftszeichen 18-P-2023-04880-00 
verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-16711-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den 
vorgetragenen Sachverhalt unterrichtet, sieht 
jedoch keine Möglichkeit, im Sinne des 
Petenten weiter tätig zu werden. 
 
Die Eingabe betrifft ausschließlich eine dritte 
Person. Eine Vollmacht liegt nicht vor und eine 
Zustimmung der betroffenen Person ist nicht 
zu erwarten. Eine weitere Prüfung der 
Angelegenheit durch den Petitionsausschuss 
erfolgt nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16717-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16742-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
Die Petenten sind georgische Staats-
angehörige und begehren ein Bleiberecht für 
sich und ihren seit Geburt schwerbehinderten 
Sohn. Die Petenten reisten Anfang Mai 2023 in 
das Bundesgebiet ein, um ihren Sohn hier 
medizinisch behandeln zu lassen. Sie 
begründen ihr Bleiberecht mit der 
Schwerbehinderung (Epilepsie, zerebrale 
Lähmung sowie Blindheit) des Kindes und den 
damit einhergehenden Erkrankungen. Sie 
tragen zudem vor, dass die 
Behandlungsmöglichkeiten im Heimatland 
nicht ausreichend sind. Die Asylanträge der 
Familie sowie die daran anschließenden 
Klageverfahren blieben erfolglos. Alle 
Familienmitglieder sind nach Ablehnung der 
Asylanträge seit dem 8. Mai 2025 vollziehbar 
zur Ausreise aus dem Bundesgebiet 
verpflichtet.  
  
Der Petitionsausschuss sieht nach 
Überprüfung der Sach- und Rechtslage keine 
Möglichkeit, dem Anliegen der Petenten zum 

Erfolg zu verhelfen. Insbesondere kann die 
Familie kein asylverfahrensunabhängiges 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen 
erhalten, da die gesetzlichen Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. Sowohl das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge als auch die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit haben sich 
ausführlich mit den Behandlungsmöglichkeiten 
in Georgien beschäftigt.  
  
Aus Sicht des Petitionsausschusses kommt für 
die Familie einzig ein Aufenthaltsrecht nach § 
23a Aufenthaltsgesetz in Betracht. Die 
Härtefallkommission wurde bereits angerufen. 
Der Petitionsausschuss würde es befürworten, 
wenn die Härtefallkommission ein Ersuchen an 
die Ausländerbehörde richten würde. 
 
Sollte die Härtefallkommission kein Ersuchen 
an die Ausländerbehörde richten oder die 
Ausländerbehörde einem Ersuchen der 
Härtefallkommission nicht folgen, rät der 
Petitionsausschuss den Petenten zur 
Vermeidung einer zwangsweisen Rückführung 
und den damit einhergehenden traumatischen 
Erfahrungen für das Kind der Petenten 
dringend zur zeitnahen freiwilligen Ausreise. 
 
 
 
18-P-2025-16750-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin beanstandet ausschließlich das 
persönliche Verhalten einer Amtsträgerin des 
Jobcenters. Ihre Eingabe richtet sich 
ausdrücklich nicht gegen eine versagte oder 
als ungerecht empfundene Leistungs-
entscheidung; die beantragte Leistung wurde 
bewilligt. 
 
Da die Petition somit ausschließlich das 
persönliche Verhalten einer Amtsträgerin 
betrifft, wertet der Ausschuss das Vorbringen 
als Dienstaufsichtsbeschwerde. Eine weitere 
Prüfung durch den Petitionsausschuss erfolgt 
nicht. Dienstaufsichtsbeschwerden sind an die 
jeweils zuständige Dienst- bzw. 
Behördenleitung zu richten. Für die 
Entgegennahme und Prüfung solcher 
Beschwerden ist ausschließlich die dienst-
aufsichtsführende Stelle zuständig. 
 
Aus den vorgenannten Gründen sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, im 
Sinne des Anliegens weiter tätig zu werden. 
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18-P-2023-03420-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Petenten begehren die nachträgliche 
Legalisierung bzw. Duldung eines zur Küche 
umgenutzten und erweiterten rückwärtigen 
Anbaus. Der rückwärtige Anbau unterschreitet 
Abstandsflächen zu benachbarten Grund-
stücken und Gebäuden, weshalb 
bauordnungsrechtlich grundsätzlich Hand-
lungsbedarf besteht. Die Abstandsflächen 
dienen – insbesondere bei feuergefährdeten 
Gebäudeteilen bzw. -nutzungen – dem 
Brandschutz und sind somit nicht disponibel. 
Umbau und Umnutzung waren zu keinem 
Zeitpunkt genehmigt und sind derzeit nicht 
genehmigungsfähig. Der Zustand besteht 
jedoch bereits seit vielen Jahren, wobei der 
genaue Zeitraum nicht sicher bestimmt werden 
konnte. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Petition geprüft, nachdem er 
sich hierzu von der Landesregierung 
(Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung – MHKBD) unterrichten 
lassen hat. Er hat die Eingabe gem. Art. 41a 
der Landesverfassung behandelt und am 
02.12.2025 mit den befassten Behörden 
umfänglich erörtert. 
 
Die Einleitung des ordnungsbehördlichen 
Verfahrens begegnet keinen Bedenken, da die 
Nutzungsänderung und der Umbau des 
Anbaus ohne die erforderliche Bau-
genehmigung erfolgten. Die Erfordernisse des 
Brandschutzes sind nicht disponibel und 
erfordern ein grundsätzliches Tätigwerden der 
Behörden. 
 
Eine nachträgliche Genehmigung des Anbaus 
in der derzeit bestehenden Form kommt nicht 
in Betracht, da der Anbau zum einen die nach 
§ 6 Bauordnung (BauO) NRW 2018 
erforderliche Abstandfläche von 3,00 m und 
zum anderen die zum Grundstück mit der 
Hausnummer 20 gelegene seitliche 
Außenwand mit Öffnungen entgegen § 30 
BauO NRW 2018 den erforderlichen Abstand 
von 2,50 m bis zur Grundstücksgrenze bzw. 
von 5,00 m zu bestehenden Gebäuden (hier 
Anbau auf dem Grundstück mit der 
Hausnummer 20) nicht einhält. 
 
Der seitens der Petenten eingereichte 
Bauantrag für die Alternativlösung (jeweils 
grenzständige Terrassenüberdachung aus 
nicht brennbaren Baustoffen mit gemeinsamer 
Brandwand auf der Grundstücksgrenze) kann 
nicht genehmigt werden, da die seitens des 
Petenten vorgelegte Einverständniserklärung 

des Nachbarn nicht ausreicht. Es ist vielmehr 
zumindest eine schriftliche privatrechtliche 
Vereinbarung notwendig, die die ausdrückliche 
Verpflichtung zur wechselseitigen Grenz-
bebauung klar und eindeutig beinhaltet. 
 
Da die nachbarlichen Abwehrrechte nach 
nunmehr fast 50 Jahren verwirkt sind, könnte 
die untere Bauaufsichtsbehörde allerdings ihr 
Entschließungsermessen nutzen und ent-
scheiden, nicht gegen den Verstoß gegen § 6 
BauO NRW 2018 tätig zu werden. 
 
In Bezug auf den Verstoß gegen § 30 BauO 
NRW 2018 kommt dies zwar nicht in Frage, da 
die Vorschrift des § 30 BauO NRW dem 
Brandschutz dient, das Nachbarhaus bzw. die 
Nachbarn schützt und der Verstoß das Leben 
und die Gesundheit der Nachbarn gefährden 
könnte. Der Brandschutz wäre jedoch 
ausreichend berücksichtigt, wenn die 
bestehende Grenzmauer zu einer 
hochfeuerhemmenden Gebäudeabschluss-
wand nach § 30 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 BauO NRW 
2018 ertüchtigt würde. Nach Einschätzung der 
unteren Bauaufsichtsbehörde wäre hier ein 
Neubau der Wand erforderlich. Diese Wand 
müsste mindestens 30 cm höher sein als das 
Dach des als Küche genutzten rückwärtigen 
Anbaus; im Ergebnis also eine Höhe von 2,54 
Metern erreichen. Dieses „Austauschmittel“ 
müsste seitens der Petenten oder deren 
Entwurfsverfasser bei der unteren 
Bauaufsichtsbehörde vorgebracht werden. 
 
Seitens der obersten Bauaufsichtsbehörde 
(MHKBD) bestünden keine Bedenken, wenn 
die untere Bauaufsichtsbehörde nach 
entsprechender Ertüchtigung der Grenzmauer 
dann von ordnungsbehördlichen Maßnahmen 
hinsichtlich des (Rückbaus des) Anbaus 
absehen und den Anbau dulden würde. Die 
untere Bauaufsichtsbehörde hat im 
Erörterungstermin ihr Einvernehmen mit dieser 
Lösung erklärt. Sie wies zutreffend darauf hin, 
dass auch für diese Lösung eine 
entsprechende Einverständniserklärung des 
Nachbarn (Hausnummer 20) einzuholen wäre. 
Auch nach intensiver Beratung konnte keine 
andere erfolgversprechende bauliche oder 
rechtliche Gestaltungsmöglichkeit entwickelt 
werden, um dem Begehren der vorbehaltlosen 
Duldung des Anbaus der Petenten zu 
entsprechen. Der Petitionsausschuss rät den 
Petenten daher an, im Wege des intensiven 
Austauschs mit der unteren 
Bauaufsichtsbehörde sowie dem Nachbarn 
(Hausnummer 20) die vorgeschlagene Lösung 
weiterzuverfolgen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die untere Bauaufsichtsbehörde 
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mehrfach mit den Petenten Lösungen erörtert 
hat. Ferner begrüßt der Petitionsausschuss, 
dass die Landesregierung eine bauliche 
Lösung vorgeschlagen hat, welche 
grundsätzlich geeignet ist, um eine Duldung für 
den Anbau im Ergebnis zu erwirken. Er 
erkennt ferner, dass diese Lösung mit 
Handlungsbedarfen für die Petenten sowie 
einer zustimmenden Erklärung des Nachbarn 
(Hausnummer 20) verbunden ist. Es ist jedoch 
festzuhalten, dass eine andere nachhaltige 
Lösung unter Beachtung der Grundsätze des 
Brandschutzes nicht in Betracht kommt.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (MHKBD) um einen 
Nachbericht über den Fortgang des 
Verfahrens zum 30.06.2026. 
 
 
 
18-P-2025-05930-02 
Energienutzung 
 
 
Der Petent bittet erneut um Unterstützung des 
Petitionsausschusses, da es im Zusammen-
hang mit der Versorgung seines Zweitzählers 
für Wärmestrom zu erheblichen 
Verzögerungen und Kommunikationspro-
blemen gekommen ist. Er macht geltend, dass 
dadurch Vertragsabschlüsse mit anderen 
Stromanbietern behindert wurden und ihm ein 
finanzieller Schaden entstanden sei. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich erneut über 
die zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
unterrichtet und nimmt das Anliegen des 
Petenten zur Kenntnis. Aufgrund der – wenn 
auch verspätet erfolgten – Datenmigration und 
Stammdatenänderung durch den Stromnetz-
anbieter ist dem Anliegen des Petenten 
ausreichend Rechnung getragen worden. 
Gleichwohl weist der Petitionsausschuss 
darauf hin, dass die Möglichkeit besteht, für 
die außergerichtliche Beilegung von 
Streitigkeiten zwischen Verbrauchern und 
Energieversorgungsunternehmen die Schlich-
tungsstelle Energie als unabhängige und 
neutrale Einrichtung einzuschalten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. Im Übrigen verbleibt es bei den 
Beschlüssen vom 14.11.2023 und 02.09.2025. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie) vom 04.11.2025. 
 
 

18-P-2025-05996-01 
Baugenehmigungen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der erneuten Eingabe des 
Petenten geprüft. 
 
Die Ordnungsverfügung zur Beseitigung der 
vom Petenten monierten baulichen Anlagen 
wurde beklagt. Der Ausgang des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens bleibt 
zunächst abzuwarten. 
 
Die vorgefundene Nutzung der Stellplatzfläche 
ist nicht zu beanstanden. Der Bootsaufleger 
steht auf dem Stellplatz, auf dem ursprünglich 
der Carport zur Nutzung durch den Petenten 
genehmigt wurde. Gegen die Errichtung 
innerhalb der Verbandsgrünfläche hatte der 
damalige Kommunalverband Ruhr keine 
Bedenken erhoben. Die Zufahrt zum Stellplatz 
führt zudem nicht über ein Privatgrundstück. 
Eine Baulasteintragung ist damit nicht 
erforderlich. Die Nutzung der Stellplatzfläche 
zum Abstellen eines Bootsauflegers ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. Er bittet jedoch um 
Bericht über den Ausgang des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens.  
 
 
 
18-P-2025-07783-02 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe der Petentin zum Anlass genommen, 
die dieser zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage erneut zu überprüfen. Auch unter 
Berücksichtigung des neuen Vorbringens sieht 
der Petitionsausschuss weiterhin keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. 
 
Eine Petentin hat im Petitionsverfahren 
Anspruch darauf, dass die Petition 
entgegengenommen, geprüft und beschieden 
wird. Diese verfassungsmäßigen Rechte sind 
gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung oder ein bestimmtes 
Tätigwerden des Parlaments im Sinne. der 
Petentin ist jedoch nicht vorgesehen. Das 
Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
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sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des 
Petitionsausschusses ist nicht möglich. Auch 
besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits 
vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Da auch eine konkrete Rechtsberatung durch 
den Petitionsausschuss nicht möglich ist, kann 
nur empfohlen werden, sich anwaltlich beraten 
zu lassen. Das zuständige Gericht gibt 
Auskunft, ob Anspruch auf Beratungs- und 
Verfahrens- bzw. Prozesskostenhilfe besteht. 
 
Es muss im Übrigen bei den Beschlüssen vom 
12.03.2024 und vom 16.07.2205 verbleiben. 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
zwecklos und werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-08656-01 
Straßenverkehr 
 
 
Mit ihrer erneuten Eingabe beanstandet die 
Petentin, dass auf der L 361 in dem in Rede 
stehenden Bereich bisher keine Überhol-
verbotsschilder aufgestellt wurden. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Petition geprüft.  
 
Die Überholverbotsbeschilderung wurde am 
23.07.2025 aufgestellt. Damit wurde dem 
Begehren der Petentin entsprochen.  
 
 
 
18-P-2025-08905-01 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petentin wendet sich weiterhin gegen das 
Vorgehen der Finanzbehörden im 
Zusammenhang mit der bei ihr durchgeführten 
Fahndungsprüfung durch die Steuerfahndung. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin zum Anlass genommen, sich erneut 
über die zugrunde liegende Sachlage zu 
unterrichten und die Rechtslage zu prüfen. Er 
hat von dem Inhalt und Gang des gegen die 
Petentin gerichteten Ermittlungsverfahrens 
Kenntnis genommen. 
 
Es besteht weiterhin kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Finanzen) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Es muss insofern beim Beschluss vom 
03.09.2024 bleiben. 
 

Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen 
vom 27.10.2025, der sich der 
Petitionsausschuss anschließt. 
 
 
 
18-P-2025-09332-03 
Sozialhilfe 
Friedhofswesen 
 
 
Die Petentin begehrt weiterhin die Übernahme 
der Bestattungskosten für ihren verstorbenen 
Ehemann im Rahmen der Sozialhilfe. Anlass 
sind die im Zusammenhang mit dem 
behindertengerechten Umbau des Bade-
zimmers entstandenen Renovierungskosten. 
 
Die Angelegenheit wurde bereits mehrfach und 
umfassend geprüft. Eine Änderung der Sach- 
oder Rechtslage wurde nicht vorgetragen. Es 
wurde festgestellt, dass die Petentin als 
Ehefrau gemäß § 8 Bestattungsgesetz NRW 
bestattungspflichtig war. Die Kostentragungs-
pflicht richtet sich jedoch nach den 
allgemeinen zivilrechtlichen Vorschriften (§ 
1968 BGB). Die Petentin und ihr Sohn waren 
als gesetzliche Erben Gesamtschuldner für die 
Bestattungskosten. Die angemessenen 
Bestattungskosten konnten vollständig aus 
dem Nachlass des Verstorbenen gedeckt 
werden. Unter Berücksichtigung des hälftigen 
Kontoguthabens in Höhe von 1.860,29 EUR 
und der Gehaltszahlung des Verstorbenen für 
August 2023 in Höhe von 1.969,18 EUR ergibt 
sich ein Aktivnachlass von insgesamt 3.829,47 
EUR. Die erforderlichen Bestattungskosten in 
Höhe von 3.725,50 EUR waren damit gedeckt. 
 
Die nachträglich entstandenen Renovierungs-
kosten für den Badumbau stehen weder 
zeitlich noch sachlich im Zusammenhang mit 
dem Sterbedatum des Ehemannes und 
können daher für die Beurteilung der 
Übernahme von Bestattungskosten nicht 
berücksichtigt werden. Nach § 74 SGB XII sind 
nur Restkosten zu übernehmen, wenn der 
Nachlass zur Deckung der Bestattungskosten 
nicht ausreicht und eine Belastung der zur 
Tragung Verpflichteten unzumutbar wäre. Dies 
ist hier nicht gegeben. Die Entscheidung des 
Sozialamts wurde bereits mehrfach geprüft 
und durch bestandskräftigen Widerspruchs-
bescheid bestätigt. 
 
Auch wenn der Petitionsausschuss anerkennt, 
dass die Situation für die Petentin 
unbefriedigend ist, besteht keine Möglichkeit, 
die Bestattungskosten durch die Sozialhilfe zu 
übernehmen. Ein Ermessensspielraum besteht 
weiterhin nicht. 
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Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit 
werden nicht mehr beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-12074-02 
Wohnungswesen 
 
 
Ein Petent hat im Petitionsverfahren Anspruch 
darauf, dass die Petition entgegengenommen, 
geprüft, und beschieden wird. Diese 
verfassungsmäßigen Rechte sind dem 
Petenten gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung oder ein bestimmtes 
Tätigwerden des Parlaments im Sinne des 
Petenten ist nicht vorgesehen. 
 
Das Petitionsverfahren ist kein Verwaltungs-, 
sondern ein parlamentarisches Verfahren. Ein 
Widerspruch gegen einen Beschluss des 
Petitionsausschusses ist nicht möglich.  
 
Auch besteht kein Anspruch auf eine ständig 
wiederholte Befassung mit dem bereits 
vorgetragenen Sachverhalt. 
 
Auch das nochmalige Vorbringen des 
Petenten kann nicht zu einer anderen 
Beurteilung der Sach- und Rechtslage führen. 
Es muss daher bei den Beschlüssen vom 
16.05.2025 und 06.10.2025 bleiben. 
 
Weitere Eingaben in dieser Angelegenheit sind 
daher zwecklos und werden künftig nicht mehr 
beantwortet. 
 
 
 
18-P-2025-13247-00 
Ordnungswidrigkeiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und einen Erörterungs-
termin durchgeführt.  
 
Die Petentin wohnt in Spenge. Sie absolviert 
eine Ausbildung in Bünde. Am 24.07.2024 
erhielt sie vom Ordnungsamt der Stadt 
Wuppertal eine Anhörung im Bußgeld-
verfahren. Ihr wurde vorgeworfen, mit einem 
Kraftfahrzeug (Kfz) in Wuppertal im Mai 2024 
über eine rote Ampel gefahren zu sein. Da sie 
das Kfz mit dem angegebenen Kennzeichen 
weder kannte noch besaß und in ihrem Leben 
auch noch nie in Wuppertal war, sondern zur 
betreffenden Zeit in ihrem Ausbildungsbetrieb 
arbeitete, hielt sie diese Anhörung für eine 

geschickt gemachte Fälschung und reagierte 
nicht. 
 
Darauf erhielt sie Mitte August 2024 einen 
Bußgeldbescheid. Dort wurde eine Geldbuße 
in Höhe von 228,5 € sowie ein Fahrverbot für 
die Dauer von 4 Wochen festgesetzt. Die 
Petentin wendete sich daraufhin per E-Mail an 
den Sachbearbeiter der Bußgeldstelle. Die 
Petentin teilte ihm mit, dass sie noch nie in 
ihrem Leben in Wuppertal war und auch ein 
Kfz mit dem betreffenden Kennzeichen weder 
kenne noch jemals damit gefahren sei. Auch 
sei sie zur betreffenden Zeit in ihrer 
Ausbildungsstelle in Bünde gewesen.  
 
Nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist teilte ihr der 
Sachbearbeiter der Bußgeldstelle mit, dass sie 
als verantwortliche Fahrzeugführerin vom 
Ermittlungsdienst der Kreisverwaltung Herford 
identifiziert worden sei und eine 
Passbildvorlage die Entscheidung der Behörde 
bestätigen würde. Im Übrigen sei der 
Bußgeldbescheid nun rechtskräftig und 
vollstreckbar. Er schloss seine Ausführungen 
mit der Information, dass die Petentin ab dem 
3. Januar ihren Führerschein abgeben und 
damit kein Kraftfahrzeug mehr führen dürfe.  
 
Die Petentin antwortete dem Sachbearbeiter 
und wiederholte, dass sie weder das Kfz 
kenne noch damit jemals gefahren sei und 
auch noch nie in Wuppertal war. Sie habe sich 
bei der Polizei in Bünde erkundigt und diese 
habe ihre bestätigt, dass ein Fehler vorliege, 
da das betreffende Kfz nicht auf sie 
angemeldet sei. Sie bat um erneute 
Überprüfung des Sachverhaltes. 
 
Die Ordnungsbehörde schrieb ihr daraufhin 
zurück, dass die Meldebehörde das Passbild 
abgeglichen habe und sie die Fahrerin 
gewesen sein. Die Petentin kündigte an, sich 
erneut an die Polizei zu wenden, da es sich 
anscheinend um einen Betrug zu ihren Lasten 
handele. 
 
Anfang Oktober 2024 erhielt die Petentin eine 
Mahnung über den geforderten Betrag. 
Nachdem sie den Vorgang ihrem Arbeitgeber 
geschildert aber kein Geld für einen Anwalt 
hatte, beauftragte ihr Arbeitgeber auf seine 
Kosten einen Anwalt, der für sie Akteneinsicht 
beantragte. 
 
Mitte November 2024 beantragte ihr Anwalt 
bei der zuständigen Bezirksregierung zudem 
ein Gnadengesuch. Er bat, den 
Bußgeldbescheid aufzuheben, das Verfahren 
gegen die Petentin einzustellen, die 
Vollstreckung das Fahrverbots aufzuheben 
und den nicht formgerechten Einspruch per E-
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Mail als formgerecht zu behandeln. Er trug vor, 
dass ein Ermittlungsfehler vorliege, da die 
Wohnadresse falsch ermittelt worden sei. Nach 
den Informationen des Kreises war die 
Petentin in Spenge gemeldet. Die Petentin sei 
an dieser Adresse zwar wohnhaft gewesen, 
wohne aber seit über 4 Jahren nicht mehr dort. 
Die fehlerhafte Übereinstimmung der Adresse 
habe dazu geführt, dass die Petentin als 
Betroffene ermittelt worden sei. Vorgelegt 
wurde auch eine schriftliche Bestätigung der 
Ausbildungsstelle, aus der hervorging, dass 
die Petentin am Tattag und zur Tatzeit dort 
gewesen sei. 
 
Das Gnadengesuch wurde ohne Begründung 
abgelehnt. Im Folgenden wendete sich der 
Anwalt der Petentin an das zuständige 
Straßenverkehrsamt und bat ebenfalls um 
Hilfe. Auch hier teilte er mit, dass es sich um 
einen offensichtlichen Fehler handeln müsse, 
da die Petentin zwar an der Adresse des 
Halters des betreffenden Kfz gewohnt habe, 
sie aber seit 2019 nicht mehr dort gemeldet 
sei. Zudem habe sich die Petentin an den 
Halter, der an ihrer „alten“ Adresse wohne 
gewendet. Dieser habe ihr an Eides statt 
bestätigt, dass er sie nicht kenne und sie zu 
keinem Zeitpunkt Zugriff auf sein Kfz gehabt 
habe. Der Petentin sei es ohne Führerschein 
weder möglich, ihren Dienst um 07:00 Uhr in 
ihrer Ausbildungsstelle in Bünde anzutreten 
noch zurückzukommen. Eine Busverbindung 
existiere nicht. Der Erfolg ihrer Ausbildung sei 
daher gefährdet. 
 
Das Straßenverkehrsamt erwiderte ihr, dass 
das Straßenverkehrsamt nicht für die 
Fahrerermittlung zuständig sei. 
Um ihre Ausbildung mangels Kraftfahrzeuges 
nicht abbrechen zu müssen, bat die Petentin 
ihren Vater, sie jeden Tag zur 
Ausbildungsstätte zu fahren und sie auch dort 
abends wieder abzuholen. Es wurden 
insgesamt 1.687 km zurückgelegt. 
 
Ende Februar wendete sich die Petentin 
hilfesuchend an den Petitionsausschuss. Nach 
Überprüfung des Sachverhalts durch die 
Landesregierung (Ministerium des Innern) 
wurde festgestellt, dass die Petentin eindeutig 
nicht die Fahrzeugführerin war. Die 
Bezirksregierung wurde per Erlass gebeten für 
die Rücknahme des nichtigen Bescheides an 
die Petentin zu sorgen. Im weiteren Verlauf 
stellte sich die Stadt Wuppertal auf den 
Standpunkt, dass der Bescheid nicht nichtig 
sei und weigerte sich, diesen aufzuheben. 
 
Anfang September 2025 ersuchte die 
Bezirksregierung die Staatsanwaltschaft 

Wuppertal um eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens.  
 
Am 15. November hat das Amtsgericht 
Wuppertal beschlossen, dass das Verfahren 
eingestellt wird und die Kosten des Verfahrens 
sowie die notwendigen Auslagen der 
Betroffenen der Staatskasse zur Last fallen. 
Begründet wurde die Wiederaufnahme des 
Verfahrens insbesondere mit der 
eidesstaatlichen Versicherung des 
tatsächlichen Fahrzeughalters sowie mit einer 
schriftlichen Erklärung des Ausbildungs-
betriebs der Petentin. 
 
Mit ihrer Petition möchte die Petentin 
erreichen, dass der Bußgeldbescheid 
zurückgenommen wird, ihr das Geld durch die 
Stadt zurückerstattet wird und die Punkte aus 
dem Fahreignungsregister gelöscht werden. 
Zudem begehrt sie eine Erstattung der 
angefallenen Anwaltskosten sowie der 
Fahrtkosten ihres Vaters. Sie trägt vor, dass ihr 
Vertrauen in den Rechtsstaat erschüttert sie 
und sie dieses gerne zurückgewinnen möchte.  
 
Im einem Erörterungstermin wurde die Sach- 
und Rechtslage mit der Landesregierung 
(Ministerium des Innern), der Bezirksregierung 
und der Stadt Wuppertal ausführlich erörtert.  
 
Die Vertreter der Landesregierung (Ministerium 
des Innern) führten aus, dass vorliegend die 
Mindestanforderung an ein rechtsstaatliches 
Bußgeldverfahren nicht erfüllt seien. Bereits 
die Entscheidungsfindung sei von 
sachfremden Erwägungen geleitet gewesen 
und habe damit zu einer willkürlichen 
Entscheidung geführt. Fälle der Willkür 
verletzen regelmäßig unverzichtbare 
Grundsätze der Rechtsordnung und führten 
zur Nichtigkeit eines Bußgeldbescheids. 
Objektive Willkür liege vor, wenn eine 
Entscheidung unter keinem denkbaren Aspekt 
rechtlich vertretbar ist und sich daher der 
Schluss aufdränge, dass sie auf sachfremden 
Erwägungen beruht (vgl. BVerfG Beschl. v. 
3.3.2015 – 1 BvR 3271/14, BeckRS 2015, 
47767, beck-online). So lägen die Dinge hier: 
Die Beweiswürdigung des Ordnungsamts der 
Stadt Wuppertal sei unter keinem rechtlichen 
Aspekt vertretbar. Die Art und Weise, wie hier 
eine zufällige Person, die lediglich einmal an 
derselben Anschrift wie der Halter wohnhaft 
war - allerdings noch nicht mal in einer sich 
zeitlich überschneidenden Periode - als 
Verantwortliche ermittelt wurde, lassen einen 
neutralen Betrachter unweigerlich zu dem 
Urteil kommen, dass die Sachbearbeitung 
aufgrund sachfremder Erwägungen vorge-
nommen wurde. Diese Einschätzung wird 
durch die Einlassung der Behörde, dass eine 
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zufällige Übereinstimmung zwischen Initialen 
der Petentin („LL“) und Identifizierungslettern 
des Kennzeichens als weiteres 
entscheidendes Indiz für die Verantwortlichkeit 
der Petentin herangezogen wurde, zusätzlich 
gestützt.  
 
Der Petitionsausschuss weist auf Folgendes 
hin: 
 
Der Einspruch der Petentin gegen den 
Bußgeldbescheid war nicht formwirksam. 
Vielmehr hätte er gemäß § 67 
Ordnungswidrigkeitengesetz schriftlich oder 
zur Niederschrift eingelegt werden müssen. 
Eine E-Mail ohne qualifizierte elektronische 
Signatur erfüllt nicht die Formvorschriften. 
 
Grundsätzlich muss eine Bußgeldstelle nicht 
darauf hinweisen, dass eine E-Mail ohne 
qualifizierte elektronische Signatur für einen 
wirksamen Widerspruch nicht genügt. 
 
Gleichwohl kann eine Behörde verpflichtet 
sein, auf einen formunwirksamen Einspruch 
hinzuweisen. Eine solche Pflicht kann sich aus 
§§ 25, 26 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 
sowie aus dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatz des fairen Verfahrens ergeben. 
Diese Normen gelten zwar primär für 
Verwaltungsverfahren, werden aber analog im 
Ordnungswidrigkeits-Verfahren angewendet, 
wenn es um den Umgang mit erkennbar 
rechtsunkundigen Betroffenen geht. 
 
Nach der Rechtsprechung kann sich eine 
Hinweispflicht ergeben, wenn die Behörde 
erkennt, dass der Betroffene erkennbar etwas 
falsch macht. So liegen die Dinge hier. Die 
Petentin hat unmittelbar nach Eingang des 
Anhörungsbogen sofort per E-Mail reagiert und 
klar formuliert, dass sie den Tatvorwurf 
bestreite. Sie hat ersichtlich versucht, 
Einspruch einzulegen und der Behörde 
mehrfach geschrieben. Die Bußgeldstelle hat 
auf die E-Mails der Petentin inhaltlich 
geantwortet und behauptet, dass sie mit der 
Fahrerin identisch sei. Sie hat es unterlassen, 
darauf hinzuweisen, dass ihr Einspruch 
formunwirksam ist. Dabei musste der Behörde 
klar sein, dass die Betroffene Einspruch 
einlegen wollte (sog. „Einspruchsversuch“). 
Der Behörde war es bekannt, dass durch 
diesen offensichtlichen Formfehler ein 
gravierender Rechtsverlust eintreten würde 
(Rechtskraft des Bescheides, Fahrverbot, 
Führerscheinzug). Sie hatte damit positive 
Kenntnis von diesem Rechtsirrtum. Aufgrund 
dieser Umstände wäre es aus den oben 
genannten Gründen ein kurzer Hinweis 
angezeigt gewesen, dass der Einspruch per E-

Mail nicht formwirksam ist. Das Verhalten der 
Behörde war demnach verfahrensfehlerhaft. 
 
Auch die Sachverhaltsaufklärung der Behörde 
im Bußgeldverfahren der Behörde erfolgt nicht 
in Einklang mit den gesetzlichen 
Bestimmungen des Ordnungswidrigkeiten-
rechts.  
Nach dem Amtsermittlungsgrundsatz müssen 
Behörden den Sachverhalt ermitteln und 
dürfen sich nicht mit oberflächlichen oder 
zweifelhaften Erkenntnissen begnügen. 
Die Ermittlung der fraglichen Fahrerin basierte 
weitestgehend darauf, dass der 
Ermittlungsdienst des Kreises Herford sonstige 
und auch ehemalige Bewohner der Anschrift 
des Halters geprüft hat. Hierbei hat er eine 
Person, die vom Geschlecht und Alter auf die 
mutmaßliche Fahrerin passte, jedoch bereits 
über 3 Jahre vor dem Einzug des Halters dort 
ausgezogen war, identifiziert. Hiernach wurde 
das beim Meldewesen gespeicherte Lichtbild 
mit dem Beweisfoto verglichen und man 
entschied sich dafür, die Petentin ausreichend 
identifiziert zu haben. Trotz einer gewissen 
Ähnlichkeit, die sich aber darauf beschränken 
dürfte, dass beide Bilder eine blonde Frau, 
zwischen 20 und 30 Jahre alt abbilden, 
bestehen bereits hier erhebliche Zweifel, die 
eine eindeutige Identifikation der Petentin nicht 
gebieten. Auch die Argumentation der 
Behörde, dass die Initialen des ersten 
Vornamens und des Nachnamens der Petentin 
(„LL“) zu dem betreffenden Kennzeichen 
passen, vermag ihre nicht Täterschaft zu 
beweisen. 
 
Im Gnadenverfahren haben sich noch weitere 
entlastende Umstände zugunsten der Petentin 
ergeben. Der Halter versichert, die Petentin 
nicht zu kennen, und ihr auch das Fahrzeug 
nicht geliehen zu haben. Auch wurde eine 
eidesstattliche Versicherung des Arbeitgebers 
der Petentin vorgelegt, dass sie zur fraglichen 
Tatzeit in seiner Praxis im Dienst war. 
Durchgreifende Gründe, den Wahrheitsgehalt 
dieser Aussagen zu bezweifeln, liegen nicht 
vor. Weitere Ermittlungen zur möglichen 
Täterschaft der Nachkommen des Halters sind 
nicht durchgeführt worden. Es wurde lediglich 
eine Tatbeteiligung der Ehefrau des Halters 
ausgeschlossen. 
 
Die Würdigung aller für und gegen eine 
Tatbeteiligung der Petentin sprechenden 
Beweismittel lässt nach alledem keine 
vollständige Überzeugung von Ihrer 
Täterschaft zu. Im vorliegenden Falle spricht 
weitaus mehr dafür, dass der 
Bußgeldbescheid aufgrund der 
unzureichenden Beweislage und der 
unrichtigen Würdigung der zur Verfügung 
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stehenden Beweise nicht hätte erteilt werden 
dürfen.  
 
Es ist für den Petitionsausschuss nicht 
nachvollziehbar, dass der offensichtlich 
rechtswidrige Bescheid auch im 
Gnadenverfahren nicht aufgehoben wurde, 
sondern das Verfahren erst durch den 
Beschluss des Amtsgerichts Wuppertal von 
Anfang November 2025 seine Erledigung 
gefunden hat.  
 
Die Petentin hat einen Anspruch auf 
Kostenerstattung (Rechtsanwaltskosten sowie 
Fahrtkosten). Ein Anspruch auf Erstattung der 
Rechtsanwaltskosten folgt bereits aus dem 
Tenor des Beschlusses des Amtsgerichts, 
nach dem die Kosten des Verfahrens sowie 
die notwendigen Auslagen der Betroffenen der 
Staatskasse zur Last fallen, § 464 
Strafprozessordnung (StPO). Zu den 
notwendigen Auslagen gehören nach § 464a 
Abs. 2 Nr. 2 StPO die Gebühren und Auslagen 
des Rechtsanwalts. Für die Frage der 
Erstattungsfähigkeit kommt es nicht darauf an, 
wer die Rechnung tatsächlich überwiesen hat, 
sondern ob die Petentin rechtlich Schuldnerin 
der Anwaltsgebühren ist. Erstattet werden die 
Kosten, die der Wahlverteidiger der Mandant 
gegenüber geltend machen kann – also die 
gesetzliche Vergütung nach Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz. Ob diese Forderung 
von ihr selbst, vom Arbeitgeber oder (nach 
Abtretung) direkt von der Staatskasse bezahlt 
wird, spielt für den Erstattungsanspruch keine 
Rolle. Ein Anspruch auf Erstattung der 
Rechtsanwaltskosten dürfte sich überdies aus 
einem öffentlich-rechtlichen Erstattungs-
anspruch ergeben.  
 
Die Petentin kann daher die Festsetzung der 
notwendigen Auslagen beim Amtsgericht 
beantragen. 
 
Ein Anspruch auf Erstattung der Fahrtkosten 
dürfte sich nach Ansicht des Petitions-
ausschusses aus einem Amtshaftungs-
anspruch nach Art. 839 Bürgerliches 
Gesetzbuch i.V.m. Art. 34 Grundgesetz 
ergeben. So gehört es zu den Amtspflichten 
eines jeden Amtsträgers, vor einer hoheitlichen 
Maßnahme, die geeignet ist, einen anderen in 
seinen Rechten zu beeinträchtigen, den 
Sachverhalt im Rahmen des Zumutbaren so 
umfassend zu erforschen, dass die 
Beurteilungs- und Entscheidungsgrundlage 
nicht in wesentlichen Punkten zum Nachteil 
des Betroffenen unvollständig bleibt 
(MüKoBGB/Papier/Shirvani, 9. Aufl. 2024, 
BGB § 839 Rn. 258¸BeckOK BGB/Kümper, 76. 
Ed. 1.11.2025, BGB § 839 Rn. 53). 
 

Vorliegend stellt die fehlerhafte 
Fahrerermittlung eine Amtspflichtverletzung 
dar. Den Ausführungen der Stadt Wuppertal ist 
zu entnehmen, dass der Ermittlungsdienst der 
Kreisverwaltung Herford die Petentin als 
verantwortliche Fahrzeugführerin ermittelt hat. 
Die Ermittlungen basierten darauf, dass die 
Behörde die derzeitigen und ehemaligen 
Bewohner der Anschrift des Halters in Spenge 
überprüfte. Die Petentin fiel aufgrund des 
übereinstimmenden Geschlechts und Alters als 
mutmaßliche Fahrerin in den Blick der 
Behörde. Ein Abgleich mit dem beim 
Meldewesen gespeicherten Lichtbild führte zur 
Annahme einer Ähnlichkeit in Bezug auf 
folgende Aspekte: blonde weibliche Person 
zwischen 20 und 30 Jahren. Zwischen der 
Meldung der Petentin in der besagten 
Wohnanschrift und der derzeitigen Meldung 
des Halters liegen jedoch mehrere Jahre. Die 
Petentin wohnte dort bis zum Jahr 2019 und 
der Halter zog dort mit seiner Frau und zwei 
Töchtern erst Anfang 2024 ein. Auch vermag 
die Übereinstimmung der Kennzeichen-
buchstaben „LL“ mit dem Vor- und Nachnamen 
der Petentin nicht als Beweis ausreichen. Die 
Annahme der Bekanntschaft zweier Personen, 
die über einen Zeitraum von etwa fünf Jahren 
in derselben Wohnanschrift gelebt haben, 
jedoch zu unterschiedlichen Zeitpunkten und 
nicht nacheinander, stellt eine sachfremde 
Erwägung dar. Es entspricht nicht dem 
allgemeinen und objektiven Verständnis eines 
Dritten, dass allein dieser Umstand auf eine 
Bekanntschaft schließen lässt, die das Führen 
eines fremden Fahrzeugs nach sich zieht. Der 
für das praktische Leben brauchbare Grad von 
Gewissheit, der berechtigten Zweifeln Einhalt 
gebietet, lässt sich auch nicht durch den 
Abgleich zweier Fotos vergleichen, die an 
keine personenspezifischen Merkmale 
anknüpfen können. Darüber hinaus deutet 
auch die Übereinstimmung der 
Anfangsbuchstaben nicht eindeutig auf die 
Petentin hin. Vielmehr ist der Name nur eine 
von vielen Möglichkeiten ein Kennzeichen 
auszuwählen, sodass die Ermittlungen auf 
einen reinen Zufall gestützt wurden. Die 
Petentin kennt weder den Halter des 
Fahrzeugs noch ist ihr das Fahrzeug bekannt. 
Dies hat der Halter in einer eidesstattlichen 
Versicherung bestätigt. Zwischen der Petentin 
und dem Halter besteht auch kein 
Verwandtschaftsverhältnis. Des Weiteren war 
die Petentin zum maßgeblichen Zeitpunkt an 
ihrem Arbeitsplatz anwesend. Dies wird 
ebenfalls schriftlich durch eine eidesstattliche 
Versicherung untermauert. Die dargelegten 
Umstände lassen einen verständigen 
Beobachter zum Schluss kommen, dass die 
Petentin den in Rede stehenden 
Rotlichtverstoß nicht begangen hat. Dies war 
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für die handelnde Behörde erkennbar und 
hätte durch die umfassende und zumutbare 
Sachverhaltsermittlung dargelegt werden 
können.  
 
Nach den Grundsätzen der Naturalrestitution 
nach § 249 BGB ist die Petentin so zu stellen, 
wie sie ohne Verletzung der Amtspflicht 
gestanden hätte.  
 
Durch das auf fehlerhafter Grundlage 
verhängte Fahrverbot war es der Petentin nicht 
möglich vom 03. Januar 2025 bis zum 6. 
Februar 2025 selbständig zu ihrer 
Ausbildungsstelle zu gelangen. Eine 
Verbindung durch öffentliche Verkehrsmittel 
zwischen Arbeits- und Wohnort gab es zu den 
entsprechenden Zeiten nicht. Vielmehr hat der 
Vater der Petentin diese täglich von Spenge 
nach Bünde gefahren, damit diese ihre 
Ausbildung fortführen konnte. In diesem 
Zeitraum wurden 1.687 Kilometer 
zurückgelegt. Die Petentin kann diese Kosten 
durch ein Fahrtenbuch belegen.  
 
Der Petitionsausschuss begrüßt die Tatsache, 
dass die Landesregierung (Ministerium des 
Innern) frühzeitig auf die offensichtliche 
Fehlerhaftigkeit des Bußgeldbescheides 
aufmerksam gemacht und alle Anstrengungen 
unternommen hat, den Bußgeldbescheid 
aufzuheben. Er bittet die Landesregierung 
(Ministerium des Innern), dafür Sorge zu 
tragen, dass sich derartige Fälle nicht 
wiederholen. 
 
 
 
18-P-2025-13325-01 
Altenhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert.  
 
Der Petent erhält je eine Kopie der 
Stellungnahme des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales (MAGS), der 
Stellungnahme der Bezirksregierung 
Düsseldorf vom 21.10.2025, der ergänzenden 
Stellungnahme der Bezirksregierung 
Düsseldorf vom 28.10.2025 (E-Mail) sowie der 
WTG-Behörde des Kreises Viersen vom 
27.10.2025, damit er die für ihn relevanten 
Informationen erhält.  
 
Es besteht kein Anlass für Maßnahmen. 
 
 
 
 

18-P-2025-13362-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft.  
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis im Rahmen des 
Familiennachzugs trotz Anerkennung der 
Vaterschaft aktuell nicht möglich ist. Es 
mangelt bereits an den allgemeinen 
Erteilungsvoraussetzungen zur Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis, wie beispielsweise der 
Erfüllung der Passpflicht.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt des Weiteren 
zur Kenntnis, dass die Ausländerbehörde unter 
Einbeziehung des örtlichen Jugendamtes prüft, 
ob eine schützenswerte Vater-Kind-Beziehung 
zwischen dem Petenten und seiner Tochter 
vorliegt. Sollte das Ergebnis der Prüfung 
positiv sein, stellt die Ausländerbehörde eine 
Duldung des Petenten in Aussicht.  
 
Das Vorgehen der Ausländerbehörde ist nicht 
zu beanstanden. Dem Petenten wird 
nahegelegt, seinen Mitwirkungspflichten bei 
der Passbeschaffung nachzukommen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-13374-00 
Bauleitplanung 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petent setzte sich mit seinem Verein 
ursprünglich für den Erhalt sowie die 
Sanierung einer auf dem Gebiet der Stadt K. 
belegenen Wohnsiedlung ein. Die Siedlung 
war als Winterquartier in den 1970er Jahren für 
Familien der Volksgruppe der Sinti und Roma 
im Zuge der Wiedergutmachung von NS-
Verbrechen errichtet worden. Die Siedlung 
besteht aus 15 einfachen Wohnquartieren, die 
nunmehr weder in ihrem Wohnstandard noch 
Erhaltungszustand eine angemessene 
Wohnsituation ermöglichen. Die Stadt K. ist 
seit mehreren Jahren um eine adäquate 
Lösung bemüht. Zunächst war eine Sanierung 
der Wohneinheiten geplant. Auf Grund der 
erheblichen baulichen Mängel war dies aber 
letztendlich wirtschaftlich nicht mehr tragfähig. 
Daher soll nunmehr durch einen – bisher nicht 
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näher ausgeplanten – Neubau Abhilfe 
geschaffen werden. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten gem. Art. 41a der Landesverfassung 
für Nordrhein-Westfalen behandelt und am 
12.11.2025 im Landtag NRW umfänglich 
erörtert. Die Sach- und Rechtslage wurde 
ausführlich gewürdigt und geprüft. 
 
Im Rahmen des Erörterungsgesprächs zeigte 
sich der Petent kompromissbereit und führte 
aus, dass ein Neubau auch an einem anderen 
als dem bisher genutzten Standort 
grundsätzlich in Betracht käme. Entscheidend 
sei vielmehr, dass einerseits die kulturelle 
Geschichte der Sinti und Roma auf dem 
Gebiet der Stadt K. sichtbar gemacht und 
nachhaltig aufgearbeitet werde. Andererseits 
brauche seine Volksgruppe eine 
Begegnungsstätte, die im Rahmen eines 
Neubaus integriert werden könne. Der 
Standort sei zweitrangig, vielmehr ginge es um 
die Nutzbarkeit einer entsprechenden Fläche 
mit Unterkünften sowie einem Büro-
/Veranstaltungsraum.   
 
Die Stadt K. signalisierte vor dem Hintergrund 
des neuen Sachverhaltes eine wohlwollende 
Prüfung. Soweit keine ortsgebundene 
Projektierung zwingend erforderlich sei, könne 
flexibler geprüft und ggf. frühzeitiger als es 
bisherige Planungen aufzeigten ein 
entsprechender Ort zur Verfügung gestellt 
werden. Die entsprechenden Gremien der 
Stadt K. sollen im Anschluss an die Erörterung 
beteiligt werden, um den Planungsprozess 
nunmehr zügig anzustoßen. 
 
Gleichwohl sieht der Petitionsausschuss das 
Bedürfnis der Stadt K., dass eine solche 
Lösung durch die gesamte Volksgruppe der 
Sinti und Roma mitgetragen werden müsse. 
Der Petent wird insoweit gebeten, das 
erforderliche Benehmen herzustellen, um 
künftig Konflikte um die Nutzung einer etwaig 
zur Verfügung gestellten Fläche tunlichst zu 
vermeiden. 
 
Der Petitionsausschuss hofft, dass die 
nunmehr flexibilisierte Lösung eine 
beschleunigte Planung ermöglicht, um den 
verlorenen gemeinschaftlich genutzten 
Wohnraum wieder zur Verfügung zu stellen 
und eine Begegnungsstätte zu schaffen, die 
nicht an dem geplanten Neubau verortet sein 
muss. Auch der Ausschuss sieht das 
Bedürfnis, dass ein Einvernehmen der 
Volksgruppe der Sinti und Roma über die 
Nutzung einer solchen Siedlung hergestellt 
werden muss.  
 

Der Ausschuss bittet die Landesregierung 
(Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung) um einen Nachbericht bis 
zum 30.04.2026. 
 
 
 
18-P-2025-13428-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petent begehrt die Umwandlung seiner 
Duldung nach § 60b AufenthG in eine Duldung 
nach § 60a AufenthG. Der Petitionsausschuss 
hat die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage geprüft.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent in seinem Pass-
ersatzpapierantrag andere Angaben zu seinem 
Geburtsort gemacht hat als in der 
Sammelanhörung zum Zwecke der 
Feststellung der Staatsangehörigkeit.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem 
Hintergrund keine Möglichkeit, im Sinne der 
Petition weiter tätig zu werden. Der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) werden keine Maßnahmen 
empfohlen.  
 
 
 
18-P-2025-14329-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
ausführlich geprüft. Der Petent ist 23 Jahre alt 
und wurde im Bundesgebiet geboren. Seine 
Eltern sind im Besitz der ukrainischen bzw. der 
russischen Staatsangehörigkeit. Der Petent 
begehrt die Einbürgerung in den deutschen 
Staatsverband sowie die Erteilung einer 
Aufenthalts- und Niederlassungserlaubnis.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent seit seiner Geburt nicht im 
Besitz eines für die Bundesrepublik gültigen 
Aufenthaltstitels ist. Im Dezember 2005 
erfolgte eine Vorsprache der Mutter des 
Petenten zur Klärung seiner 
aufenthaltsrechtlichen Situation in der 
Ausländerbehörde. Ein 
Reisepass/Reisedokument oder ein Nachweis, 
dass der der Petent im Pass der Mutter 
eingetragen ist, wurden weder im Termin noch 
in der Folgezeit vorgelegt. Eine 
Termineinladung der Ausländerbehörde im 
Februar 2006 wurde nicht wahrgenommen. 
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Warum in der Folgezeit keine 
Kontaktaufnahme mehr zwischen den Eltern 
des Petenten und der Ausländerbehörde 
erfolgte, konnte im Petitionsverfahren nicht 
nachvollzogen werden.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zudem zur 
Kenntnis, dass durch den Petenten bislang 
nicht nachgewiesen wurde, dass er weder die 
ukrainische noch die russische 
Staatsangehörigkeit besitzt und einen 
entsprechenden Nationalpass erlangen kann. 
Der Ausschuss erkennt dabei zunächst an, 
dass aufgrund der völkerrechtlichen 
Verankerung der Passhoheit der einzelnen 
Staaten mit Eingriffen in die Passhoheit 
Zurückhaltung zu üben ist. Das 
Aufenthaltsgesetz (AufenthG) sieht aus 
diesem Grund nach § 3 AufenthG die 
Passpflicht, das Staatsangehörigkeitsgesetz 
(StAG) die Klärung der Staatsangehörigkeit 
vor, §§ 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 StAG.  
 
Gründe für eine Unzumutbarkeit der 
Passbeschaffung sind im Übrigen auch 
zumindest derzeit nicht ersichtlich. Soweit der 
Rechtsbeistand des Petenten angibt, dass 
seitens des ukrainischen Konsulats keine 
Rückmeldung auf zwei Schreiben erfolgte, 
könnte dies aus Sicht des Ausschusses an der 
anonymisierten Anfrageform liegen. Dem 
Petenten wird daher nahegelegt, sich mit 
seinen Personendaten und identitätsklärenden 
Dokumenten erneut an das ukrainische 
Konsulat zu wenden.  
 
Soweit der Petent dabei befürchtet, dass eine 
Passerteilung durch die Ukraine von der 
Ableistung des Wehrdienstes abhängig 
gemacht wird, so kann dies im weiteren 
Verlauf eine Unzumutbarkeit der 
Passbeschaffung und damit unter Umständen 
die Möglichkeit der Ausstellung eines 
Reiseausweises für Ausländer nach § 5 
Aufenthaltsverordnung (AufenthV) begründen. 
Zwar ist nach § 5 Abs. 2 Nr. 3 AufenthV 
grundsätzlich das Erfordernis der Ableistung 
des Wehrdienstes kein Grund für die Annahme 
der Unzumutbarkeit der Passbeschaffung. 
Allerdings kann der Umstand in den Fällen, in 
denen ein Ausländer in Deutschland 
aufgewachsen und niemals in dem 
Herkunftsstaat seiner Eltern verwurzelt war 
und die Staatsangehörigkeit daher lediglich ein 
formales Band darstellt, die Unzumutbarkeit 
der Passbeschaffung begründen 
(Oberverwaltungsgericht Bremen, Beschluss 
vom 08.12.2010 – 1 B 295/10, BeckRS 2010, 
56992; Verwaltungsgericht Münster, Beschluss 
vom 15.10.2020 – 3 L 747/20, BeckRS 2020, 
27080 Rn. 18).  
 

Diese Rechtsansicht teilt der Ausschuss. Sollte 
die nicht anonyme Anfrage ergeben, dass die 
Passbeschaffung tatsächlich oder rechtlich 
unmöglich ist, kann dann immer noch in einem 
nächsten Schritt wieder auf die 
Aufenthaltsbehörde diesbezüglich zugegangen 
werden. Eine Mitwirkung an der Klärung der 
Staatsangehörigkeit ist aber in jedem Fall 
notwendig. Der Ausschuss ist der Ansicht, 
dass der Petent dies derzeit noch nicht in 
ausreichendem Maße getan hat.  
 
Das im Übrigen von der Ausländerbehörde 
beabsichtigte Vorgehen, dem Petenten 
zunächst eine Duldung und nach 
entsprechender Antragstellung eine Auf-
enthaltserlaubnis nach § 104c AufenthG zu 
erteilen, ist nicht zu beanstanden. Der Petent 
hat dann innerhalb vom 18 Monaten die 
Möglichkeit, das Vorliegen der Voraus-
setzungen für ein weiteres Aufenthaltsrecht 
(beispielsweise nach § 25a AufenthG oder § 
25b AufenthG) nachzuweisen.  
 
Im Übrigen nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass der Petent die Voraus-
setzungen für eine Einbürgerung im 
Bundesgebiet derzeit leider nicht erfüllt. Eine 
Einbürgerung scheitert bereits daran, dass 
keine rechtmäßigen Voraufenthaltszeiten im 
Bundesgebiet vorliegen. Im Übrigen ist die 
Staatsangehörigkeit noch nicht geklärt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht daher 
gegenwärtig keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen. Der 
Petent kann sich aber jederzeit erneut an den 
Ausschuss wenden, sollte es bei der oben 
skizzierten Vorgehensweise zu Schwierig-
keiten kommen. Er wünscht dem Petenten 
alles Gute.  
 
 
 
18-P-2025-14449-00 
Erschließung 
 
 
Gegenstand der Petition ist eine von der Stadt 
angekündigte Erschließungsbeitragserhebung 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs 
(BauGB) für den Ausbau einer Straße. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage der Eingabe des Petenten geprüft.  
 
Nach Angaben der Stadt handelt es sich bei 
dem betreffenden Straßenabschnitt zunächst 
nicht um eine sogenannte vorhandene Straße 
im Sinne des § 242 Abs. 1 BauGB, für die 
keine Erschließungsbeiträge mehr erhoben 
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werden könnten. Die Stadt kommt darüber 
hinaus zu dem Ergebnis, dass die benutzbare 
Straße bisher noch nicht endgültig technisch 
fertiggestellt gewesen ist, so dass auch eine 
Vorteilslage im Sinne des §12a 
Kommunalabgabengesetz zuvor nicht 
eingetreten ist.  
 
Es liegen keine Anhaltspunkte vor, diese 
Rechtsauffassungen der Stadt zu 
beanstanden. Die Stadt ist nach den 
Vorschriften der §§ 127 ff. BauGB 
grundsätzlich nicht nur dazu berechtigt, 
sondern auch dazu verpflichtet, für die 
erstmalige endgültige Herstellung der 
Erschließungsanlage Erschließungsbeiträge 
zu erheben. Sie hat mitgeteilt, die zahlreichen 
Einwendungen und Fragen des Petenten und 
seiner Rechtsvertretung vor Erlass eines 
Bescheides zu beantworten. 
 
Dem Petenten steht es grundsätzlich frei, 
gegen eine zukünftige Erschließungs-
beitragserhebung dem Grunde und der Höhe 
nach Klage vor dem Verwaltungsgericht zu 
erheben. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) in 
dieser kommunalen Selbstverwaltungs-
angelegenheit weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14482-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und umfassend in einem 
Termin nach Art. 41a der Landesverfassung 
NRW erörtert. 
 
Der Petent ist Vater des vierzehnjährigen 
Sohnes N., der nach der Trennung der 
Kindeseltern zunächst in den Haushalt des 
Petenten zog. N. gehört dem Personenkreis 
der seelisch behinderten Kinder und 
Jugendlichen an und erhält seit dem 
01.11.2019 Leistungen im Rahmen der 
Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII. N. 
hat eine Störung aus dem hyperkinetischen 
Bereich und Persönlichkeitsanteile, die bei 
Zuspitzung auf eine Störung aus dem 
Autismusspektrum hindeuten können. Diese 
Störung ist momentan nicht ausgeprägt, war 
es jedoch deutlich, als er bei einem oder 
beiden Elternteilen lebte. 
 

N. wurde im September 2023 durch das 
Jugendamt der Stadt K. in Obhut genommen, 
nachdem er selbst gegenüber seinem 
Integrationshelfer und der Fachkraft des 
Jugendamts hierum gebeten hatte. Nach 
Aussage von N. über körperliche Gewalt durch 
den Petenten wurde er zunächst mit dem 
Einverständnis beider Eltern zur Großmutter 
gebracht und später in einer Autismus-
spezialisierten Wohngruppe untergebracht. 
Der Petent sagt, dass er niemals Gewalt 
gegenüber N. angewandt habe.  
 
Mit Beschluss vom 06.10.2023 wurde im 
Rahmen einer einstweiligen Anordnung durch 
das Amtsgericht K. die elterliche Sorge für N. 
in den Teilbereichen Aufenthaltsbestimmungs-
recht, Antragsrecht auf Hilfe zur Erziehung 
gemäß §§ 27 ff. SGB VIII und 
Eingliederungshilfe gemäß § 35a SGB VIII 
sowie Gesundheitsfürsorge auf die 
Kindesmutter übertragen. N. lebt seit dem 
01.11.2023 in verschiedenen Wohngruppen 
der G.-Stiftung. 
 
Seit über einem Jahr hat der Petent keinerlei 
Kontakt mehr zu seinem Sohn. Auch Kontakte 
über Videotelefonie, Briefe oder kurze 
Gespräche lehnten das Jugendamt, die 
Wohngruppe und die Therapeuten des Kindes 
ab. 
 
Der Petitionsausschuss ist der Ansicht, dass 
die stationäre Einrichtung und das Jugendamt 
der Stadt K. den Petenten im Rahmen seiner 
Möglichkeiten unterstützt und beraten haben 
und die Maßnahmen stets im Interesse des 
Kindeswohls getroffen wurden.  
 
Der Fachbereich Jugendhilfe hat den Petenten 
stets über das Kindeswohl informiert und auch 
eine Kommunikation zur Wohngruppe 
angeboten. Der Petitionsausschuss nimmt zur 
Kenntnis, dass der Petent einen wöchentlichen 
Austausch mit der Fachkraft des Jugendamts 
hat und auch alle Informationen über die 
Mutter von N. bekommen kann.  
 
Das Landesjugendamt Rheinland ist im 
Rahmen seiner Aufsicht über (teil-)stationäre 
Einrichtungen tätig geworden und hat die 
Beschwerde des Petenten geprüft. Die 
Einrichtung hat an der Überprüfung kooperativ 
mitgewirkt und für den LVR nachvollziehbar 
sowie schlüssig die Vorkommnisse dargelegt. 
Im Ergebnis konnten weder Fehler bei der 
Medikamentenvergabe noch beim Personal 
festgestellt werden. 
Es ist jedoch zwischen Dezember 2024 und 
April 2025 zu einem Wegfall der 
Kommunikation mit dem Petenten gekommen. 
Dies hat daran gelegen, dass nach dem 
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Weggang der Fachkraft, die regelmäßig mit 
dem Petenten kommuniziert habe, die 
persönliche E-Mail-Adresse der Fachkraft 
genutzt wurde und E-Mails vom Petenten 
dadurch ungelesen blieben. Seit April 2025 
findet wieder ein regelmäßiger Kontakt 
zwischen dem Petenten und der Wohngruppe 
statt. Es wurde der Einrichtung empfohlen, ihre 
Kommunikationsprozesse weiterhin zu 
optimieren. 
 
Der Sohn selbst möchte zurzeit keinen Kontakt 
zu seinem Vater. Dies bezieht sich sowohl auf 
persönliche Kontakte als auch auf telefonische 
und schriftliche Kommunikationsformen und 
wurde gegenüber mehreren Fachkräften 
geäußert. N. liebt seinen Vater aufrichtig, 
allerdings erscheint die Beziehung derzeit 
jedenfalls aus Sicht des Kindes erheblich 
belastet. Er möchte Umgang mit ihm, müsse 
sich aber vorher besser darauf vorbereiten und 
mit seinen vielen verschiedenen Gefühlen im 
Hinblick auf seinen Vater umzugehen lernen. 
 
Die Vorwürfe an der Behandlung bzw. 
Medikation durch einen Heilpraktiker stellen 
sich nach Ansicht des Petitionsausschusses 
als haltlos dar, da dieser weder eine 
Medikation noch eine psychotherapeutische 
Behandlung vornimmt. 
 
Der Petitionsausschuss versteht, wie schwer 
diese Situation für den Petenten auszuhalten 
sein muss. Er erkennt sein Bemühen um 
Kontakt und seine Hilflosigkeit und 
Verzweiflung, diesen nicht herstellen zu 
können. Der Ausschuss kann sich vorstellen, 
dass es für ein Elternteil sehr schwer ist zu 
akzeptieren, dass ein Leben nicht bei ihm eine 
bisher nicht bekannte Stabilisierung der 
Entwicklung des eigenen Kindes ermöglicht. 
Der Ausschuss sieht den Wunsch des Vaters 
als völlig verständlich und natürlich an und 
heißt es daher ausdrücklich gut, dass das 
Amtsgericht K. ein Umgangsverfahren samt 
Gutachtenerstellung von Amts wegen 
eingeleitet hat. 
 
Der Petitionsausschuss rät dem Petenten 
dringend, der Entscheidung seines Sohns 
sowohl für seine Wohnsituation als auch für 
den richtigen Zeitpunkt einer Kontaktaufnahme 
mit dem nötigen Verständnis zu begegnen und 
ihm Zeit zu lassen. Dazu gehört auch, 
zwischen seinen eigenen Bedürfnissen und 
denen des Kindes deutlich zu unterscheiden. 
Er hat den Eindruck, dass eine positive 
Haltung gegenüber seinem Wunsch, in der 
Wohngruppe zu leben, und den dort deutlich 
erzielten Fortschritten wesentlich dazu 
beitragen kann, wieder eine behutsame 
Kontaktaufnahme zu ermöglichen. Weiterhin 

sollte der Petent versuchen, seinen Sohn 
keinesfalls in den hochstrittigen Elternkonflikt 
miteinzubeziehen, auch im Hinblick auf seinen 
jüngeren Sohn.  
 
Auch in dem gerichtlichen Verfahren wurde 
eindringlich darauf hingewiesen, dass ein 
einheitlicher Umgang mit der Erziehung, 
vorhersehbare Regeln und konsequente 
Einhaltung, ein hohes Maß an Wertschätzung 
und eine enge Zusammenarbeit mit 
fachkompetenten Dritten unabdingbar sind. 
 
Der Ausschuss sieht auch die vielen 
unterschiedlichen Kanäle, auf denen der 
Petent um einen Kontakt ringt, als Ausdruck 
seiner Hilflosigkeit an. Er gibt jedoch zu 
bedenken, dass die Zeit, die für eine 
Bearbeitung seiner Anfragen oder 
Beschwerden investiert wird, an anderer Stelle 
sinnvoller genutzt werden könnte. 
 
Eine Entscheidung zu dem Verfahren des 
Umgangsrechts steht derzeit noch aus. Das 
Jugendamt hat zugesagt, sich an die dort 
getroffene Entscheidung gebunden zu fühlen 
und diese umzusetzen. 
Der Ausschuss bittet den Fachbereich, 
weiterhin das familiengerichtliche Verfahren zu 
unterstützen und gemeinsam mit den Eltern 
eine tragfähige Perspektive für das Kind zu 
entwickeln. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht dem Petenten 
viel Kraft und Zuversicht, seinen Sohn 
bestmöglich zu unterstützen – auch wenn dies 
eventuell bedeuten sollte, noch einige Zeit auf 
einen Kontakt verzichten zu müssen. Er hofft, 
dass zwischen ihnen in naher Zukunft eine 
Annäherung möglich ist, die beide als 
gelungen und bereichernd empfinden. Hierfür 
hält der Ausschuss es für unabdingbar, künftig 
den Blick wieder mehr auf das Kind zu richten.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration), ihm nach Abschluss des 
Umgangsverfahrens über dessen Ausgang zu 
berichten. 
 
 
 
18-P-2025-14513-01 
Rechtspflege 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die weitere 
Eingabe des Petenten – auch unter 
Berücksichtigung neuen Vorbringens – geprüft. 
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Er sieht weiterhin keine Möglichkeit, dem 
Anliegen zum Erfolg zu verhelfen.  
 
Es muss daher bei dem Beschluss vom 
30.09.2025 verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-14523-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst. Er hat dabei von 
den ihm gewährten Rechten aus Artikel 41a 
der Landesverfassung Gebrauch gemacht. 
 
Die Petentin sorgt sich um ihre beiden 
Stiefkinder, die überwiegend bei der 
Kindesmutter leben und sich nur an 
bestimmten Wochenenden im Haushalt der 
Petentin und dem Kindesvater aufhalten. Die 
Petentin schildert ihr Sorgen bereitende 
Vorkommnisse und berichtet von 
Suizidgedanken eines Kindes, mangelnder 
Körperhygiene und Vernachlässigung. Sie hält 
ein Einschreiten des zuständigen 
Jugendamtes für dringend erforderlich und 
moniert dessen Untätigkeit. Der 
Sorgerechtssituation und den getroffenen 
Umgangsvereinbarungen liegen 
familiengerichtliche Entscheidungen zugrunde. 
 
Der Ausschuss kann die Sorge der Petentin 
nachvollziehen. Gleichwohl hat er erkannt, 
dass die Eindrücke der Petentin von der 
zuständigen Behörde zum Anlass genommen 
worden sind, entsprechende Maßnahmen 
einzuleiten und erforderliche Überprüfungen zu 
veranlassen bzw. durchzuführen. Insbe-
sondere wurde, wie in solchen Fällen 
vorgesehen, ein Verfahren zur Überprüfung 
einer möglichen Kindeswohlgefährdung 
gemäß § 8a SGB VIII eingeleitet. Eine 
Kindeswohlgefährdung konnte hierbei im 
Ergebnis nicht festgestellt werden. Weiterhin 
wurde das Gespräch mit der Petentin gesucht 
und die Vorwürfe persönlich erörtert. 
 
Mit Erleichterung nimmt der Ausschuss zur 
Kenntnis, dass das zuständige Jugendamt die 
Familie bereits seit einigen Jahren begleitet 
und auch in Zukunft jederzeit in Bereitschaft 
steht, eventuell notwendig werdende Hilfen zur 
Erziehung gemäß §§ 27 ff. SGB VIII 
anzubieten und die Kinder zu begleiten. Er 
bittet die Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration NRW) um ergänzenden Bericht 
zum Fortgang der Sache bis zum 30.04.2026, 
insbesondere zur Entwicklung der 

Umgangskontakte mit dem Kindesvater und 
der Petentin. 
 
Hinsichtlich des geltenden Umgangs- und 
Sorgerechts verweist der Ausschuss auf die 
gemäß Artikel 97 des Grundgesetzes geltende 
richterliche Unabhängigkeit. Dem Ausschuss 
ist es verwehrt, auf die Verfahrensgestaltung 
der Gerichte Einfluss zu nehmen und ihre 
ergangenen Entscheidungen zu überprüfen, zu 
ändern oder aufzuheben. Es steht der Petentin 
und dem Kindesvater frei, sich mit einem 
entsprechenden Antrag an das zuständige 
Familiengericht zu wenden. 
 
Der Ausschuss wünscht der Familie, 
insbesondere den beiden Kindern, für ihre 
Zukunft alles Gute.  
 
 
 
18-P-2025-14532-00 
Friedhofswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich, dass er keine 
Akteneinsicht der Stadt H. über den Vorgang 
im Zusammenhang mit der Umbettung seines 
verstorbenen Sohnes erhalten habe und bittet 
um Unterstützung im laufenden Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die Stadt H. 
auf die Kommunikation mit dem Petenten nach 
der Einreichung der Petition eingegangen ist 
und dem Petenten mit Schreiben vom 
11.06.2025 mitgeteilt wurde, dass es nicht 
mehr möglich sei, den Umbettungsvorgang 
aus dem Jahr 1978 zu rekonstruieren, da die 
Umbettung über 47 Jahre zurückliege.  
 
Dem Bestattungsbuch des Jahres 1976 
konnten noch Informationen zur Bestattung, so 
auch ein Vermerk über eine am 12.01.1978 
erfolgte Umbettung entnommen werden. 
Darüber hinaus wurde dem Petenten ein alter 
Plan zur Verfügung gestellt, aus dem sich die 
Grablage des dort am 24.05.1976 bestatteten 
Sohnes ergibt. 
 
Zusammenfassend stellt der Petitions-
ausschuss fest, dass der Petent über den 
Sachverhalt ausreichend informiert wurde und 
der Hauptzweck der Petition, etwas über das 
Grab seines Sohnes von der Stadt H. zu 
erfahren, erfüllt wurde. Der Petitionsausschuss 
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nimmt darüber hinaus zur Kenntnis, dass aus 
nachvollziehbaren Gründen (Beendigung der 
Aufbewahrungsfrist von Akten) das Begehren 
des Petenten nicht vollumfassend erfüllt 
werden konnte, jedoch eine Möglichkeit 
geschaffen wurde, die ursprüngliche Grablage 
besuchen zu können. 
 
Der Petitionsausschuss stellt ferner fest, dass 
im vorliegenden Fall nicht gegen geltendes 
Recht verstoßen wurde und somit auch kein 
Anlass besteht, kommunalaufsichtlich tätig zu 
werden. 
 
 
 
18-P-2025-14548-00 
Zivilrecht 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petentin wandte sich mit einer Eingabe an 
den Petitionsausschuss, mit der sie die 
legislative Unterstützung bei der Beitreibung 
von Forderungen gegen einen säumigen 
Mieter sowie weitere gesetzliche Änderungen 
(„Schwarze Liste säumiger Mieter“) erbat. 
Ausweislich des Petitionsvorbringens schulde 
der Mieter ihr 20.000,- €; das zuständige 
Jobcenter versage ihr die Hilfe bei der 
Beitreibung der Forderung. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage umfänglich geprüft. Er bedauert, 
dass er dem Begehren der Petentin nicht zu 
entsprechen vermag. 
 
Der Petitionsausschuss erkennt das 
wirtschaftliche Risiko von Vermietern 
ausdrücklich an. Der Vermieter ist darauf 
angewiesen, dass der geschuldete Mietzins 
gezahlt wird, da ihm auch die wirtschaftlichen 
Lasten des Mietobjektes obliegen. Diese kann 
er nur tragen, wenn das Mietverhältnis 
vertragstreu gelebt wird. Bleibt ein Mieter die 
Zahlungen säumig, so steht es der Petentin 
frei, nach bürgerlichem Recht die Kündigung 
und Räumung des Mietvertrages und 
Mietobjektes zu betreiben. Dass dies ebenfalls 
mit dem Vorschuss von Kosten verbunden sein 
kann, ist der Ausgestaltung des zivilrechtlichen 
Verfahrens geschuldet und systemimmanent. 
Eine Benachteiligung des Rechtsuchenden ist 
dies jedoch nicht. Der Petitionsausschuss 
weist darauf hin, dass die zivilrechtliche 
Auseinandersetzung mit dem Mieter nicht der 
sachlichen Prüfungskompetenz des 
Petitionsausschusses unterfällt, § 97 Abs. 3 lit. 
b) der Geschäftsordnung des Landtages 
Nordrhein-Westfalen. 
 

Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass 
das zivilrechtliche Mietverhältnis als 
besonderes Schuldverhältnis ausschließlich 
zwischen dem Mieter und dem Vermieter 
zustande kommt. Das wirtschaftliche Risiko 
der Solvenz des Mieters ist daher durch den 
Vermieter abzuschätzen. Sollte ein Mieter 
Leistungen nach dem SGB II beziehen, kann 
der Mieter selbst gem. § 22 SGB II Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung (sog. Kosten der 
Unterkunft; kurz KdU) beantragen. Das 
Jobcenter übernimmt diese Kosten sodann. 
Dabei gibt es unterschiedliche Möglichkeiten: 
 
Entweder die KdU werden an den Mieter 
ausgezahlt, der diese an den Vermieter 
auskehrt. Andernfalls kann auch eine 
Direktzahlung an den Vermieter vereinbart 
werden. Dies betrifft jedoch das 
Innenverhältnis zwischen dem bedürftigen 
Mieter und dem zuständigen Jobcenter. Ein 
Einwirken des Vermieters auf dieses 
Rechtsverhältnis ist daher nicht angezeigt. Es 
obliegt jedoch dem Mieter, diese Leistungen 
zu beantragen. Ob der Mieter hier überhaupt 
bedürftig im Sinne des SGB II ist, wurde weder 
vorgetragen, noch konnte dies auf Grund der 
Angaben der Petentin überprüft werden. 
Grundsätzlich besteht keine Einstandspflicht 
der Jobcenter für säumige Miete von 
(womöglich) Bedürftigen. Insbesondere führt 
ein Zahlungsausfall mangels Liquidität des 
Mieters nicht automatisch zu einer 
Einstandspflicht der Jobcenter bzw. zu 
Ansprüchen nach dem SGB II. Mangels 
näherer Angaben der Petentin kann der 
Sachverhalt hier im Einzelnen nicht weiter 
überprüft werden, weshalb es bei den 
allgemeinen Feststellungen verbleiben muss. 
 
Schließlich besteht aus Sicht des 
Petitionsausschusses auch kein anderweitiges 
Regelungsbedürfnis. Eine vorbehaltlose 
Einstandspflicht der Jobcenter ist nicht 
erforderlich. Der Abschluss eines 
Mietvertrages ist dem zivilrechtlichen 
Regelungsregime vorbehalten, in dem die 
Privatautonomie tragendes Prinzip ist. Es steht 
Mieter und Vermieter frei, ihre Vertragspartei 
nach billigem Ermessen auszuwählen. Der 
Staat – insbesondere die Jobcenter – haben 
hier keine Einwirkmöglichkeit. Zudem obliegt 
es den Bedürftigen selbst, Sozialleistungen 
nach dem SGB II zu beantragen. Erst dann 
kommt eine Übernahme der KdU aus dem 
Mietverhältnis in Betracht. Durch die 
Kostenübernahme wird das Jobcenter selbst 
jedoch nicht Vertragspartei. Eventuell sogar 
rückwirkende Einstandspflichten der Jobcenter 
stünden dem Prinzip der Antragstellung sowie 
der Privatautonomie entgegen und sind daher 
systematisch nicht vorgesehen. Zudem kann 
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sich ein Vermieter auf diversen Wegen über 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
potenzieller Mieter informieren, was der Pflicht 
zur Tragung wirtschaftlicher Risiken 
hinreichend gerecht wird. Staatliche 
Leistungen können nicht – ähnlich einer 
Versicherung – etwaige wirtschaftliche Risiko-
schäden auffangen. 
 
Schließlich sind auch Instrumente wie 
„Schwarze Listen“ gesetzgeberisch nicht 
erforderlich. Wie dargestellt kann ein Vermieter 
das wirtschaftliche Risiko durch das Einholen 
diverser Informationen abschätzen. Zudem 
wären derartige – womöglich namentlich 
geführte – Listen aus Gründen der 
Persönlichkeitsrechte nicht rechtskonform zu 
führen, da diese am Ende eine 
„Prangerfunktion“ übernähmen, die der 
deutschen Rechtsordnung grundsätzlich 
unbekannt und abträglich ist. 
 
Der Petitionsausschuss kann nachvollziehen, 
dass es für die Petentin unbefriedigend ist, mit 
säumigen Mietern konfrontiert zu sein. Dies 
belastet insbesondere dann, wenn eine 
wirtschaftliche Abhängigkeit von den 
einkalkulierten Mieteinnahmen besteht und 
diese dann ausfallen. Die Säumigkeit beruht 
hier jedoch auf einem privatrechtlichen 
Rechtsverhältnis. Öffentlich-rechtliche Belange 
sind – nach dem Vortrag der Petentin – nicht 
durchgreifend berührt. Der Petitionsausschuss 
vermag der Eingabe der Petentin daher nicht 
zum Erfolg zu verhelfen. 
 
 
 
 
18-P-2025-14559-00 
Polizei 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent macht in seiner Eingabe 
hauptsächlich Nachbarschaftsstreitigkeiten 
geltend und bittet sowohl um Überprüfung 
behördlicher Möglichkeiten diesbezüglich als 
auch um Unterstützung hinsichtlich seiner 
Petition. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Eingabe des Petenten befasst und erklärt, 
dass die Aufgabe des Petitionsausschusses 
insbesondere darin liegt, Handlungen und 
Unterlassungen von Landesbehörden oder 
anderen Verwaltungsstellen, die der Weisung 
oder Aufsicht des Landes Nordrhein-Westfalen 
unterstehen, zu überprüfen. Dabei muss sich 

seine Tätigkeit auf die Behandlung von Bitten 
und Beschwerden im Sinne des Artikels 17 
des Grundgesetzes beschränken. Der 
Petitionsausschuss ist auch zuständig für die 
Behandlung von Bitten zur 
Landesgesetzgebung.  
 
Die Erteilung von Rechtsauskünften oder eine 
außergerichtliche Rechtsberatung ist dem 
Petitionsausschuss verwehrt, da dies 
insbesondere den Rechtsanwältinnen und -
anwälten vorbehalten ist. Eingaben, die 
lediglich Rechtsfragen zu konkreten 
Sachverhalten beinhalten, können in 
petitionsrechtlicher Hinsicht demnach nicht 
behandelt werden. 
 
Da aus der Eingabe des Petenten nicht 
eindeutig hervorgeht, gegen welche 
behördliche Maßnahme sich das Petitum 
richtet, wird keine Zuständigkeit des 
Petitionsausschusses gesehen. Im Streitfall bei 
privatrechtlichen Angelegenheiten entscheiden 
ausschließlich die ordentlichen Gerichte.  
 
Im Übrigen kann dem Petenten empfohlen 
werden, sich an das zuständige Schiedsamt zu 
wenden. 
 
 
 
18-P-2025-14565-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petent erfüllt als Staatsangehöriger eines 
sicheren Herkunftsstaates einen gesetzlichen 
Ausschlussgrund für die Erteilung einer 
Beschäftigungserlaubnis. 
 
Dem Petenten wird empfohlen, mit der 
Ausländerbehörde zu kooperieren, um eine 
Abschiebung in sein Heimatland 
Nordmazedonien zu vermeiden.  
 
Im Übrigen wird auf die Beschlüsse des 
Petitionsausschusses vom 29.08.2022 und 
19.12.2023 verwiesen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
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18-P-2025-14577-00 
Baugenehmigungen 
 
 
Die Petition richtet sich gegen die Ablehnung 
eines Bauantrags zur Errichtung einer 
Feldscheune im Außenbereich der Stadt. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, geprüft. 
 
Da das in Rede stehende Bauvorhaben im 
Außenbereich liegt, richtet sich die Beurteilung 
nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB). 
Vorliegend sind die Voraussetzungen des § 35 
BauGB nicht erfüllt, weshalb das in Rede 
stehende Vorhaben planungsrechtlich nicht 
genehmigungsfähig und die Entscheidung der 
Stadt somit nicht zu beanstanden ist.  
 
Da der Petent gegen den Ablehnungsbescheid 
Klage vor dem zuständigen 
Verwaltungsgericht erhoben hat, bleibt der 
Ausgang des verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens abzuwarten.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die Unabhängigkeit von Richterinnen und 
Richtern. Daher kann der Petitionsausschuss 
keine Entscheidungen von Richterinnen und 
Richtern überprüfen, ändern oder aufheben. 
Aus dem gleichen Grund scheidet eine 
Einflussnahme des Petitionsausschusses auf 
ein laufendes gerichtliches Verfahren aus. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keine Möglichkeit, weiter 
im Sinne der Petition tätig zu werden. Er bittet 
die Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung), ihm 
über den Ausgang des Klageverfahrens zu 
berichten. 
 
 
 
18-P-2025-14605-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft und die Eingabe zum 
Anlass genommen, einen Erörterungstermin 
gemäß Art. 41 a der Landesverfassung 
durchzuführen. 
 
Der Petent ist in einem Universitätsklinikum als 
Pflegefachkraft beschäftigt. Ursprünglich war 
er im Bereich der Notaufnahme tätig. Er wurde 
in den Personalrat der Klinik gewählt, zunächst 
als Mitglied ohne Freistellung, ab dem Jahr 
2017 war er freigestellt. Dort fungierte er für 

einen Zeitraum von zwei Jahren von 2022 bis 
2024 als Vorsitzender des Personalrates.  
 
Der Petent ist mittlerweile nicht mehr 
freigestellt. Mit der Petition begehrt er in erster 
Linie eine Klärung der Frage der Gestaltung 
seiner Rückkehr in die dienstliche Tätigkeit im 
Sinne einer angemessenen Karriere-
nachzeichnung.  
 
Aus Sicht des Ausschusses verdient die Arbeit 
von Betriebs- und Personalräten zunächst 
Anerkennung. Als Ausübung eines 
demokratisch gewählten Amtes obliegt ihnen 
eine große Verantwortung und Pflicht 
gegenüber den Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen. Sie stellen ein zentrales Glied 
betrieblicher und behördlicher Mitbestimmung 
dar und vertreten die Interessen der 
Beschäftigten. Personalräten obliegt dabei die 
demokratische Aufgabe der staatlichen 
Kontrolle und der Einsatz für ein soziales 
Miteinander. Sie stärken das Vertrauen in die 
Institution und die Transparenz der 
behördlichen Abläufe.  
 
Der Ausschuss bedauert, dass sich die 
Kommunikation zwischen Klinik und Petent als 
schwierig erwiesen hat. Der Ausschuss 
appelliert an das Universitätsklinikum, 
Perspektiven zu eruieren und gemeinsam mit 
den Betroffenen Möglichkeiten aufzuzeigen, 
die ihren Qualifikationen objektiv und subjektiv 
entsprechen. Er nimmt aber zur Kenntnis, dass 
die Klinik dem Petenten zwischenzeitlich 
mehrere stellvertretende Stationsleiterstellen 
sowie die Absolvierung einer Stationsleiter-
Schulung sowie die Eingruppierung in eine 
höhere Tarifstufe befristet auf zwei Jahre 
angeboten hat.  
 
Der Ausschuss bedauert außerordentlich, dass 
im laufenden Petitionsverfahren Fakten 
geschaffen wurden, die aus Sicht des Petenten 
negativ sind. Der Petent wurde auf eine ihm 
zuvor angebotene und von ihm abgelehnte 
Stelle versetzt, unter Beteiligung des 
Personalrates. Dem Ausschuss ist dabei 
insbesondere wichtig zu betonen, dass es sich 
bei dem Petitionsrecht nach Art. 17 GG um ein 
Grundrecht handelt, auf welches sich die 
übliche und in Nordrhein-Westfalen gelebte 
Staatspraxis stützt, während eines laufenden 
Petitionsverfahrens keine nachteiligen 
Tatsachen für den Petenten zu schaffen. Der 
Ausschuss bittet daher die Landesregierung 
(Ministerium für Kultur und Wissenschaft) im 
Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten, die 
unter ihrer Aufsicht stehenden nachgeordneten 
Bereiche diesbezüglich zu sensibilisieren.  
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Der Ausschuss begrüßt aber, dass das 
Uniklinikum die Bereitschaft zugesagt hat, den 
Petenten rechtzeitig und umfassend über für 
ihn passende und angemessene Stellen in der 
Notaufnahme in Zukunft zu informieren.  
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
keine Möglichkeit, der Landesregierung 
(Ministerium für Kultur und Wissenschaft) 
weitere Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. Er wünscht dem Petenten alles 
Gute.  
 
 
 
18-P-2025-14617-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung - 
Innenministerium (MI) - berichten lassen. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass in Umsetzung des 
Zukunftsvertrags für Nordrhein-Westfalen als 
Koalitionsvereinbarung von CDU und Grünen 
(2022 - 2027) derzeit in enger Zusammen-
arbeit mit den Gewerkschaften und Verbänden 
ein Konzept zur Modernisierung des 
öffentlichen Dienstes erarbeitet werde. 
Gegenstand dieser Gespräche sei auch das 
Themenfeld „Arbeitszeit“. Dieser Prozess sei 
noch nicht abgeschlossen.  
 
Eine Aussage darüber, welche Maßnahmen im 
Rahmen der Modernisierungsoffensive konkret 
umgesetzt werden, ist derzeit daher nicht 
möglich. 
 
 
 
18-P-2025-14628-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet. Die Eheleute 
begehren, dass im Visumverfahren zum 
Familiennachzug von dem Nachweis einfacher 
Sprachkenntnisse abgesehen wird.  
 
Nach Maßgabe des § 71 Abs. 2 Satz 1 
AufenthG sind im Ausland für Pass- und 
Visaangelegenheiten die vom Auswärtigen 
Amt ermächtigten Auslandsvertretungen 
zuständig. Zwar wird die kommunale 
Ausländerbehörde im Visumverfahren beteiligt, 
jedoch hat dieses Beteiligungsverfahren keine 
Auswirkung auf die v.g. Zuständigkeit.  
 

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass im Fall des Petenten die 
Voraussetzungen für ein Absehen von den 
erforderlichen Sprachkenntnissen nicht 
vorliegen. Darüber hinaus nimmt der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis, dass 
gegenüber den zuständigen Behörden kein 
Nachweis erbracht wurde, dass ein Versuch 
zum Erwerb einfacher Sprachkenntnisse 
unternommen worden sei.  
 
Dem Petenten kann daher nur geraten 
werden, den zuständigen Behörden seine 
Bemühungen zum Spracherwerb nach-
zuweisen. Sollte ein Spracherwerb aus 
gesundheitlichen Gründen nicht möglich sein, 
sind den Behörden entsprechende Nachweise 
vorzulegen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung 
des Anliegens keine Möglichkeit, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14633-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sich hierzu von 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) berichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent sich nach Ablauf seiner 
Aufenthaltserlaubnis seit mehr als drei Jahren 
im Bundesgebiet aufhält, ohne im Besitz des 
erforderlichen Aufenthaltstitels zu sein. Mit 
Ablauf seiner Aufenthaltserlaubnis erfüllte er 
den Straftatbestand des illegalen Aufenthalts 
nach § 95 Abs. 1 Nr. 2 lit. a) AufenthG. Die 
Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis 
rechtzeitig zu beantragen, liegt im 
Verantwortungsbereich des Petenten.  
 
Darüber hinaus nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass der Petent das in Rede 
stehende duale Studium aufgenommen hat, 
ohne vorher die Zustimmung der 
Ausländerbehörde einzuholen. Eine Erlaubnis 
zur Ausübung der Erwerbstätigkeit besitzt der 
Petent nicht.  
 
Mit seinem Umzug nach Baden-Württemberg 
verstößt der Petent zudem gegen die 
bestehende Wohnsitzauflage.   
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Gegen den Petenten wurden im Jahr 2022 
zwei Strafbefehle erlassen, wodurch er ein 
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse nach 
§ 54 Abs. 2 Nr. 10 AufenthG erfüllt.  
 
Das Vorliegen der Voraussetzungen für ein 
Aufenthaltsrecht konnte im Petitionsverfahren 
nicht festgestellt werden. Auch konnten keine 
Duldungsgründe festgestellt werden.  
 
Dem Petenten kann nur nahegelegt werden, 
das Bundesgebiet freiwillig zu verlassen und 
somit einem mit einer Abschiebung 
verbundenem Einreise- und Aufenthaltsverbot 
zu entgehen. Sofern der Petent beabsichtigt 
freiwillig auszureisen, wird ihm nahegelegt, 
diesbezüglich mit der zuständigen 
Ausländerbehörde Kontakt aufzunehmen. Für 
die erneute Einreise des Petenten ins 
Bundesgebiet ist die Durchführung eines 
entsprechenden Visumsverfahrens 
erforderlich.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maß-
nahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-14644-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Familie begehrt ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet. Der Petitionsausschuss hat sich 
über die der Petition zugrunde liegende Sach- 
und Rechtslage unterrichtet. Er hat sich hierzu 
von der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) berichten lassen. 
 
Im Ergebnis scheitert im Falle der Petenten 
und ihrer Kinder die Erteilung eines 
asylverfahrensunabhängigen Bleiberechts 
bereits an der Nichterfüllung der Passpflicht. 
Die Möglichkeit der Erteilung von 
Aufenthaltserlaubnissen nach § 25 Abs. 5 und 
25b AufenthG wäre nach Vorlage gültiger 
Nationalpässe für die Petenten und ihre Kinder 
weiter zu prüfen.  
 
Den Petenten wird daher nahegelegt, der 
Ausländerbehörde ihre Nationalpässe 
vorzulegen bzw. nachzuweisen, dass sie sich 
um ihre Passbeschaffung bemühen. Insoweit 
wird ein enger Austausch mit der 
Ausländerbehörde empfohlen. Darüber hinaus 
wird den Petenten nahegelegt, weitere 
Nachweise über ihre Integration (u.a. 
Sprachnachweise, Nachweise über Kenntnisse 
der Rechts- und Gesellschaftsordnung, 
Lohnabrechnungen) bei der Ausländerbehörde 
vorzulegen und sich nach den 

Voraussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25b AufenthG zu erkundigen.  
 
Ob die Beantragung der erneuten Prüfung 
zielstaatsbezogener Abschiebungshindernisse 
im Falle des Kindes M. beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) – wie durch 
die Ausländerbehörde vorgeschlagen - 
zielführend sein könnte, kann insbesondere 
vor dem Hintergrund der klaren Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Düsseldorf im Urteil 
vom 08.04.2025 nicht bewertet werden. Den 
Petenten wird zur Abstimmung eines ggf. 
angedachten Antrags der enge Austausch mit 
der zuständigen Ausländerbehörde empfohlen.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss nach 
Prüfung des Anliegens keine Veranlassung, 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-14650-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent rügt das Verhalten und die 
Vorgehensweise des Finanzamts und macht 
insbesondere systematische Verfahrens-
mängel, formell fehlerhafte Bescheide, 
unverhältnismäßige Vollstreckungsmaß-
nahmen sowie Verstöße gegen 
rechtsstaatliche Grundsätze geltend. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich umfassend 
über den mit der Petition vorgetragenen 
Sachverhalt und die Rechtslage unterrichtet. 
Anhaltspunkte für ein rechtswidriges Vorgehen 
der Finanzbehörde haben sich dabei nicht 
ergeben. Ein Fehlverhalten ist insgesamt nicht 
erkennbar. 
 
Nach Prüfung der Angelegenheit sieht der 
Petitionsausschuss daher keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Ausführungen unter III. aus der 
Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) vom 14.10.2025, 
denen sich der Petitionsausschuss anschließt. 
 
 
18-P-2025-14656-00 
Rechtspflege 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
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Er hat von den Gründen Kenntnis genommen, 
aus denen die von dem Petenten 
beanstandeten Beihilfeausschlüsse recht-
mäßig sind und das Landesamt für Besoldung 
und Versorgung die Beihilfen des Petenten 
rechtmäßig festgesetzt hat. 
 
Er hat ferner von Inhalt und Gang der bei der 
Staatsanwaltschaft Dortmund bearbeiteten 
Anzeigesachen sowie von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die Aufnahme 
von Ermittlungen abgelehnt worden ist. Der 
Petitionsausschuss hat zudem zur Kenntnis 
genommen, dass der Generalstaatsanwalt in 
Hamm die Eingaben des Petenten vom 
26.05.2025 und 02.06.2025 an die 
Staatsanwaltschaft Dortmund als Beschwer-
den gegen die Ablehnung der Aufnahme von 
Ermittlungen bewertet und als unbegründet 
zurückgewiesen hat.  
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen, Ministerium der 
Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14665-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet 
und dabei von der vollzuglichen Situation des 
Petenten in den Justizvollzugsanstalten 
Münster und Werl Kenntnis genommen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14669-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin kritisiert die schlechte 
Erreichbarkeit der Ausländerbehörde in G. und 
thematisiert eine durchgehend unfreundliche 
Behandlung durch die Mitarbeitenden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 

nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die Stadt G. 
zwar Schwierigkeiten im organisatorischen 
Ablauf eingeräumt hat, dem Anliegen der 
Petentin aber durch eine Fiktions-
bescheinigung sowie eine zwischenzeitlich 
erteilte Verlängerung des elektronischen 
Aufenthaltstitels nachgekommen ist.  
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt der Petentin, 
weiterhin noch etwas Geduld zu haben und 
eng mit der zuständigen Ausländerbehörde 
zusammen zu arbeiten. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14674-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent bittet zu prüfen, ob durch neue 
Gesetze bzw. Verwaltungsanordnungen dem 
Problem der herumstehenden Einkaufswagen, 
für die niemand zuständig zu sein scheint, 
begegnet werden kann. Er regt an, 
Ladenketten zu verpflichten, Einkaufswagen 
mittels Ordnungsnummer zu kennzeichnen, 
über die die Einkaufwagen dann zugeordnet 
werden können, hierzu Ansprechpartner (z. B. 
0800 Telefonnummer) zur Entgegennahme 
von Meldungen über herrenlose 
Einkaufswagen bzw. der o.g. Ordnungs-
nummern bereitzustellen und über diese u. a. 
eine Abholung durch den Eigentümer in die 
Wege zu leiten oder Ladenketten zu 
verpflichten, ihre Einkaufswagen mit 
Wegfahrsperren auszurüsten oder aktiv die 
Einkaufswagen einzusammeln. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme einer Prüfung 
unterzogen. Gemäß § 27 Ordnungs-
behördengesetz (OBG) können die 
Ordnungsbehörden zur Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
Verordnungen erlassen. Dies tun bereits einige 
Kommunen - jeweils für ihr Gebiet - und 
verpflichten darin beispielsweise die 
Ladeneigentümer, ihre Wagen so zu sichern, 
dass sie nicht in den öffentlichen 
Verkehrsraum geraten. Zuwiderhandlungen 
können nach dem Gesetz über 
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Ordnungswidrigkeiten (OWiG) mit Bußgeldern 
belegt werden. Diese Regelungen gelten 
allerdings nur auf dem Gebiet der jeweils die 
Verordnung erlassenden Ordnungsbehörde, 
folglich auf kommunaler Ebene maximal 
kreisweit. Auswirkungen auf aufgefundene 
Einkaufswagen, deren Verortung in andere 
Bundesländer gehören, bzw. in anderen 
Bundesländern aufgefundene Einkaufwagen 
haben diese Verordnungen nicht. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14679-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent schildert ein vermeintliches, 
polizeiliches Fehlverhalten im Rahmen einer 
Personenkontrolle am 08.10.2023 und fordert 
eine Aufarbeitung des betreffenden Vorfalls.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten, den mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalt und den 
Verfahrensgang des bei der Staats-
anwaltschaft Düsseldorf auf die Strafanzeige 
des Petenten hin angelegten Anzeigevorgangs 
unterrichtet. Er hat davon Kenntnis 
genommen, dass die Staatsanwaltschaft die 
Aufnahme von Ermittlungen u. a. mangels 
zureichender Anhaltspunkte für ein 
strafrechtsrelevantes Fehlverhalten der 
Polizeibeamten abgelehnt und die Petition zum 
Anlass genommen hat, den Petenten erneut 
über das Ergebnis ihrer Prüfung zu 
bescheiden, nachdem der ursprünglich an den 
Petenten gerichtete Bescheid nicht zugestellt 
werden konnte und in den Postrücklauf 
geraten war. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss hat auch zur Kenntnis 
genommen, dass die Überprüfung des mit der 
Petition vorgetragenen Sachverhaltes durch 
das Ministerium des Innern des Landes 
Nordrhein-Westfalen für seinen Geschäfts-
bereich keine Anhaltspunkte für eine nicht 
sachgerechte Aufgabenwahrnehmung oder ein 
Fehlverhalten der damit befassten polizeilichen 
Bediensteten ergeben hat. 
 

Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium der Justiz 
und Ministerium des Innern) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14723-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe des Petenten 
zugrunde liegt, eingehend geprüft. 
 
Es ist seitens der zuständigen 
Fahrerlaubnisbehörde keine strukturelle 
Benachteiligung gegenüber dem Petenten 
erkennbar. Angesichts der Vielzahl der 
Rechtsverstöße des Petenten sind die 
Entscheidungen und Ordnungsverfügungen 
der Fahrerlaubnisbehörde rechtmäßig und 
nicht zu beanstanden. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr) weitere Maßnahmen 
zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14739-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent begehrt die Beschleunigung seines 
Einbürgerungsverfahrens sowie die 
Einbürgerung in den deutschen Staats-
verband. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
staatsangehörigkeitsrechtlichen Thematik 
befasst und nimmt nach erfolgter Prüfung der 
ministeriellen Stellungnahme zur Kenntnis, 
dass der Antrag des Petenten auf 
Einbürgerung sich in der Endprüfung befindet. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
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18-P-2025-14743-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Die Petentin und ihre Tochter 
begehren einen dauerhaftes Aufenthaltsrecht 
im Bundesgebiet. Der aufgrund eines 
Schengenvisums erlaubte Aufenthaltszeitraum 
ist zwischenzeitlich abgelaufen.  
 
Dass die Bearbeitung des Antrags auf 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis von der 
zuständigen Ausländerbehörde zunächst nicht 
erfolgt ist, ist bedauerlich. Im 
Petitionsverfahren hat die Ausländerbehörde 
dieses Versäumnis eingeräumt und sich 
entschuldigt. Im Petitionsverfahren konnte 
darüber hinaus nach den hier vorliegenden 
Informationen nicht festgestellt werden, dass 
die Petentin und ihre Tochter die 
Voraussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis 
erfüllen. Sollte nach Vorlage aller 
angeforderten Unterlagen und Abschluss der 
aufenthaltsrechtlichen Prüfung durch die 
Ausländerbehörde nicht festgestellt werden, 
dass die Petentin und ihre Tochter die 
Voraussetzungen für ein Aufenthaltsrecht 
erfüllen, wird zur Vermeidung 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen und eines 
damit einhergehenden Einreise- und 
Aufenthaltsverbots empfohlen, das 
Bundesgebiet freiwillig zu verlassen.  
 
Der Petentin wird sodann empfohlen, sich über 
die Einreisebedingungen im Visumverfahren 
zu informieren und das für den beabsichtigten 
Aufenthalt erforderliche Visum zu beantragen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-14746-01 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
Da augenscheinlich die Bundespolizei 
Gegenstand der Petition ist, kann dem 
Petenten empfohlen werden, sich mit seiner 
Eingabe an den Deutschen Bundestag zu 
wenden. 

18-P-2025-14750-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent thematisiert die Weigerung des 
Bürgermeisters der Stadt M., einen Findling 
am Parkplatz des Friedhofes, der einen 
Schaden am Fahrzeug des Petenten 
verursacht habe, zu entfernen. In diesem Zuge 
wendet er sich gegen die Untätigkeit der 
unteren Kommunalaufsicht beim zuständigen 
Kreis, welche die Stadt nicht entsprechend 
anweise. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme geprüft. 
 
Der Kreis sowie die Bezirksregierung, bei 
welcher der Petent auch eine 
Fachaufsichtsbeschwerde gegen den Kreis 
eingereicht hat, haben die Rechtslage 
umfassend überprüft. Vorliegend handelt es 
sich um eine freiwillige Selbst-
verwaltungsaufgabe.  
 
Ein vom Petenten vermuteter Verstoß gegen 
die Verkehrssicherungspflicht wurde weder 
durch den Kreis noch die Bezirksregierung 
festgestellt. 
 
Da demnach nicht gegen geltendes Recht 
verstoßen wurde, besteht auch kein Anlass, 
kommunalaufsichtlich tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss stellt zusammen-
fassend fest, dass der Kreis seiner 
Aufsichtspflicht im Rahmen des geltenden 
Rechts nachgekommen ist. Ein Verstoß der 
Gemeinde M. kann nicht festgestellt werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14755-00 
Gesundheitsfürsorge 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert. Die Vorgehensweise der uGB der 
Städteregion Aachen ist nicht zu beanstanden.  
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Hinsichtlich des Vorwurfs des Petenten, er sei 
durch eine Kinderärztin beurteilt worden, 
handelt es sich bei der Mitarbeiterin um eine 
Fachärztin für Kinder- und Jugendpsychiatrie 
handelt, die als Amtsärztin im 
Sozialpsychiatrischen Dienst tätig ist und in 
dieser Funktion mit der Begutachtung 
Erwachsener be- und vertraut ist. Dies ist nicht 
zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
vom Petenten geforderten Entfernung 
ärztlicher Dokumente aus dem bei der uGB 
geführten Vorgang nicht nachgekommen 
werden kann, da dadurch eine Verfälschung 
der Aktenlage bzw. eine lückenhafte Aktenlage 
entsteht. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
 
18-P-2025-14762-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent fordert eine rechtliche Verpflichtung 
der Kommunen, öffentliche Toiletten in der 
Nähe von „größeren Spielplätzen“ vorzuhalten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die 
Kommune im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung im eigenen Ermessen über 
die Bereitstellung öffentlicher Toiletten 
entscheidet.  
 
Sie hat erkennen lassen, dass sie bestrebt ist, 
dort, wo keine öffentlichen Toiletten vorhanden 
sind, alternative Möglichkeiten des 
Toilettenbesuchs im näheren Umkreis großer 
Spielplätze sicherzustellen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
 

 
18-P-2025-14778-00 
Lehrerausbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der der 
Petition zugrunde liegenden Sach- und 
Rechtslage intensiv befasst.  
 
Der Petent begehrt die Möglichkeit, nach 
abgeschlossenem Master of Education die 
Staatsprüfung nach endgültigem Nicht-
bestehen wiederholen zu dürfen. Er hatte die 
Langzeitbeurteilung zunächst im Jahr 2021 
zweimal mit der Note „mangelhaft“ 
abgeschlossen und die Staatsprüfung damit 
nicht bestanden. Der hiergegen eingelegte 
Widerspruch wurde zurückgewiesen. Nach 
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes und 
erfolgtem Schulwechsel schloss er die 
Langzeitbeurteilungen erneut mit den Noten 
„ausreichend“ und „mangelhaft“ ab, so dass 
die Staatsprüfung damit endgültig nicht 
bestanden war. Der Petent beruft sich nun auf 
eine Ausnahmesituation aufgrund der Corona-
Pandemie, welche der Verordnungsgeber mit 
einer Sonderreglung in der Ordnung des 
Vorbereitungsdienstes und der Staatsprüfung 
für Lehrämter an Schulen (OVP) auch 
berücksichtigt habe. Diese müsse auch in 
seinem Fall Anwendung finden.  
 
Gegen die Entscheidung des endgültigen 
Nichtbestehens der Staatsprüfung hat der 
Petent fristgerecht Widerspruch eingelegt. 
Dieser wurde von der zuständigen Behörde als 
unbegründet zurückgewiesen. Die vom 
Petenten hiergegen erhobene Klage vor dem 
Verwaltungsgericht wurde abgewiesen. Aktuell 
läuft das Verfahren auf Zulassung der 
Berufung bei dem Oberverwaltungsgericht.  
 
Die guten Leistungen des Petenten im 
Rahmen des Masterstudiums hat der 
Ausschuss anerkennend zur Kenntnis 
genommen. Die Enttäuschung des Petenten, 
trotz dieser guten Leistungen die 
Staatsprüfung nicht bestanden zu haben, kann 
er gut nachvollziehen. Dennoch sieht er keine 
Möglichkeit, dem Petenten zu einem weiteren 
Wiederholungsversuch zu verhelfen.  
 
Die Sonderregelung des § 32a Abs. 3 S. 1 
OVP wurde seinerzeit anlässlich der Corona-
Pandemie in die Verordnung eingeführt, um 
der erhöhten Prüfungsbelastung entgegen-
zuwirken, die daraus entstehen konnte, dass 
jederzeit die Gefahr bestand, dass Schulen 
den Präsenzunterricht kurzfristig einstellen 
mussten und so Unterrichtspraktische 
Prüfungen sehr kurzfristig entfallen konnten. 
Sie bezog sich ausdrücklich auf das 
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Nichtbestehen von Unterrichtspraktischen 
Prüfungen gemäß § 32 OVP und nicht auf das 
Nichtbestehen von Langzeitbeurteilungen 
gemäß § 16 OVP. Dass auch die Lang-
zeitbeurteilungen gerade in der Zeit der 
Coronapandemie belastend waren und 
aufgrund von Distanzbeschulung und anderen 
Einschränkungen anders verliefen als üblich, 
steht nach Auffassung des Ausschusses außer 
Frage. Diese Feststellung ändert jedoch nichts 
an der Tatsache, dass die Sonderregelung 
ihrem Wortlaut nach nicht auf den hier zu 
beurteilenden Fall anwendbar ist. Für eine 
analoge Anwendung sieht der Ausschuss 
ebenfalls keinen Raum, da es bereits an einer 
planwidrigen Regelungslücke fehlt. Der 
Verordnungsgeber hat seine Vorschrift 
seinerzeit mit der oben dargestellten 
Begründung bewusst auf Fälle der 
Unterrichtspraktischen Prüfungen beschränkt. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Ausschuss darüber hinaus verwehrt, auf die 
Verfahrensgestaltung der Gerichte Einfluss zu 
nehmen und ihre ergangenen Entscheidungen 
zu überprüfen, zu ändern oder aufzuheben.  
 
Dem Petenten bleibt das 
Berufungszulassungsverfahren vor dem 
Oberverwaltungsgericht abzuwarten.  
 
Der Ausschuss wünscht dem Petenten alles 
Gute. 
 
 
 
18-P-2025-14793-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalte 
unterrichtet. 
 
Er hat von dem Inhalt und dem Gang des mit 
der Petition angesprochenen Verfahrens 18 Cs 
- 115 Js 75/22 - 195/23 der Staatsanwaltschaft 
Duisburg und des Amtsgerichts Mülheim an 
der Ruhr einschließlich des 
Berufungsverfahrens vor dem Landgericht 
Duisburg und des Revisionsverfahrens vor 
dem Oberlandesgericht Düsseldorf nebst 
Anhörungsrüge und Gegenvorstellung 
Kenntnis genommen. Er hat ferner Kenntnis 
genommen von dem Verfahren über die 
nachträgliche Bildung einer Gesamtstrafe 
unter Einbeziehung der Einzelstrafen aus dem 
Urteil 18 Cs-351 Js 292/22-100/22 des 
Amtsgerichts Mülheim an der Ruhr und des 
hierzu durchgeführten Beschwerdeverfahrens 

sowie von den Gründen, aus denen die 
Ersatzfreiheitsstrafe vollstreckt wird. 
 
Soweit richterliche Entscheidungen und 
Maßnahmen mit der Petition angesprochen 
werden, ist es dem Petitionsausschuss wegen 
der den Richterinnen und Richtern durch 
Artikel 97 des Grundgesetzes verliehenen 
Unabhängigkeit verwehrt, deren Sach-
behandlung und Entscheidungen zu 
überprüfen, zu ändern oder aufzuheben.  
 
Soweit die bei der Staatsanwaltschaft 
Duisburg angebrachten Eingaben vom 
02.03.2025, 24.03.2025, 01.07.2025 und vom 
07.04.2025 nicht unverzüglich dem 
zuständigen Gericht zur Entscheidung gemäß 
§ 458 Absatz 1 StPO vorgelegt worden sind, 
hat die Leitende Oberstaatsanwältin in 
Duisburg das Erforderliche veranlasst. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14806-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent rügt die unzureichende 
Erreichbarkeit des Ausländeramts der Stadt B. 
sowie die ausbleibende Beantwortung seiner 
Anfragen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die Stadt B. 
bestätigt, dass sich das Anliegen des Petenten 
weiterhin in Bearbeitung befinde und der 
Petent zuletzt am 27.06.2025 eine 
Rückmeldung der Stadt B. erhalten habe.  
 
Eine Untätigkeit, die ein kommunal-
aufsichtliches Einschreiten begründen würde, 
kann demnach nicht festgestellt werden. 
 
Der Petent sei außerdem zwischenzeitlich 
verzogen und erst seit dem 01.04.2025 wieder 
in B. gemeldet.  
 
Er sei derzeit im Besitz einer gültigen 
Fiktionsbescheinigung, die seine Aufenthalts-
erlaubnis als fortbestehend gültig erkläre. Die 
gesetzliche Fiktionswirkung ende erst mit der 
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Entscheidung über den Antrag auf 
Verlängerung. 
 
Anlass für ein kommunalaufsichtsrechtliches 
Einschreiten besteht nicht. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem 
Petenten, weiterhin eng mit der zuständigen 
Ausländerbehörde zusammen zu arbeiten und 
ggf. Unterlagen, die von ihm angefordert 
werden, dort zeitnah vorzulegen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14810-00 
Straßenbau 
 
 
Mit seiner Petition setzt sich der Petent für 
verschiedene Maßnahmen zur zügigen 
Sanierung der nordrhein-westfälischen 
Straßeninfrastruktur ein. Der Petitions-
ausschuss hat die Eingabe des Petenten 
geprüft und festgestellt, dass die angeregten 
Vorschläge bereits umgesetzt werden. 
 
Zur weiteren Information übersendet der 
Petitionsausschuss dem Petenten einen 
Auszug aus der Stellungnahme des 
Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr vom 07.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-14818-00 
Wasser und Abwasser 
Kommunalabgaben 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petenten wenden sich gegen die 
Heranziehung der Gemeinde W. zu 
Abwassergebühren für die Entsorgung des 
Straßenoberflächenwassers durch den 
Eigenbetrieb der Gemeinde W. Die Petenten 
wenden sich gegen die aus ihrer Sicht 
unrechtmäßig erhobenen Gebühren für die 
Niederschlagswasserentsorgung. Des Weite-
ren führen die Petenten an, dass die 
Gemeinde W. in der Vergangenheit zu Unrecht 
Kanalanschlussbeiträge in Bezug auf die 
Niederschlagswasserentsorgung erhoben 
hätte. 

Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die 
Rechtsgrundlage für den in Rede stehenden 
Gebührenbescheid § 6 Kommunalabgaben-
gesetz (KAG) in Verbindung mit der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Entwässerungs-
satzung der Gemeinde W. ist. Nach dieser 
Satzung werden die Schmutzwassergebühren 
und die Niederschlagswassergebühren 
gesondert veranlagt. Die Niederschlags-
wassergebühr behandelt § 11 dieser Satzung.  
 
Hinsichtlich der Gebührenberechnung des auf 
den öffentlichen Straßen anfallenden 
Niederschlagswassers bestehen rechtlich zwei 
Möglichkeiten: 
Zum einen kann die Gemeinde bei der 
Kalkulation der Niederschlagswassergebühr 
den Aufwand, welche auf die öffentlichen 
Straßen entfällt, von vornherein 
„herausrechnen“, wodurch sich der über die 
Gebühren umgelegte kalkulatorische Aufwand 
reduziert. Damit wären nur diejenigen 
Leistungen im Bereich der Niederschlags-
wasserentsorgung gebührenwirksam, die den 
privaten Grundstückseigentümern zugute-
kommen. 
 
Alternativ ist es aber auch zulässig, in die 
Kalkulation die Flächen für das öffentliche 
Straßenland einzubeziehen, weil auch dadurch 
der Effekt der Entlastung der Grund-
stückseigentümer ausgelöst wird. Die 
Gemeinde W. hat diese Möglichkeit der 
Gebührenkalkulation gewählt. Sie rechnet bei 
der Kalkulation die auf die öffentlichen Straßen 
entfallenden befestigten Flächen mit ein, 
wodurch der Gebührensatz insgesamt 
niedriger ausfällt. Damit entsteht konse-
quenterweise für die Straßenflächen eine 
Gebührenschuld, die dann in Form eines 
Bescheides konkretisiert wird. 
 
Diese Gebührenschuld ist seitens der 
Gemeindewerke gegenüber der Gemeinde in 
Rechnung zu stellen, weil die Werke als 
Eigenbetrieb organisiert sind, welcher einen 
eigenen Wirtschaftsplan, einen eigenen 
Jahresabschluss, eine eigene Gewinn-Verlust-
Rechnung usw. aufstellen muss. Die 
Gemeindewerke erlangen auf diese Weise 
liquide Mittel, um die Entgeltforderung des 
Eigenbetriebs, der das operative Geschäft 
(auch) der Niederschlagswasserentsorgung 
erledigt, zu bedienen. Letztlich ist es im 
wirtschaftlichen Ergebnis aber die Gemeinde 
selbst, welche diese Kosten trägt, da 
Eigenbetriebe unselbstständig sind und in die 
Gemeindeverwaltung eingebunden bleiben. 
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Der Petitionsausschuss vermag keine 
Anhaltspunkte für die Erforderlichkeit eines 
kommunalaufsichtsrechtlichen Einschreitens 
zu erkennen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14828-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petent ist seit dem 01.03.2002 
versorgungsberechtigt und erhält von der 
Kommunalen Versorgungskasse Westfalen-
Lippe (kvw) ein Ruhegehalt in Höhe der 
amtsunabhängigen Mindestversorgung. Mit 
Erreichen der Regelaltersgrenze hat er seit 
dem 01.08.2024 außerdem Anspruch auf die 
gesetzliche Rente bei der Deutschen 
Rentenversicherung Bund. 
 
Die Rente ist im Rahmen des 
Beamtenversorgungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (LBeamtVG NRW) auf 
die Versorgungsbezüge anzurechnen und führt 
im Ergebnis ab diesem Zeitpunkt zum Ruhen 
eines Teils der Versorgungsbezüge und einer 
entsprechenden Kürzung seines 
Ruhegehaltes. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage unterrichten lassen. Der 
vom Petenten bezifferte Kürzungsbetrag und 
dessen Änderungen in der Höhe sind auf die 
unterschiedlichen Anpassungen in Höhe und 
Zeitpunkt der beiden Versorgungssysteme 
zurückzuführen. Die Versorgungsbezüge sind 
auch unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Rente seitens der kvw-Beamtenversorgung in 
der richtigen Höhe berechnet und festgesetzt. 
Die Anrechnung und Kürzung des 
Ruhegehalts entsprechen den rechtlichen 
Regelungen des LBeamtVG NRW. Das 
Vorgehen der Kommunalen Versorgungs-
kassen Westfalen-Lippe ist nach 
kassenaufsichtlichem Recht nicht zu 
beanstanden. 
 
Der Ausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung – MHKBD) nebst Anlagen. 
 
 

18-P-2025-14830-00 
Grundsteuer 
 
 
Die Petenten wenden sich gegen die 
Festsetzung des Grundsteuerwerts eines 
Grundstücks. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
zugrunde liegende Sachlage unterrichtet und 
die Rechtslage geprüft. Er stellt fest, dass das 
Grundstück eine einheitliche wirtschaftliche 
Einheit bildet, die nach den Vorgaben des 
Bewertungsgesetzes zu bewerten ist. Eine 
abweichende Bewertung einzelner Teilflächen 
ist gesetzlich nicht vorgesehen. 
 
Eine Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter 
tätig zu werden, sieht der Petitionsausschuss 
nicht. 
 
Zur weiteren Information erhalten die Petenten 
eine Kopie der Stellungnahme der 
Landesregierung (Ministerium der Finanzen) 
vom 27.10.2025. 
 
 
18-P-2025-14834-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent im Besitz einer bis zum 
23.05.2026 gültigen Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 25 Abs. 3 AufenthG ist. Dem Anliegen des 
Petenten kann nicht entsprochen werden, da 
die Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 Satz 1 
Alt. 2 AufenthG nicht vorliegen.  
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die Unabhängigkeit der Richterinnen und 
Richter. Der Petitionsausschuss weist insoweit 
darauf hin, dass gerichtliche Entscheidungen 
im Petitionsverfahren nicht überprüft, geändert 
oder aufgehoben werden können.  
 
Der Vortrag des Petenten, dass er mangels 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis keine 
Leistungen des Jobcenters mehr erhalten 
würde und auch nicht arbeiten könne, ist vor 
dem Hintergrund der bis 2026 gültigen 
Aufenthaltserlaubnis nicht nachvollziehbar. Der 
Bitte um Konkretisierung dieses Anliegens ist 
der Petent nicht nachgekommen. Sollte der 
Petent Probleme mit dem Jobcenter haben, 
steht es ihm frei, sich jederzeit erneut an den 
Petitionsausschuss zu wenden.  
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Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14838-00 
Einkommensteuer 
Umsatzsteuer 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt 
unterrichtet und die Rechtslage geprüft. 
 
In Bezug auf den Inhalt und Gang des 
Grundbuchverfahrens nimmt der Petitions-
ausschuss zur Kenntnis, dass im betreffenden 
Grundbuch keine Sicherungseintragung 
zugunsten des Finanzamts erfolgt ist. Die vom 
Petenten beanstandete Eintragung aus dem 
Jahr 2023 betrifft keinen Antrag des 
Finanzamtes. Der Petent hat die Klärung 
zwischenzeitlich selbst veranlasst. 
 
Zu den steuerlichen Verfahren nimmt der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis, dass die 
Steuerfestsetzungen bestandskräftig sind. Die 
bisherige Vollstreckung – einschließlich der 
Pfändungen – entsprach im Wesentlichen den 
gesetzlichen Vorgaben. Soweit Rückstands-
mitteilungen aufgrund technischer Fehler 
zwischenzeitlich unzutreffende Beträge 
auswiesen, ist das Erhebungskonto zwischen-
zeitlich korrigiert worden. 
 
Die Steuerrückstände des Petenten sind seit 
den Jahren 2013 bis 2017 fällig. Die Höhe der 
Säumniszuschläge ist, mit Ausnahme der 
Säumniszuschläge für das Jahr 2014, nicht zu 
beanstanden. Ein Ermessensspielraum 
hinsichtlich der Höhe der entstehenden 
Säumniszuschläge besteht nicht. Für die 
Einkommen- und Umsatzsteuer 2014 ist mit 
Ablauf des 31.12.2021 teilweise 
Zahlungsverjährung eingetreten. Die bis dahin 
entstandenen, nicht verjährten Säumnis-
zuschläge bestehen jedoch fort und sind 
eigenständig zu veranlagen. Das Finanzamt ist 
angewiesen, das Erhebungskonto ent-
sprechend zu korrigieren und einen 
Abrechnungsbescheid über die noch offenen, 
nicht verjährten Säumniszuschläge zu 
erlassen. 
 
Die vom Petenten gerügten Verstöße gegen 
rechtliches Gehör, Datenschutzbestimmungen 

oder das Steuergeheimnis können nicht 
bestätigt werden. 
 
Bezüglich der beantragten Billigkeits-
maßnahmen (Erlass, Stundung, Voll-
streckungsaufschub) sind die Entscheidungen 
des Finanzamts nicht zu beanstanden. Für die 
Säumniszuschläge zu den bereits vollständig 
getilgten Hauptsteuerforderungen der Veran-
lagungszeiträume 2010 und 2011 wird das 
Finanzamt jedoch verpflichtet sein, einen 
hälftigen Erlass zu prüfen. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Ausführungen unter III. der 
Stellungnahme des Ministeriums der Finanzen 
vom 19.11.2025. 
 
Abschließend nimmt der Petitionsausschuss 
Kenntnis vom Gang des Petenten vor das 
Finanzgericht. Beide Verfahren sind 
rechtskräftig abgeschlossen. Anhaltspunkte 
dafür, dass sich der Senat nicht sachlich mit 
dem Vorbringen des Petenten aus-
einandergesetzt hat, sind nicht ersichtlich. Der 
Petitionsausschuss weist zudem darauf hin, 
dass es ihm aufgrund der mit Artikel 97 des 
Grundgesetzes gewährleisteten richterlichen 
Unabhängigkeit nicht möglich ist, gerichtliche 
Entscheidungen zu ändern, zu überprüfen 
oder aufzuheben. 
 
Es besteht insgesamt kein Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Finanzen 
und Ministerium der Justiz) weitere 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14853-00 
Ausländerrecht 
Sozialhilfe 
Meldewesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Da für das Petitionsverfahren keine 
Vollmacht vorgelegt wurde, können der 
Unterstützerin nähere Auskünfte nicht erteilt 
werden.  
 
Aufgrund der gegebenen Sachlage ist 
allerdings davon auszugehen, dass sich das 
Anliegen zwischenzeitlich erledigt hat.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung Maß-
nahmen zu empfehlen.  
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18-P-2025-14857-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent begehrt Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsverfahrens. 
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt.  
 
Zugleich nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass der Petent zwischenzeitlich 
eingebürgert worden ist. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-14862-00 
Ausländerrecht 
Jugendhilfe 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft.  
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein.  
 
Die Vorschriften des Sozialdatenschutzes 
verbieten, dass der Petent bei gemeldeten 
Kindeswohlgefährdungen eine Rückmeldung 
vom Jugendamt der Stadt D. zu den einzelnen 
Fällen erhält.  
 
Aus schulrechtlicher Sicht kann von einer 
pauschalen Vernachlässigung oder 
Misshandlung von Schülerinnen und Schülern 
bei Reisen mit ihren Familien in der Ferienzeit 
in die Ukraine nicht ausgegangen werden.  
 
Im Bereich des Aufenthaltsrechtes existiert 
keine gesetzliche Regelung für eine 
Verhinderung von Reisen in die Ukraine.  
 
Der Petitionsausschuss sieht auch im Übrigen 
keine Veranlassung, der Landesregierung 

(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration und 
Ministerium für Schule und Bildung) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14887-00 
Eisenbahnwesen 
Beförderung von Personen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft, nachdem er sich hierzu von 
der Landesregierung (Ministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Verkehr - MUNV) unterrichten 
lassen hat.  
 
Es ist absehbar, dass mit Inbetriebnahme der 
BEMU-Fahrzeuge (batterieelektrische 
Triebzüge) sowie dem Abschluss der 
Baumaßnahmen eine verbesserte Situation 
hinsichtlich der Umwelt- und 
Lärmbelästigungen möglich ist. Darüber 
hinaus sieht der Petitionsausschuss davon ab, 
der Landesregierung (MUNV) weitere 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Stellungnahme des MUNV vom 
21.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-14908-00 
Strafvollzug 
Polizei 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalte 
unterrichtet. 
 
Er hat zur Kenntnis genommen, dass der 
Petent im Strafhaftbereich der für ihn 
zuständigen Justizvollzugsanstalt Werl 
untergebracht ist und es ihm unbenommen ist, 
den von ihm abgebrochenen Gesprächs-
kontakt zu dem anstaltspsychologischen 
Dienst jederzeit wiederaufzunehmen. 
 
Der Petitionsausschuss hat von Inhalt und 
Gang der bei der Staatsanwaltschaft Münster 
geführten Ermittlungsverfahren sowie von den 
Gründen Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft Münster die Ermittlungs-
verfahren 90 Js 745/21, 90 Js 744/21, 90 Js 
747/21, 90 Js 107/25 und 90 Js 772/25 
eingestellt hat. Er hat ferner zur Kenntnis 
genommen, dass die Ermittlungen in den 
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Ermittlungsverfahren 90 AR 65/25 und 90 Js 
812/25 noch andauern. 
 
Soweit der Petent angibt, mehrfach falsch 
verdächtig worden zu sein, hat der 
Petitionsausschuss zur Kenntnis genommen, 
dass die Staatsanwaltschaft Münster, soweit 
geboten, das Erforderliche veranlasst hat.  
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu prüfen, zu ändern oder 
aufzuheben.  
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Inobhutnahme der Kinder im Jahr 
2016 rechtmäßig erfolgt ist. 
 
Die Überprüfung des mit der Petition 
vorgetragenen Sachverhaltes hat ferner keine 
Anhaltspunkte für Fehlverhalten oder 
Versäumnisse der damit befassten 
polizeilichen Bediensteten ergeben 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz; Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration; Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14909-00 
Strafvollzug 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  
 
 
 
18-P-2025-14916-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin moniert die schleppende 
Bearbeitung ihrer Anzeige bei der zuständigen 
Kreispolizeibehörde sowie das Verhalten 

zweier Polizisten bezüglich der Versagung 
bzw. Verzögerung dringend notwendiger 
ärztlicher Behandlung. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
polizeirechtlichen Thematik befasst und nimmt 
nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die bislang 
getroffenen polizeilichen Maßnahmen und 
Ermittlungen hinreichend und im Rahmen 
geltenden Rechts durchgeführt wurden.  
 
Anwürfe mit strafrechtlich relevantem Inhalt die 
Polizei selbst betreffend wurden stets der 
sachleitenden Staatsanwaltschaft übergeben. 
 
Die Polizei kann und wird abhängig von der 
jeweiligen Situation gefahrenabwehrende und 
strafrechtliche Maßnahmen treffen 
beziehungsweise einleiten. 
 
Der Vorfall, dass die Strafanzeige vom 
14.06.2025 die zuständige Kreispolizeibehörde 
nicht erreicht hat, wurde bereits intern 
aufbereitet und zur Vermeidung künftiger Fälle 
Verbesserungspotentiale eruiert. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14921-00 
Straßenverkehr 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Eingabe der Petentin 
zugrunde liegt, geprüft.  
 
Über die Führung und Lenkung des Verkehrs 
auf Straßen in der Stadt entscheidet allein die 
Stadt als örtlich zuständige Straßen-
verkehrsbehörde. Mit Blick auf die gemäß 
Artikel 28 Grundgesetz und Artikel 78 
Landesverfassung NRW gewährleistete 
kommunale Selbstverwaltung sind weder der 
Petitionsausschuss noch die Landesregierung 
dazu ermächtigt, auf solche Entscheidungen 
der Stadt Einfluss zu nehmen und die 
Anordnung der geforderten Verkehrszeichen 
zu bewirken. 
 
Die Stadt lehnt die geforderte Anordnung 
durchgängiger Haltverbote für alle Fahrzeuge 
auf den Seitenstreifen der in Rede stehenden 
Bundesstraße ab, weil diese insbesondere 
aufgrund der dort eingebauten Leitpfosten für 
den fließenden Radverkehr nicht geeignet 
seien. 
 



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 46. Sitzung am 09.12.2025 87 

Der Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen als zuständige Straßenbaubehörde 
beabsichtigt, den angesprochenen 
Straßenabschnitt grundhaft umzubauen und 
dabei auch einen straßenbegleitenden 
gemeinsamen Geh- und Radweg neu 
herzustellen. Mit dem Umbau soll im Jahr 2028 
begonnen werden. 
 
Wenngleich das Unfallgeschehen im Zuge der 
angesprochenen Strecke erfreulicherweise 
unauffällig ist und in absehbarer Zeit eine 
gesonderte Radverkehrsanlage zur Verfügung 
stehen wird, die eine ungehinderte und 
komfortable Führung des Radverkehrs jenseits 
der Fahrbahn ermöglicht, so ist es 
Radfahrenden nicht zumutbar, bis zur 
Fertigstellung des Geh- und Radwegs auf der 
Fahrbahn der Bundesstraße zwischen dem bis 
zu 100 km/h schnellen Fahrverkehr und 
parkenden Fahrzeugen zu fahren. Dies gilt 
umso mehr, da die Strecke explizit im 
Radverkehrsnetz NRW als fahrradfreundliche 
Verbindungsachse ausgewiesen ist. 
 
Vor diesem Hintergrund empfiehlt der 
Petitionsausschuss der Landesregierung 
(Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr), die Stadt darum zu bitten, die 
Anordnung von durchgängigen Haltverboten 
auf den Seitenstreifen für alle Fahrzeuge 
erneut zu prüfen unter Berücksichtigung der 
Möglichkeit, dass der Radverkehr auch 
zwischen Fahrbahnrand und Leitpfosten 
abgewickelt werden könnte (linksseitige 
Umfahrung der Pfosten). 
 
 
 
18-P-2025-14929-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich über die mangelnde 
telefonische Erreichbarkeit der Ausländer-
behörde der Stadt H. Er bittet darum, deren 
telefonische Erreichbarkeit zu verbessern und 
eine digitale Zugänglichkeit der Aus-
länderbehörde zu schaffen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die Stadt H. 
dem Petenten am 28. und 29. 07.2025 zwei 
Vorsprachetermine bei der Ausländerbehörde 
am 16.12.2025 und 22.12.2025 zugeteilt hat, 

um die erforderlichen Verpflichtungs-
erklärungen für seine Brüder in deren 
Visaverfahren abgeben zu können.  
 
Darüber hinaus nimmt der Petitionsausschuss 
zur Kenntnis, dass die Stadt H. zahlreiche 
Maßnahmen durchführt, um die Arbeit der 
Ausländerbehörde im Sinne der effizienteren 
Kundenorientierung zu verbessern. 
 
Ferner stellte der Petitionsausschuss fest, 
dass im vorliegenden Fall nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen wurde und somit 
auch kein Anlass besteht, kommunal-
aufsichtlich tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14938-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen der Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-14942-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft.  
 
Sofern der Petent weiterhin eine Einreise in 
das Bundesgebiet anstrebt, kann er dies 
ausschließlich im Wege des Visumsverfahrens 
bei der deutschen Auslandsvertretung 
verwirklichen, sofern er die Erteilungs-
voraussetzungen für ein Visum erfüllt.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration und 
Ministerium des Innern) Maßnahmen zu 
empfehlen.  
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18-P-2025-14943-01 
Krankenversicherung 
 
 
Ein Petent bzw. eine Petentin hat im 
Petitionsverfahren Anspruch darauf, dass die 
Petition entgegengenommen, geprüft, und 
beschieden wird. Diese verfassungsmäßigen 
Rechte sind dem Petenten gewährt worden.  
 
Ein Anspruch auf eine bestimmte 
Beschlussfassung oder ein bestimmtes 
Tätigwerden des Parlaments im Sinne des 
Petenten bzw. der Petentin ist nicht 
vorgesehen. 
 
Der Petitionsausschuss hat bereits in der 
Vorgängerpetition darauf hingewiesen, dass 
die Klärung der Anliegen des Petenten in 
Bundeszuständigkeit fallen. Dies gilt auch 
hinsichtlich der Klärung der Frage, inwieweit 
die Vorgänge mit dem Grundgesetz vereinbar 
sind.  
 
Die Petition ist erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-14971-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft und sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) berichten lassen.  
 
Der Petent ist Bewohner einer Zentralen 
Unterbringungseinrichtung des Landes und 
erhält Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Für die 
Überweisung des Taschengeldes auf die 
Bezahlkarte ist die rechtzeitige Unterschrift der 
Bewohnerinnen und Bewohner auf der sog. 
Taschengeldliste erforderlich. Im Falle einer 
Abwesenheit aufgrund der Teilnahme an 
einem Sprachkurs, ist die Vorlage einer 
entsprechenden Kursbescheinigung notwen-
dig. Der Petitionsausschuss nimmt zur 
Kenntnis, dass die in Rede stehende Leistung 
nach Vorlage einer Kursbescheinigung auf die 
Bezahlkarte des Petenten ausgezahlt wurde.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt des Weiteren 
zur Kenntnis, dass die Verlegung des Petenten 
in ein Mehrbettzimmer aus Kapazitätsgründen 
erfolgte. Eine Verlegung in eine andere 
Einrichtung hat nicht stattgefunden.  
 

Weitere Beschwerden dieser Art, die auf ein 
strukturelles Problem der Einrichtung 
hindeuten würden, liegen der Bezirksregierung 
Detmold derzeit nicht vor. 
  
Der Petitionsausschuss sieht keine weitere 
Veranlassung, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-14973-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und 
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Klassenfahrtbegleitungen gefördert. Ein 
Einzelfallmanagement und eine Beratungs-
aufgabe für sämtliche Angelegenheiten rund 
um das Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 

ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten Wieder-
einsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
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Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen aus Landesmitteln 
nur nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt 
diesem Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 
und 2 Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-14980-00 
Wohnungswesen 
Wohnungsbauförderung 
Zivilrecht 
 
 
Die Petentin hat sich mit einem Hilferuf an den 
Petitionsausschuss gewandt. Die Miet-
wohnung wurde ihr und ihrer Familie nach der 
im Bürgerlichen Gesetzbuch festgelegten Frist 
gekündigt. Sie benötigt für den Kauf eines 
Hauses finanzielle Hilfe. Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage, die der Petition zugrunde liegt, 
geprüft.  
 
Erst aufgrund der Petition hat die Stadt 
Kenntnis von der Wohnungssuche der 
Petentin erlangt. Folglich konnte die Stadt der 
Petentin vorher keine Hilfestellung bieten. Im 
Juli 2025 hat die Stadt die Petentin darüber 
informiert, dass für den Bezug einer öffentlich 
geförderten Wohnung grundsätzlich die 
Stellung eines entsprechenden Antrags 
erforderlich sei. Hierbei wurde die Petentin 
über das Antragsverfahren für einen 
Wohnberechtigungsschein, die Registrierung 
als wohnungssuchend und die 
Wohnungsvermittlungsmöglichkeiten durch 
das Amt für Wohnungswesen informiert.  
 
Darüber hinaus kommt es bei der 
Immobiliensuche auf die Eigeninitiative der 
wohnungssuchenden Haushalte an. 
Zusätzliche Unterstützung und Beratung 
leisten gerne das Amt für Wohnungswesen der 
Stadt sowie die NRW.BANK als landeseigene 
Förderbank. 
 
Da weder ein rechtswidriges oder 
unangemessenes Handeln durch eine 
Behörde vorliegt, sieht der Petitionsausschuss 
davon ab, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) weitere Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Bei Beanstandungen hinsichtlich der 
Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und der Förderprogramme der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau empfiehlt der 
Petitionsausschuss der Petentin aufgrund von 
Bundeszuständigkeit, sich an den 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestags zu wenden. 
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18-P-2025-14992-00 
Ausländerrecht 
Gesundheitswesen 
 
 
Die Petentinnen und Petenten begehren eine 
Verschlankung bzw. Vereinfachung der 
bürokratischen Hürden im Hinblick auf die 
Rekrutierung bzw. die Einstellung aus-
ländischer Fachkräfte oder Auszubildender zur 
langfristigen Sicherung der adäquaten 
Versorgung pflegebedürftiger Menschen. Der 
Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage von der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration – 
MKJFGFI - und Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales - MAGS) berichten 
lassen.  
 
Die Landesregierung hat den 
Petitionsausschuss über die vorhandenen 
Beratungsstrukturen für Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber sowie für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer informiert.  
 
Es wird zunächst darauf hingewiesen, dass die 
rechtlichen Rahmenbedingungen zur Einreise 
und zum Aufenthalt ausländischer Fachkräfte 
und Auszubildender im Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) geregelt sind. Beim Auf-
enthaltsgesetz handelt es sich um ein 
Bundesgesetz, welches durch die Länder als 
eigene Angelegenheit ausgeführt wird. Als 
Reaktion auf den bestehenden Fach-
kräftemangel trat am 01.03.2020 das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz und im Jahre 
2024 auch das Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Fachkräfteeinwanderung in Kraft. Mit 
diesen wurden zahlreiche Vereinfachungen zur 
Erwerbsmigration geschaffen. Unter anderem 
wurde 2020 das sogenannte beschleunigte 
Fachkräfteverfahren nach § 81a AufenthG 
eingeführt. Dieses sieht vor, dass Arbeitgeber 
in Vollmacht des Ausländers bei der 
zuständigen Ausländerbehörde als für das 
Verfahren zentrale Stelle die Einreise der im 
Ausland befindlichen Arbeitskraft beantragen 
können. Hierbei bietet sich für den Arbeitgeber 
eine zentrale Zuständigkeit der 
Ausländerbehörde in allen Fragen, die 
während des Einreiseprozesses auftauchen. 
Dies beinhaltet unter anderem die Beratung 
des Arbeitgebers im Verfahren, die Einleitung 
des Feststellungsverfahrens zur Gleich-
wertigkeit der im Ausland erworbenen 
Berufsqualifikationen, soweit dies erforderlich 
ist, die Weitergabe der Information über die 
bevorstehende Visumbeantragung durch die 
Arbeitskraft sowie die Ausstellung einer 

Vorabzustimmung am Ende des erfolgreich 
durchlaufenen Prozesses.  
 
In Nordrhein-Westfalen wurde zu diesem 
Zweck die Zentralstelle Fachkräfte-
einwanderung Nordrhein-Westfalen (ZFE 
NRW) gegründet. Die ZFE NRW nimmt als 
zentrale Ausländerbehörde sämtliche 
Aufgaben wahr, die im Zusammenhang mit der 
Erwerbsmigration ausländischer Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen, Berufsauszubildenden 
sowie deren im zeitlichen Zusammenhang 
einreisenden Familienangehörigen auftreten. 
Für Arbeitgeber ergibt sich der Vorteil, einen 
einzigen zentralen Ansprechpartner zu haben, 
der von der Beratung bis zur 
Vorabzustimmung im Visumverfahren den 
gesamten Prozess abbildet. Seit dem 
01.09.2025 haben Arbeitgeber mittels der 
Online-Antragsstrecke zudem die Möglichkeit, 
den gesamten Prozess des beschleunigten 
Fachkräfteverfahrens online über die 
Internetseite der ZFE NRW abzuwickeln.  
 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass 
inzwischen Regelungen im Aufenthaltsgesetz 
vorgesehen sind, die insbesondere Pflege-
hilfskräften eine Beschäftigung in Deutschland 
ermöglichen (§ 22a BeschV) und auch die 
Anerkennung von bereits bestehenden 
Berufsausbildungen erleichtern sollen (§ 16d 
Abs. 3 AufenthG).  
 
Neben der Ausbildung von Fachkräften und 
der Fachkräftebindung ist die 
Berufsanerkennung ausländischer Fachkräfte 
eine zentrale Säule der Fachkräftesicherung in 
Nordrhein-Westfalen. Notwendig sind hier 
schnelle und transparente Verfahren. Die 
Zuständigkeit für diese Verfahren in den 
Gesundheitsberufen ist bei der Zentralen 
Anerkennungsstelle für Gesundheitsberufe 
(ZAG) zentralisiert.  
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Anzahl der bei der ZAG eingereichten 
Anträge seit Jahren ansteigt. Schon heute 
leisten ausländische Fachkräfte landesweit 
einen wichtigen Beitrag in der pflegerischen 
Versorgung und ihre Bedeutung wird 
voraussichtlich noch weiter zunehmen.  Der 
Petitionsausschuss nimmt überdies zur 
Kenntnis, welche Maßnahmen seitens der 
Landesregierung unternommen wurden und 
werden, um diese Verfahren digital zu 
unterstützen.   
 
Um Unternehmen bei der Erschließung von 
ausländischem Fachkräftepotential zu 
unterstützen, fördert das MAGS im Rahmen 
seiner „Fachkräfteoffensive NRW“ die NRW 
Fachkräfteagentur International (FAI NRW). 
Hier wurde ein landesweites Beratungs- und 
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Unterstützungsangebot für NRW-Arbeitgeber 
zur Personalgewinnung im Ausland und zur 
Etablierung einer Willkommenskultur in 
Betrieben und Gesellschaft in NRW 
geschaffen. Die FAI NRW unterstützt dabei, 
die bürokratischen Hürden zu bewältigen und 
dient zusätzlich als Seismograf für die 
Herausforderungen der verschiedenen 
Regionen NRWs. Ein besonderer Fokus wird 
hierbei auf die Herausforderung bei der 
Integration der Fachkräfte und deren Familien 
gelegt. Wichtig ist, dass die FAI NRW keine 
Rekrutierung oder Matchingprozesse für 
Arbeitgeber übernimmt. Dies ist ureigene 
Aufgabe der Unternehmen und liegt in ihrer 
Verantwortung.  
 
Die Bindung ausländischer Fachkräfte ist 
abhängig von der Bewältigung behördlicher 
Vorgaben und der ganzheitlichen Integration in 
das Leben in Deutschland bzw. dem Ort, an 
dem sie hier leben. Das Kommunale 
Integrationsmanagement ist flächendeckend in 
Nordrhein-Westfalen eingerichtet und berät 
und begleitet zusammen mit seiner Initiative 
NRW.integrativ bei Bedarf Menschen zu allen 
Fragen ihrer individuellen Integration – von der 
Vertiefung von Sprachkenntnissen über 
Familienthemen bis zur Einbürgerung.  
 
Schließlich wird darauf hingewiesen, dass der 
Bundestag über die Einführung einer 
bundeseinheitlichen Pflegefachassistenz-
ausbildung berät, die unter anderem auch die 
Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
umfasst. Hier soll eine einheitliche Regelung 
mit Kenntnisprüfung oder ein 
Anpassungslehrgang erfolgen, wodurch eine 
umfassende Gleichwertigkeitsprüfung ersetzt 
werden würde.  
 
Der Petitionsausschuss sieht gegenwärtig 
keine Veranlassung, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15031-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 

Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Jugendämter der Städte Köln und 
Hürth stets im Interesse des Kindeswohls 
gehandelt haben. Die Kritik an mangelnder 
Unterstützung oder Dokumentation ist vor dem 
Hintergrund der umfangreichen Aktenlage und 
der geleisteten Hilfen nicht gerechtfertigt. Die 
dokumentierten Lücken (z. B. ausgefallene 
Hilfeplangespräche) sind auf organisatorische 
Gründe (Personalwechsel, Krankheit) 
zurückzuführen und hatten keine nachteiligen 
Folgen für den Petenten. 
 
Die Pflegeeltern als zentrale Ressource sind 
durch Supervision, erhöhte Pflegegelder und 
Entlastungsangebote unterstützt worden. Die 
Einstellung der Hilfe mit 21 Jahren ist fachlich 
vertretbar, da der Petent trotz aller 
Unterstützungsangebote keine hinreichende 
Eigenverantwortung entwickelt hat. Dagegen 
hat der Petent am 21.12.2023 Klage vor dem 
Verwaltungsgericht Köln eingereicht, der 
Ausgang des Klageverfahrens bleibt 
abzuwarten. 
 
Der Petent erhält je eine Kopie des Berichts 
des Jugendamtes Hürth und der Stadt Köln. 
 
 
 
18-P-2025-15033-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petentin begehrt ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet. Der Petitionsausschuss hat die 
der Petition zugrunde liegende Sach- und 
Rechtslage geprüft und sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) berichten lassen.  
 
Der Petitionsausschuss hat sich insbesondere 
über den aufenthaltsrechtlichen Verlauf 
unterrichtet. Soweit die Ausländerbehörde 
beabsichtigt hat, Aufenthaltserlaubnisse zum 
Zwecke der Beschäftigung nach § 19c Abs. 1 
bzw. § 18b AufenthG abzulehnen, entsprach 
dies der Rechtslage, da die Bundesagentur für 
Arbeit (BA) ihre Zustimmung zur Aufnahme der 
Beschäftigung verweigert hat. Entscheidungen 
der BA können im Petitionsverfahren des 
Landtags Nordrhein-Westfalen nicht überprüft 
werden. Insoweit steht es der Petentin frei, 
sich an den Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages zu wenden.  
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Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petentin zwischenzeitlich eine 
Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
Sprachkurs (Intensivsprachkurs) nach § 16f 
AufenthG erteilt wurde. Eine Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis ist nicht möglich. Sofern 
die Petentin beabsichtigt, über die aktuelle 
Gültigkeitsdauer hinaus im Bundesgebiet zu 
bleiben, muss sie rechtzeitig unter Vorlage der 
erforderlichen Antragsunterlagen einen Antrag 
auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
stellen.  
 
Im Petitionsverfahren konnte darüber hinaus 
nicht festgestellt werden, dass die Petentin die 
Voraussetzungen für ein unbefristetes 
Aufenthaltsrecht bzw. eine Einbürgerung 
erfüllt.  
 
Zudem besteht keine Anspruchsgrundlage für 
die begehrte Erstattung der geltend 
gemachten Anwaltskosten.  
 
Der Petitionsausschuss sieht nach Prüfung 
des Anliegens keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration) Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-15036-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die der Petition 
zugrunde liegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von den Gründen Kenntnis genommen, 
aus denen die Staatsanwaltschaft Essen die 
Aufnahme von Ermittlungen abgelehnt hat und 
die hiergegen gerichtete Beschwerde des 
Petenten ohne Erfolg geblieben ist. 
 
Er hat ferner von dem Inhalt und Gang des bei 
der Staatsanwaltschaft Essen geführten 
Ermittlungsverfahrens sowie von den Gründen 
Kenntnis genommen, aus denen die 
Staatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren 
gemäß § 153 Abs. 1 StPO eingestellt hat und 
die hiergegen gerichtete Beschwerde ohne 
Erfolg geblieben ist. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, richterliche 

Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
18-P-2025-15037-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft.  
 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
hat die Asylanträge der Familie abgelehnt.  
Die Familie ist damit vollziehbar 
ausreisepflichtig.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent und sein Stiefvater eine 
Ausbildung absolvieren. Für den Petenten hat 
die Ausländerbehörde die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 16g AufenthG zur 
Durchführung einer Berufsausbildung in 
Aussicht gestellt. Für die Mutter des Petenten 
kommt grundsätzlich die Erteilung einer 
Duldung aus familiären Gründen in Betracht. 
Zudem ist beabsichtigt, dem Stiefvater des 
Petenten eine Ausbildungsduldung zu erteilen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Ausländerbehörde keine 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen für die 
Familie beabsichtigt. Vielmehr prüft sie alle 
Möglichkeiten zur Legalisierung des 
Aufenthalts. Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung um einen Nachbericht 
hinsichtlich des Prüfungsergebnisses.  
 
Den Petenten wird nahegelegt, eng mit der 
Ausländerbehörde zusammenzuarbeiten, 
notwendige Dokumente vorzulegen und ihrer 
Passpflicht nachzukommen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
18-P-2025-15127-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
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Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. Ein 
Einzelfallmanagement und eine Beratungs-
aufgabe für sämtliche Angelegenheiten rund 
um das Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 

Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken an-
nehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten Wiederein-
setzung der Koordinierungsstelle: Finanzielle 
Steuerung der Landesmittel durch die 
Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
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die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 

konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der Zuwendungs-
empfänger im Verwendungsnachweis 
schriftlich zu bestätigen, dass keine andere 
Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt.  
 
 
 
18-P-2025-15183-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent beanstandet, dass sein 
Einkommensteuererstattungsanspruch für das 
Jahr 2024 nicht auf sein Konto ausgezahlt, 
sondern mit bestehenden Unterhalts-
rückständen verrechnet wurde. 
 
Der Petitionsausschuss hat die zugrunde 
liegende Sach- und Rechtslage geprüft. Er 
stellt fest, dass die Aufrechnung des 
Einkommensteuererstattungsanspruchs des 
Jahres 2024 mit den bestehenden 
Unterhaltsrückständen rechtmäßig war. Eine 
vorherige Anhörung des Petenten war nicht 
erforderlich, da die Aufrechnung keine 
Maßnahme im Sinne eines Verwaltungsakts 
darstellt. Ein Antrag auf Ratenzahlung lag nicht 
vor. Die Unterhaltsforderungen waren damit 
fällig. 
 
Zur weiteren Information erhält der Petent eine 
Kopie der Ausführungen unter III. der 
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Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) vom 21.11.2025. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
 
 
18-P-2025-15193-00 
Jugendhilfe 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegenden Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration und Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Das Jugendamt des Hochsauerlandkreises hat 
den Petenten mehrfach auf die Konsequenzen 
seines Handelns hingewiesen. Der Petent hat 
trotz umfassender Aufklärung eine 
eigenverantwortliche, wenn auch riskante, 
Entscheidung getroffen. Die spätere erneute 
Hilfegewährung beweist, dass das Jugendamt 
des Hochsauerlandkreises jederzeit 
unterstützungsbereit gewesen ist. 
 
Der Petitionsausschuss hat zur Kenntnis 
genommen, dass die AOK Nord-West den 
Petenten in der Zeit vom 23.12.2024 bis 
12.07.2025 zur Pflegeversicherung bei der 
AOK NordWest gemeldet hatte und der 
Krankenversicherungsschutz über das 
Jugendamt des Hochsauerlandkreises 
sichergestellt war. 
 
 
 
18-P-2025-15214-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Feuerschutzwesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 

 
Der Petent begehrt die Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Teilnahme der 
Feuerwehrkräfte an Ausschusssitzungen des 
Rates der Stadt B. Außerdem beanstandet er 
Verfahrensmängel in der Bearbeitung seiner 
bisher eingelegten Beschwerden. Er möchte 
auch die Rechtmäßigkeit seiner Beurlaubung 
prüfen lassen. Darüber ist er der Ansicht, dass 
die Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
gegen den Leiter und die Vertrauensperson 
der Feuerwehr B. sowie die 
disziplinarvorgesetzten Stellen hätte erfolgen 
müssen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Thematik befasst und nimmt nach erfolgter 
Prüfung der ministeriellen Stellungnahme zur 
Kenntnis, dass der Petitionsausschuss keine 
Möglichkeit sieht, im Sinne der Eingabe der 
Landesregierung (Ministerium des Innern und 
Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
 
 
18-P-2025-15220-00 
Hochschulen 
 
 
Die Petentin wendet sich gegen zwei 
Gebührenbescheide der FernUniversität 
Hagen. Der Petitionsausschuss hat sich über 
den mit der Petition vorgetragenen 
Sachverhalt und die Rechtslage unterrichtet. 
Er sieht nach Prüfung der Angelegenheit keine 
Möglichkeit, im Sinne der Petition weiter tätig 
zu werden. 
 
Die Petentin erhält zur weiteren Information 
eine Kopie der Stellungnahme des 
Ministeriums für Kultur und Wissenschaft.  
 
 
 
18-P-2025-15221-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petenten beschweren sich über die Dauer 
der Bearbeitung Ihrer Anträge auf 
Einbürgerung durch die Einbürgerungsbehörde 
der Stadt K. Ebenso beschweren sie sich über 
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fehlende Rückmeldungen und bitten um 
Unterstützung im laufenden Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass das 
Hauptanliegen der Petenten in absehbarer Zeit 
erfüllt werden kann. Die erforderliche 
Identitätsprüfung hat am 20. November 2025 
stattgefunden.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sich die Verzögerung der 
Antragsbearbeitung auch durch den Umzug 
der Petenten von K. nach K. ergibt. 
 
Ferner stellte der Petitionsausschuss fest, 
dass die Behörden im vorliegenden Fall nicht 
gegen geltendes Recht verstoßen haben und 
somit auch kein Anlass besteht, 
kommunalaufsichtlich tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15239-00 
Arbeitsförderung 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Ausführungen 
der Petentin zur Kenntnis genommen und den 
Sachverhalt und die Rechtslage geprüft. 
 
Gemäß § 40 Abs.1 Satz 2 Nr. 2 Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) i. V. m. § 44 
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) gilt 
für Überprüfungsanträge die Jahresfrist. 
Demnach ist eine Überprüfung der 
Nachzahlung längstens ab Januar des 
Vorjahres vorzunehmen, das dem Jahr, in dem 
der Überprüfungsantrag gestellt wurde, 
vorausging.  
Am 29.07.2025 begehrte die Petentin die 
Nachzahlung der vorgestreckten Differenz in 
Höhe von 100 € monatlich seit Juni 2023 zu 
den Unterkunftskosten. Damit ist längstens der 
Zeitraum ab Januar 2024 von der Überprüfung 
betroffen. Bescheide aus dem Jahr 2023 
liegen außerhalb des zulässigen Zeitraums. 
 
Die Überprüfung einer Nachzahlung ab Januar 
2024 konnte bisher wegen fehlender 
Nachweise nicht erfolgen. Die Petentin wurde 
diesbezüglich mehrfach erinnert. Insbesondere 
fehlen Kontoauszüge oder Quittungen, die 

belegen, dass die Petentin laufend 400 € 
monatlich gezahlt hat. 
 
Die Vorgehensweise und die Entscheidung 
des Jobcenters sind rechtlich nicht zu 
beanstanden. 
 
Der Petentin kann lediglich empfohlen werden, 
die erforderlichen Nachweise zeitnah 
einzureichen. 
 
Hinsichtlich der Beschwerde der Petentin über 
das Amtsgericht ist festzustellen, dass eine 
Entscheidung des Amtsgerichts darüber, ob es 
der Beschwerde der Petentin abhelfen und die 
Betreuung erneut einrichten wird, derzeit noch 
aussteht und nach Eingang des 
Sachverständigengutachtens erfolgen wird. 
Der Ausgang des Verfahrens bleibt 
abzuwarten. 
 
Im Übrigen ist es dem Petitionsausschuss 
wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit verwehrt, 
gerichtliche Entscheidungen zu überprüfen, 
abzuändern oder aufzuheben. Aus dem 
gleichen Grund ist es ihm verwehrt, Einfluss 
auf gerichtliche Entscheidungen zu nehmen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales; Ministerium 
für Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 
Gleichwohl bittet er um Mitteilung über die 
Entscheidung in Bezug auf den 
Überprüfungsantrag sowie über den Ausgang 
des Verfahrens vor dem Amtsgericht. 
 
 
 
18-P-2025-15250-00 
Lehrerausbildung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft und sich hierzu von der 
Landesregierung (Ministerium für Schule und 
Bildung - MSB) berichten lassen.  
 
Soweit der Petent eine 
„Ausnahmegenehmigung“ begehrt, gibt es 
hierfür keine Rechtsgrundlage. Der Petent hat 
die Möglichkeit, einen Masterabschluss 
berufsbegleitend zu erwerben.  
 
Darüber hinaus könnte der Petent zur 
Pädagogischen Einführung an Schulen der 
Sekundarstufe I zugelassen werden. Ein 
Einsatz in Schulformen der Sekundarstufe I ist 
möglich. Der Petitionsausschuss nimmt in 
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diesem Zusammenhang zur Kenntnis, dass 
das MSB die zuständige Bezirksregierung 
auffordert, dem Petenten den Zugang zur 
„Pädagogischen Einführung“ für Schulformen 
der Sekundarstufe I zu ermöglichen, sollte der 
Petent diesen Weg weiterverfolgen und sich 
erfolgreich an einer Schule bewerben.  
 
Darüber hinaus bestünde ebenfalls die Option, 
einen Antrag auf Übernahme in ein 
unbefristetes Beschäftigungsverhältnis zu 
stellen.  
 
Im Übrigen sieht der Petitionsausschuss keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des MSB vom 
05.11.2025.  
 
 
 
18-P-2025-15254-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent ist der Auffassung, dass der Stadt 
Uerdingen im Jahr 1940 die Stadtrechte ohne 
demokratische Beteiligung entzogen worden 
seien, und bittet um offizielle Rückgabe der 
historischen Stadtrechte der ehemals 
selbstständigen Stadt Uerdingen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und die 
ministerielle Stellungnahme einer Prüfung 
unterzogen. 
 
In den Jahren von 1967 bis 1975 hat in 
Nordrhein-Westfalen eine kommunale 
Gebietsreform in zwei Stufen stattgefunden. 
Die erste Stufe hatte die Neuordnung der 
Gemeinden des ländlichen Raums zum 
Gegenstand, die zweite hatte die 
Neugliederung der Städte und Gemeinden in 
den Ballungszonen und die Reform der Kreise 
zum Inhalt. Ziel war insbesondere die Stärkung 
der Verwaltungskraft der Kreise und 
Gemeinden, indem größere Einheiten 
geschaffen wurden. 
 
Im Zuge dieser Reform gab es 
Gebietszuschläge und ansonsten wurde das 
Gebiet der kreisfreien Stadt Krefeld mit dem 
Stadtteil Uerdingen nicht verändert und somit 
in den bestehenden Grenzen bestätigt. 
Rechtsmittel dagegen gab es keine. 

 
In dieser Zeit wurde mit Änderung der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 29.10.1974 auch 
für die kreisfreien Städte die Pflicht zur Bildung 
von Bezirken auf ihrem gesamten Stadtgebiet 
eingeführt (§ 13 Absatz 1 GO NRW). Der neu 
eingefügte 13a GO NRW bestimmt, dass in 
den Bezirken eine Bezirksvertretung zu wählen 
ist. Uerdingen ist ein Bezirk der kreisfreien 
Stadt Krefeld und kann über die 
Bezirksvertretung an den Belangen des 
Bezirks mitwirken. 
 
Nach der derzeit geltenden Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), 
Bekanntmachung der Neufassung vom 
14.07.1994, führt eine Gemeinde, sobald sie 
als Mittlere kreisangehörige Stadt zusätzliche 
Aufgaben wahrzunehmen hat, die 
Bezeichnung ,,Stadt" (§ 13 Absatz 2 GO 
NRW). Gemäß § 4 Absatz 2 ist eine 
kreisangehörige Gemeinde auf eigenen Antrag 
zur Mittleren kreisangehörigen Stadt zu 
bestimmen, wenn ihre maßgebliche 
Einwohnerzahl an drei aufeinanderfolgenden 
Stichtagen mehr als 20.000 Einwohner beträgt. 
 
Uerdingen ist ein Stadtteil der kreisfreien Stadt 
Krefeld und folglich nicht antragsberechtigt. 
Darüber hinaus fehlt es Uerdingen, allein 
betrachtet, mit ca. 18.500 Einwohnern an der 
notwendigen Einwohnerzahl zur 
Antragstellung. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15279-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 
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1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein 
Einzelfallmanagement und eine Beratungs-
aufgabe für sämtliche Angelegenheiten rund 
um das Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 

entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten Wiederein-
setzung der Koordinierungsstelle: Finanzielle 
Steuerung der Landesmittel durch die 
Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
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Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der 
Zuwendungsempfänger gedeckt werden, auch 
der des Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 

begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der Zuwendungs-
empfänger im Verwendungsnachweis 
schriftlich zu bestätigen, dass keine andere 
Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt.  
 
 
 
18-P-2025-15281-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
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der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 

der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
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haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 

Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt.  
 
 
 
18-P-2025-15282-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
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begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 

ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
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Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt..  
 
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15284-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
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die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 

Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
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gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15285-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  

 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
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Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 

Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
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begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15286-00 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Er hat von Inhalt und Gang des bei der 
Staatsanwaltschaft Kleve geführten Verfahrens 
108 Js 423/25 sowie von den Gründen 
Kenntnis genommen, die einem Abschluss der 
Ermittlungen bisher entgegenstanden. 
 
Ferner hat sich der Petitionsausschuss 
darüber informiert, dass der Petent über 
seinen Verfahrensbevollmächtigten Kenntnis 
von dem Stand der Ermittlungen erlangt hat, 
und aus welchen Gründen die 
Ermittlungsbehörden von der Veröffentlichung 
einer Pressemitteilung zu dem Vorfall 
abgesehen haben. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern und Ministerium der 
Justiz) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15287-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
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die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 

Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
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gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15288-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 

Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
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Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 

der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
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Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15311-00 
Corona-/Covid-19-Pandemie 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich ausführlich mit 
Ihrem Anliegen beschäftigt, das die 
Gewährung der Neustarthilfe sowie die 
Erstattung von Mahngebühren betrifft. 
 
Nach Prüfung der der Petition zugrunde 
liegenden Sach- und Rechtslage kommt der 
Petitionsausschuss zu der Einschätzung, dass 
eine erneute Prüfung im Fall der Petentin 
sachgerecht ist. Die Petentin soll die 
Möglichkeit erhalten, die erforderlichen 
Nachweise einzureichen, damit der Antrag auf 
Neustarthilfe noch einmal vollständig geprüft 
und ein neuer Bescheid erteilt werden kann. 
 
Eine Erstattung der bereits entstandenen 
Mahngebühren wird nach der aktuellen 
Bewertung nicht für angezeigt gehalten, da der 
Rückforderungsbescheid ordnungsgemäß 
über das ELSTER-Portal zugestellt wurde. 
 
Zur weiteren Information erhält die Petentin 
eine Kopie der Stellungnahme der 
Landesregierung (Ministerium für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie – MWIKE) 
vom 03.11.2025. 
 

Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
dem MWIKE weitere Maßnahmen im Sinne der 
Petition zu empfehlen. Gleichwohl wird das 
MWIKE gebeten, über den Ausgang des 
Verfahrens zu berichten. 
 
 
 
18-P-2025-15314-00 
Ziviler Bevölkerungsschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent bezieht sich in seiner Petition auf 
eine Kampfmittelräumung in S. Nach seiner 
Einschätzung hätte die Kurzfristigkeit bei der 
Evakuierung im Zusammenhang mit der 
Maßnahme vermieden werden können, wenn 
die beteiligten Stellen Augenzeugenberichten 
der Anwohner zu den während des Krieges an 
die Stelle abgeworfenen Bomben 
nachgegangen wären. Er bittet darum, dass 
das Land NRW seine Kriterien für die Pflicht 
zur Sondierung nach Kampfmitteln 
dahingehend ausweitet, bei zuverlässigen 
Augenzeugenberichten verpflichtend eine 
Sondierung zu veranlassen. Im vorliegenden 
Fall hätte sich hierdurch seiner Ansicht nach 
die Möglichkeit ergeben, eine geplante 
Evakuierung mit längerer Vorlaufzeit 
durchzuführen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht nach erfolgter 
Prüfung der ministeriellen Stellungnahme 
keine Möglichkeit, der Landesregierung 
(Ministerium des Innern) im Sinne der Eingabe 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
 
 
18-P-2025-15323-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er hat von den Gründen Kenntnis genommen, 
die zur Ablehnung der Aufnahme von 
Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft 
Köln in den Verfahren 591 UJs 3047/24 und 83 
UJs 145/24 und zur Zurückweisung der von 
dem Petenten angebrachten Beschwerden 
geführt haben. 
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Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15324-00 
Jugendhilfe 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich zum Anliegen 
des Petenten von der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration – 
MKJFGFI -; Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales – MAGS -; Ministerium für Schule 
und Bildung - MSB) berichten lassen. Einen 
Anlass für Maßnahmen sieht er derzeit nicht. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass es in NRW insbesondere im schulischen 
Kontext bereits eine große Bandbreite an 
Beratungs- und Unterstützungsmöglichkeiten 
für Familien mit Kindern mit chronischen 
Erkrankungen wie Diabetes mellitus Typ 1 gibt. 
 
Die Möglichkeit, beim MAGS initiativ Anträge 
auf Förderung von Projekten oder Maßnahmen 
im Bereich der Selbsthilfe/Inklusion zu stellen, 
ist bereits jetzt auch Einzelpersonen möglich. 
Um Leistungserbringer der Eingliederungshilfe 
zu werden, ist eine Anerkennung als Anbieter 
Voraussetzung. Eine regionale Zulassung ist 
nach Einreichung eines Konzeptes bei dem 
regional zuständigen Landschaftsverband 
möglich. 
 
Das MKJFGFI fördert die Personalkosten der 
Familienberatungsstellen für Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe sowie nach § 75 SGB 
VIII anerkannte freie Träger der Jugendhilfe. 
Eine Förderung privater Anbieter ist hier nicht 
vorgesehen. Ein vom MKJFGFI in Auftrag 
gegebenes Rechtsgutachten zeigt, dass 
dennoch gesetzgeberischer Handlungsbedarf 
besteht, um Familien mit Kindern mit 
Beeinträchtigungen besser zu unterstützen. 
Zwar gibt es gemäß SGB VIII einen rechtlichen 
Anspruch auf Hilfen zur Erziehung in dieser 
Lebenslage, jedoch führt die unklare 
Zuständigkeit zwischen SGB VIII und SGB IX 
zu einer inkonsistenten Praxis. Hier ist der 
Bundesgesetzgeber gefordert, diese 
Inkohärenzen mit der angekündigten Reform 
des SGB VIII zu einer inklusiven Kinder- und 
Jugendhilfe zu schließen und den Anspruch 
auf Hilfen zur Erziehung für diese Familien zu 
verbessern. 

 
Der Petent erhält zudem eine Kopie der 
Stellungnahme der Landesregierung. 
 
Der Petitionsausschuss dankt dem Petenten 
für sein Engagement für chronisch kranke 
Kinder und ihre Familien. 
 
 
 
18-P-2025-15330-00 
Recht der Tarifbeschäftigten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Bei dem Gesetz 
über den Rettungsdienst sowie die 
Notfallrettung und den Krankentransport durch 
Unternehmer (Rettungsgesetz NRW) ist eine 
notwendige Novellierung bereits angestoßen 
worden, um das System der Notfallrettung 
durch durchlässigere Strukturen langfristig 
verlässlich und attraktiv zu gestalten. 
Hinsichtlich der bundesrechtlichen Arbeits-
zeitregelungen wird sich die Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) im Rahmen ihrer Möglichkeiten (etwa 
im Bundesrat) auch für eine entsprechende 
Änderungen des Arbeitszeitgesetzes ein-
setzen. Ob eine solche gesetzliche Änderung 
im Arbeitszeitgesetz erfolgt, bleibt jedoch dem 
parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren 
auf Bundesebene vorbehalten. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
 
 
 
18-P-2025-15334-00 
Grundsicherung 
 
 
Der Petent wendet sich gegen die 
ausbleibenden Zahlungen der Kosten der 
Unterkunft durch den Träger der Sozialhilfe. Er 
befürchtet den Verlust seiner Wohnung. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
zugrunde liegende Sachlage unterrichtet und 
die Rechtslage geprüft. Er stellt fest, dass die 
gesetzlichen Vorgaben bei der 
Leistungsgewährung und -auszahlung 
eingehalten wurden und das Vorgehen des 
Trägers nicht zu beanstanden ist. 
 
Das Verfahren zur möglichen Übernahme der 
Mietrückstände befindet sich weiterhin in 
Bearbeitung und bleibt abzuwarten. 
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Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales) 
Maßnahmen im Sinne der Petition zu 
empfehlen, besteht nicht. 
 
 
 
18-P-2025-15342-00 
Sozialhilfe 
Datenschutz 
 
 
Der Petent äußert Bedenken hinsichtlich des 
Umgangs mit sensiblen personenbezogenen 
Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit von 
Wohnprojekten für Menschen mit psychischen 
Erkrankungen und Behinderungen und bittet 
um Maßnahmen zur Wahrung seines 
Datenschutzes. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass die 
Angelegenheit bereits mehrfach geprüft wurde 
und dabei keine datenschutzrechtlichen 
Verstöße festgestellt wurden. Die zuständigen 
Stellen haben erklärt, dass der Schutz 
personenbezogener Daten im Mittelpunkt ihrer 
Arbeit steht. Die getroffenen Maßnahmen 
stehen dabei im Einklang mit den geltenden 
datenschutzrechtlichen Vorgaben. 
 
Gleichwohl begrüßt der Petitionsausschuss die 
Bemühungen der Beteiligten um eine offene 
Kommunikation und die Bereitschaft des LWL, 
auf das Anliegen des Petenten einzugehen. Er 
regt an, dass dieser respektvolle und 
konstruktive Austausch fortgesetzt wird, um 
eine einvernehmliche Lösung zu erreichen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) weitergehende 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15344-00 
Jugendhilfe 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die der 
Petition zugrundeliegende Sach- und 
Rechtslage unterrichtet und sieht keinen 
Anlass, der Landesregierung (Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 
und Integration) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Vorwurf des Petenten, dass das 
Jugendamt der Stadt Herne auf seine 
Kontaktversuche nicht reagiert hat, kann nur 
zum Teil bestätigt werden. Der Petitions-
ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass das 

Jugendamt verpflichtet ist, einen bestehenden 
Umgangsbeschluss des Familiengerichts zu 
berücksichtigen. Um Kenntnis von solchen 
Beschlüssen zu erlangen, ist das Jugendamt 
auf die Mitwirkung der Elternteile angewiesen. 
 
Aktuell werden begleitete Umgänge durch 
einen Träger in die Wege geleitet. 
 
Die örtlich zuständigen Jugendämter treffen 
ihre Entscheidungen im Rahmen der 
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen 
Selbstverwaltung ausschließlich in eigener 
Verantwortung, ohne hierbei an Weisungen 
oder Empfehlungen gebunden zu sein, so 
dass nur bei Verstößen gegen geltende 
Rechtsvorschriften eingeschritten werden 
kann. 
 
Solche sind nicht erkennbar. 
 
 
 
18-P-2025-15346-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Gegenstand der von den Petenten 
eingereichten Petition ist der Vorwurf von 
Geldverschwendung für den Schul-
erweiterungsbau für eine Schule in T. und u.a. 
das Versanden von Dienstaufsichts-
beschwerden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass beide 
Dienstaufsichtsbeschwerden nunmehr ab-
schließend bearbeitet wurden und 
entsprechende Mitteilungen an die Petenten 
Petenten) versandt wurden. In den 
Mitteilungen wurde ausgeführt, dass „beide 
Dienstaufsichtsbeschwerden abschlägig zu 
bescheiden sind und keine rechtlichen 
Maßnahmen gegen Mitarbeitende der Stadt T. 
rechtfertigen. 
 
Aus der Anlage zur Stellungnahme der Stadt 
T. kann entnommen werden, dass kein 
Fehlverhalten der städtischen Mitarbeiter 
vorlag. Im weiteren Verlauf wurde durch die 
Petenten ein Antrag auf Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens bei der Kommunal-
aufsicht des Kreises gestellt. Dieses wurde mit 
E-Mail vom 12.06.2025 als unbegründet 
angesehen. In einer Stellungnahme wurde 
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mitgeteilt, dass es keine Ergänzungen zu der 
bereits erfolgten Berichterstattung durch die 
Stadt T. gibt. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15347-00 
Grundsicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Er stellt fest, dass die Leistungen der 
Petentin nach den einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen berechnet wurden und 
insbesondere die Unterkunftskosten auf der 
Grundlage eines gerichtlich bestätigten 
schlüssigen Konzeptes nachvollziehbar und 
rechtmäßig berücksichtigt worden sind. Auch 
das Vorgehen im Rahmen des 
Kostensenkungsverfahrens sowie die 
Nichtanwendung der Karenzzeit entsprechen 
den gesetzlichen Vorgaben. 
 
Zudem konnten weder im Umgang mit den 
Widerspruchs- und Überprüfungsverfahren 
noch hinsichtlich der Mitwirkungs-
anforderungen oder der gewährten 
Akteneinsicht Verfahrensfehler oder rechts-
widriges Verhalten festgestellt werden. Die 
Zuständigkeitsregelungen wurden durch den 
Kreis Wesel und die Stadt Kamp-Lintfort 
eingehalten. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales – MAGS) 
Maßnahmen zu empfehlen, besteht nicht. 
 
Zur weiteren Information erhält der 
Bevollmächtigte eine Kopie der Stellungnahme 
des MAGS vom 24.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-15351-00 
Verfassungsrecht 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin wendet sich mit ihrer Petition 
gegen die Versendung von Erkenntnismittei-
lungen über Bewerberinnen und Bewerber für 
das Amt der Hauptverwaltungsbeamtinnen und 

-beamten bei den Kommunalwahlen 2025 
durch die Verfassungsschutzbehörde des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Verfassungs-
schutz NRW). Die Petentin sei durch 
Presseberichte auf das Vorgehen des 
Verfassungsschutzes NRW aufmerksam 
geworden. Der Verfassungsschutz NRW soll 
laut der genannten Berichterstattung 
Kommunen dazu aufgefordert haben, die 
Zulassung bestimmter AfD-Bewerber zu 
Bürgermeisterwahlen zu verweigern. Sie hält 
dies für rechts- und insbesondere 
verfassungswidrig. Zur Begründung führt sie 
an, dass ein solches Vorgehen gegen 
Wahlrechtsgrundsätze (allgemeine, freie und 
gleiche Wahlen aus Art. 38 des 
Grundgesetzes (GG)) sowie gegen die 
Selbstverwaltungsgarantie der Kommunen aus 
Art. 28 GG verstoße. Zudem sieht sie Verstöße 
gegen das Verhältnismäßigkeits- und 
Neutralitätsgebot staatlichen Handelns und 
das Recht auf einen gesetzlichen Richter. Die 
Petentin bittet, die Vorwürfe zu prüfen und 
gegebenenfalls eine unabhängige Unter-
suchung zum Schutz von „Demokratie und 
Rechtstaatlichkeit“ in Nordrhein-Westfalen 
einzuleiten. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
verfassungsrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass für die 
Prüfung und Zulassung von Wahlvorschlägen 
zu den Kommunalwahlen ausschließlich der 
jeweilige örtliche Wahlausschuss nach 
Vorprüfung durch den Wahlleiter, sowie im 
Beschwerdefall der jeweils zuständige 
Wahlausschuss auf Kreis- oder Landesebene 
zuständig ist. Dort sind die Erkenntnisse 
zusammenzutragen und zu bewerten, welche 
bei Bewerberinnen und Bewerbern für das Amt 
der Hauptverwaltungsbeamtin bzw. -beamten 
gegen das jederzeitige Eintreten für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes sprechen. 
 
In Anbetracht der Unabhängigkeit der jeweils 
zuständigen Wahlausschüsse erfolgt nach 
deren abschließender Entscheidung seitens 
der Landesregierung keine Bewertung dieser 
Zulassungsentscheidung. 
Entscheidungsgrundlagen für die Wahlaus-
schüsse bilden alle zur Verfügung stehenden 
Informationsquellen, insbesondere die im 
Rahmen der kommunalen Arbeit gewonnenen 
Erkenntnisse. 
 
Auch hat der Verfassungsschutz NRW in 
keinem Fall einen Wahlausschuss dazu 
aufgefordert, eine oder einen Bewerber/-in – 
egal welcher Partei zugehörig – für das Amt 
eines Bürgermeisters/einer Bürgermeisterin 
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von den Wahlen auszuschließen. Tatsächlich 
hat der Verfassungsschutz des Landes NRW 
den zuständigen Wahlausschüssen in 
unterschiedlichen Kommunen Erkenntnis-
mitteilungen zu verschiedenen Bewerbern 
übermittelt. Diese Mitteilungen erfolgten 
entweder, weil ein anfragender Wahlaus-
schuss aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte 
begründete Zweifel an der Verfassungstreue 
und an das jederzeitige Einstehen für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung der 
Bewerber hegte oder aber der 
Verfassungsschutz NRW selbst qua bereits 
vorhandener Erkenntnisse über die 
betroffenen Personen eine Übermittlungs-
notwendigkeit erkannte. Eine solche 
Erkenntnismitteilung erzeugt keine Bindungs-
wirkung für die Entscheidung über die 
Zulassung von Bewerberinnen oder 
Bewerbern zur Wahl bei den betreffenden 
kommunalen Wahlausschüssen.  
 
Die Zusendung von Erkenntnismitteilungen 
verstößt auch nicht gegen Wahl-
rechtsgrundsätze aus Art. 38 GG, 
insbesondere nicht gegen das passive 
Wahlrecht, also den Grundsatz der Freiheit, 
sich zur Wahl zu stellen und wählen zu lassen. 
Art. 38 GG normiert die Wahlrechtsgrundsätze 
im Hinblick auf die Wahlen zum Deutschen 
Bundestag. Das Recht, sich als Bürger-
meisterin oder Bürgermeister zur Wahl zu 
stellen und wählen zu lassen, findet in § 46 b 
KWahlG i. V. m. § 65 Abs. 1 und 2 der GO 
NRW Ausdruck. Die Wählbarkeit findet nach § 
65 Abs. 2 GO NRW ihre Grenzen u.a. darin, 
dass die Bewerberin oder der Bewerber dafür 
Gewähr bietet, jederzeit für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung einzutreten. Die 
Entscheidung hierzu treffen die örtlichen 
Wahlausschüsse im Rahmen der geltenden 
Gesetze. 
 
Auch verstößt eine Erkenntnismitteilung nicht 
gegen Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes 
(Selbstverwaltungsrecht der Kommunen). 
Durch die Erkenntnismitteilung wird die 
Verwaltungshoheit der Kommunen nicht 
verletzt. Weder wird die Besetzung der 
Wahlausschüsse hierdurch beeinflusst, noch 
wird das Ergebnis eines Wahlausschusses 
vorweggenommen, wie zuvor erörtert. 
 
Die Zusendung von Erkenntnismitteilungen ist 
Bestandteil des Verfahrens zur Zulassung von 
Bewerberinnen und Bewerbern. Hierfür 
existieren dezidierte Regeln zum Rechtsschutz 
von ausgeschlossenen Personen. Ob diese 
Regeln zum Rechtsschutz bereits bei der 
Versendung von Erkenntnismitteilungen 
greifen müssen, wie die Petentin offenbar 
fordert, ist Entscheidung des Gesetzgebers. 

Die aktuelle Rechtslage stützt diese 
Rechtsansicht nicht (siehe auch VG Minden, 
Beschluss vom 20.08.2025 - 2 L 1643/25, Rn. 
12 - 20). 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium des Innern) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15354-00 
Recht der sozialen Entschädigung bei 
Gesundheitsschäden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt 
informiert.  
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass der 
Landschaftsverband Rheinland (LVR) 
weiterhin prüft, ob der Petentin Leistungen 
nach dem Sozialen Entschädigungsrecht 
gewährt werden können. Die Landesregierung 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales) überwacht dieses Verfahren.  
 
Der Petentin wird empfohlen, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten an dem Verfahren mitzuwirken 
und im Kontakt mit dem LVR zu bleiben. 
 
Hinweise darauf, dass die bisherige 
Sachprüfung des LVR ungerechtfertigt war, 
haben sich unter keinem Aspekt ergeben. Die 
Anerkennungsleistungen, die der Petentin von 
kirchlichen Stellen bereits zuerkannt wurden, 
beruhen auf anderen Nachweisgrundlagen als 
die Leistungen der sozialen Entschädigung.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales), ihm über die 
abschließende Entscheidung des LVR zu 
berichten.  
 
 
 
18-P-2025-15361-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
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Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 

Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
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der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-

Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15362-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 
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Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 

Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
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in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 

Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15363-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
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Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 

praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
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Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-15364-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
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die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 

Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
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gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15365-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und Der 
Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 

Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
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Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 

der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-



Landtag Nordrhein Westfalen  18. Wahlperiode  Petitionsausschuss 46. Sitzung am 09.12.2025 126 

Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15366-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
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Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 

in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
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Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15368-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren 
nach erfolgter Rücknahmeerklärung durch den 
Petenten für beendet. 
 
Der Petent ist zwischenzeitlich eingebürgert 
worden. 
 
 
 
18-P-2025-15372-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 

der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
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der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-

haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
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Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15373-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-

begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
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ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 

Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
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18-P-2025-15375-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 
Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 

die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
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Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 
herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 

gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15386-00 
Rundfunk und Fernsehen 
Medienrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalte und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministers für 
Bundes- und Europaangelegenheiten, 
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Internationales sowie Medien und Chefs der 
Staatskanzlei. 
 
 
18-P-2025-15387-00 
Gesundheitsfürsorge 
Kindergartenwesen 
Schulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petition steht im Zusammenhang mit dem 
bis zum 31.12.2024 aus Landesmitteln 
geförderten Projekt „Diabetes in Kita und 
Schule“ und mit der hierzu eingereichten 
Petition 18-P-2024-10409-00, zu der der 
Petitionsausschuss am 26.06.2025 einen 
Beschluss gefasst hat.  
 
In der Petition werden folgende Aspekte 
wiederholt bzw. neu thematisiert: 

1. Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem 
Auftrag der Vernetzung der Akteure 
vor Ort und Begleitung der 
durchzuführenden Maßnahmen 

2. Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei 
einer geforderten Überarbeitung der 
Förderrichtlinie 

3. Finanzielle Steuerung der 
Landesmittel durch die geforderte 
Koordinierungsstelle 

 
Zu 1) Wiedereinsetzung der Koordinierungs-
stelle ProKid e.V. verbunden mit dem Auftrag 
der Vernetzung der Akteure vor Ort und 
Begleitung der durchzuführenden Maßnahmen 
 
Die Petenten führen aus, dass die 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle – 
neben den von ihr durchgeführten 
Koordinations- und Abrechnungsaufgaben – 
auch aus inhaltlichen Gründen erforderlich sei. 
Die Koordinierungsstelle sei Ansprechpartner 
für Schulen, Eltern, kommunale Ämter und 
Ärzteschaft.  
 
Die Koordinierungsstelle wurde bis zum 
31.12.2024 ausschließlich für ihre 
Koordinations- und Abrechnungstätigkeit in 
Bezug auf die Durchführung und Finanzierung 
der Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen gefördert. Ein Einzelfall-
management und eine Beratungs-aufgabe für 
sämtliche Angelegenheiten rund um das 
Thema „Diabetes bei Kindern und 
Jugendlichen“ war nicht Gegenstand der 
Landesförderung. Vielmehr hat die beim 
Verein Pro Kid e.V. angesiedelte 

Koordinierungsstelle ihr Beratungsangebot, 
das über den Zweck der Landesförderung 
hinausging, auf eigene Veranlassung 
durchgeführt. Seit dem 01.01.2025 werden die 
die Schulungsmaßnahmen durchführenden 
Einrichtungen unmittelbar über die beim 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
(LfGA) eingerichtete Lotsenstelle Diabetes 
gefördert. Mit den durch die Umstellung und 
Aufgabenübertragung auf das LfGA 
freigewordenen Landesmitteln, die bisher für 
die Finanzierung der Koordinierungsstelle 
erforderlich waren, werden nun zusätzliche 
Schulungsmaßnahmen und 
Klassenfahrtbegleitungen gefördert. 
 
Für mögliche Einzelfragen, z.B. von 
betroffenen Eltern, stehen die Kinder- und 
Jugendgesundheitsdienste der unteren 
Gesundheitsbehörden als Ansprechpartner zur 
Verfügung und fungieren als wichtige Leitstelle 
für betroffene Familien vor Ort. Die 
Lotsenstelle Diabetes beim LfGA hält – 
entsprechend des Gesamtauftrages des 
Landesamtes – einen engen Kontakt zu den 
Kinder- und Jugendgesundheitsdiensten und 
leitet bei Bedarf mögliche Einzelanliegen 
dorthin weiter.  
 
Zu 2) Nach Wiedereinsetzung der 
Koordinierungsstelle: Beteiligung bei einer 
geforderten Überarbeitung der Förderrichtlinie 
 
In seinem Beschluss vom 24.06.2025 zur 
Petition 18-P-2024-10409-00 hat der 
Petitionsausschuss konstatiert, dass es bei der 
Umgestaltung von einer Projektförderung in 
eine richtlinienbasierte Förderung in der Natur 
der Sache liegt, dass „Initialschwierigkeiten 
auftreten können und Regelungen mit einer 
gewissen schematischen Abbildung erlassen 
werden müssen“ und begrüßt, „dass sich die 
Landesregierung dieser Thematiken 
annehmen und einzelne, durch die Petenten 
vorgebrachte Kritikpunkte nachjustieren will“. 
 
Die Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) hat dies als Auftrag 
verstanden und innerhalb der Landesregierung 
einen Prozess zur Klärung einzelner 
Kritikpunkte eingeleitet. Dieser Prozess dauert 
noch an. Auch erscheint es sinnvoll, die 
praktische Umsetzung der Förderrichtlinie 
zunächst über einen längeren Zeitraum zu 
beobachten, um fundiert beurteilen zu können, 
ob mögliche Initialschwierigkeiten weiterhin 
Bestand haben und ob und ggf. inwieweit es 
möglichen Nachbesserungsbedarf gibt. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erscheint eine 
Überarbeitung der Förderrichtlinie verfrüht. Die 
in den Petitionen vorgetragenen Kritikpunkte, 
soweit sie die Förderrichtlinie betreffen, wird 
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die Landesregierung in die Gesamtbeurteilung 
einbeziehen.  
 
Zu 3) Nach der geforderten 
Wiedereinsetzung der Koordinierungsstelle: 
Finanzielle Steuerung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle 
 
Die finanzielle Steuerung der Landesmittel 
durch die Lotsenstelle „Diabetes in Kita und 
Schule“ beim LfGA wird erfolgreich umgesetzt. 
Die Lotsenstelle führt intern ein monatliches 
Finanzmonitoring durch. Gleichzeitig wurden 
die Zuwendungsempfänger Mitte des Jahres 
2025 aufgefordert, den im Vergleich zu den 
Antragsdaten voraussichtlich zu erwartenden 
Bedarf bis zum Jahresende 2025 der 
Lotsenstelle mitzuteilen. Danach haben zwei 
der Zuwendungsempfänger einen 
Minderbedarf gemeldet. Zwei weitere 
Zuwendungsempfänger, u.a. der Verein Pro 
Kid e.V., haben einen höheren Mittelbedarf 
gemeldet. Durch Umschichtung der zur 
Verfügung stehenden Landesmittel konnten 
sämtliche Förderbedarfe der Zuwendungs-
empfänger gedeckt werden, auch der des 
Vereins Pro Kid e.V. 
 
Das Argument der Petenten, dass eigentlich 
ausreichende Landesmittel bereits zur Mitte 
des Jahres 2025 gebunden seien, so dass 
Zusagen für Klassenfahrtbegleitungen ab Juli 
2025 nicht mehr möglich seien und dringend 
erforderliche Schulungsmaßnahmen nicht 
mehr durchgeführt werden können, trifft daher 
in dieser Form nur bedingt zu. Alle potenziellen 
Zuwendungsempfänger haben – wie es in 
Förderverfahren nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlich und üblich ist – 
den voraussichtlichen Jahresbedarf mit der 
Antragstellung mitgeteilt. Dieser beantragte 
voraussichtliche Jahresbedarf konnte in allen 
Fällen durch entsprechende Zuwendungs-
bescheide abgedeckt werden. Folglich war der 
vom Landesgesetzgeber zur Verfügung 
gestellte Haushaltsansatz bereits zur 
Jahresmitte gebunden. Um dennoch 
möglichen Mehrbedarfen nachkommen zu 
können, wurde das o.g. Monitoring eingeführt. 
Sämtliche von den Zuwendungsempfängern 
angemeldeten Mehrbedarfe konnten nach 
Durchführung des Monitorings aus 
Landesmitteln gedeckt werden.  
 
Ein solches Monitoring hatte die bis zum 
31.12.2024 tätige Koordinierungsstelle – trotz 
mehrfacher Aufforderung durch die 
Landesregierung – leider nicht in dem 
erforderlichen Umfang durchgeführt, so dass in 
der Vergangenheit die Koordinierungsstelle 
immer wieder mit Nachforderungen von 
Landesmitteln an die Landesregierung 

herangetreten ist. Diese Nachforderungen 
konnten nur teilweise unter Hinzuziehung nicht 
gebundener Restmittel aus anderen 
Förderbereichen gedeckt werden.  
 
Zudem haben sich in der Vergangenheit bei 
der Bewirtschaftung der Landesmittel durch 
die Koordinierungsstelle im damaligen 
Einzelprojekt immer wieder haushalts-
technische und -rechtliche Umsetzungs-
schwierigkeiten ergeben, die nur durch eine 
intensive Unterstützungsleistung durch die 
zuständige Bewilligungsbehörde gelöst werden 
konnten bzw. auch zum Teil zu Rückforderung 
von Landesmitteln führten.   
 
Auch wenn es aus Sicht der Petenten 
wünschenswert wäre, sämtliche in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise in Betracht 
kommenden Schulungen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln zu 
finanzieren, so wird dies angesichts der nur 
begrenzt zur Verfügung stehenden 
Landesmittel nicht umsetzbar sein.  
 
Da es auch noch andere, wenn auch nicht 
ausreichende, Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt, z.B. über private oder öffentliche 
Fördervereine oder zum Teil auch über die 
Krankenversicherungen, erfolgt die Förderung 
von Schulungsmaßnahmen und Klassenfahrt-
begleitungen aus Landesmitteln nur 
nachrangig. Die Förderrichtlinie trägt diesem 
Umstand in Nr. 4, Absatz 3, Sätze 1 und 2 
Rechnung. Danach hat der 
Zuwendungsempfänger im Verwendungs-
nachweis schriftlich zu bestätigen, dass keine 
andere Finanzierung, z. B. über eines der 
Sozialgesetzbücher oder eine sonstige 
öffentliche oder private Förderung gewährt 
wurde. Außerdem hat der Zuwendungs-
empfänger zu bestätigen, dass er sich um eine 
andere Finanzierung bemüht hat, diese aber 
abschlägig beschieden wurde. Diese 
Fördervoraussetzungen galten auch schon im 
vorangegangenen Einzelprojekt. 
 
 
 
18-P-2025-15388-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent ist Vermieter einer 
Leistungsbezieherin und beanstandet in 
diesem Zusammenhang die vom Jobcenter 
gewährten Kosten für Unterkunft und Heizung. 
Nach seinen Angaben habe die 
Leistungsbezieherin ursprünglich mit drei 
Kindern in der derzeitigen Wohnung gelebt, 
wohne inzwischen jedoch allein und erhalte 
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weiterhin vom Jobcenter die Kosten der 
Unterkunft in voller Höhe erstattet. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
unterrichtet. Eine Einwilligung der 
Leistungsbezieherin zur Auskunftserteilung 
liegt nicht vor. Aus Gründen des 
Sozialdatenschutzes dürfen daher ohne diese 
Einwilligung keine Angaben zum konkreten 
Leistungsfall gemacht werden. 
 
Es besteht insgesamt kein Anlass, die 
Vorgehensweise des Jobcenters zu 
beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) weitere Maßnahmen 
im Sinne der Petition zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15398-00 
Hochschulen 
 
 
Die Universitäts- und Landesbibliothek (ULB) 
hat umgehend Maßnahmen zur Beseitigung 
der technischen Probleme der Klimaanlage 
ergriffen und die Funktionsfähigkeit wieder 
hergestellt. Der Vorfall ist zum Anlass 
genommen worden, die internen 
Kommunikationsabläufe in der ULB zu 
verbessern. Darüber hinaus hat die Universität 
versichert, dass die Reinigung regelmäßig 
kontrolliert und das Entsprechende veranlasst 
wird. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des MKW vom 
17.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-15415-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent regt Änderungen in der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) an. Der Petent schlägt 
zunächst vor, vor einer Rücknahme eines 
Bürgerbegehrens (§ 26 GO NRW) eine 
Rückkopplung an die Unterzeichnenden 
zwingend vorzusehen. Er nennt in diesem 
Zusammenhang ein Zustimmungserfordernis 
von 25% der Unterzeichnenden, eine 

Veröffentlichungspflicht der Rücknahme, eine 
zeitliche Befristung einer möglichen 
Rücknahme bis zur Zulässigkeitsprüfung sowie 
eine explizite Regelung der Rahmen-
bedingungen einer Rücknahme im Gesetz. 
Des Weiteren fordert er eine Änderung 
bezüglich der Einberufung des Rates im 
Verhinderungsfall des Bürgermeisters gem. § 
47 GO NRW. Nach der derzeitigen Regelung 
obliegt die Einberufung im Vertretungsfall dem 
ehrenamtlichen Stellvertreter. Dies verkenne, 
dass dieser kein Verwaltungsprofi sei und 
dadurch Risiken hinsichtlich der 
Verfahrenssicherheit und der Neutralität 
entstünden. Zur Lösung schlägt der Petent 
eine Benehmensregelung zwischen der 
ehrenamtlichen und der allgemeinen 
Vertretung im Amt vor. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass die 
Landesregierung aktuell keinen Anlass sieht, 
die bestehende Regelung anzupassen und ein 
erneutes Aufgreifen vom Auftreten vermehrter 
Schwierigkeiten in der kommunalen Praxis 
abhängig macht. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Anregung einer 
Änderung von § 47 Absatz 1 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen und von § 32 Absatz 1 der 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen zur Kenntnis genommen, nach der 
die Zuständigkeit für die Ladung des Rats bzw. 
Kreistags im Verhinderungsfall – zumindest 
auch – bei der allgemeinen Vertretung liegen 
solle. Er nimmt ebenfalls zur Kenntnis, dass 
der Landesgesetzgeber diese Zuständigkeits-
frage mit dem Gesetz zur Änderung 
kommunalrechtlicher und weiterer Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen vom 10. Juli 
2025 zugunsten einer Vertretungs-
zuständigkeit der ehrenamtlichen Stell-
vertretung geklärt hat.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt darüber hinaus 
zur Kenntnis, dass die Landesregierung 
beabsichtigt, bei Auftreten von An-
wendungsschwierigkeiten die Regelungen 
einer erneuten Überprüfung zuzuführen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
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18-P-2025-15418-00 
Hochschulen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den mit 
der Petition vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Er sieht nach 
Prüfung der Angelegenheit keine Möglichkeit, 
im Sinne der Petition weiter tätig zu werden. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums für 
Kultur und Wissenschaft. 
 
 
 
18-P-2025-15421-00 
Versorgung der Beamten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert. Er nimmt die Stellungnahme der 
Landesregierung, Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – (MAGS), zur 
Kenntnis. 
 
Einen Anlass für Maßnahmen sieht er nicht. 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MAGS. 
 
 
 
18-P-2025-15431-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten zum Anlass genommen, die dieser 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage zu 
überprüfen. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
dienstrechtlichen Thematik befasst. 
 
Er sieht nach erfolgter Prüfung des 
Sachverhalts keine Möglichkeit, der 
Landesregierung im Sinne der Eingabe 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15432-00 
Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass derzeit erneut geprüft wird, ob für den 
Petenten ein rechtlicher Betreuer zu bestellen 
ist, nachdem zuvor zwei eingerichtete 
rechtliche Betreuungen nach kurzer Zeit 
aufgehoben wurden, weil der Petent eine 
rechtliche Betreuung aufgrund falscher 
Vorstellungen über den Sinn einer rechtlichen 
Betreuung sodann abgelehnt hat. Der Petent 
war zuvor jeweils mit der Einrichtung einer 
rechtlichen Betreuung einverstanden bzw. hat 
dieses selbst beantragt. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. Gerichtliche Entscheidungen 
können ausschließlich in dem nach der 
jeweiligen Verfahrensordnung vorgesehenen 
Rechtsbehelfsverfahren überprüft und 
gegebenenfalls korrigiert werden. Davon hat 
der Petent erfolgreich Gebrauch gemacht. Die 
vorangegangenen Betreuungen wurden auf 
Beschwerden des Petenten jeweils 
aufgehoben. 
 
Eine mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
unvereinbare Sachbehandlung durch die 
Bediensteten des Amtsgerichts Düsseldorf 
konnte der Petitionsausschuss nicht 
feststellen. Rechtsverletzungen zu Lasten des 
Petenten haben sich nicht ergeben. 
 
 
 
18-P-2025-15433-00 
Gesundheitsfürsorge 
Schulen 
 
 
Der Petent wandte sich an den 
Petitionsausschuss des Deutschen Bundes-
tages mit dem Begehren, dass die 
Drogenaufklärung in Schulen überarbeitet und 
modernisiert, die Altersobergrenze für den 
Alkoholkonsum auf 18 Jahre angehoben und 
das Mindestalter für den Cannabiskonsum auf 
25 Jahre festgelegt werde. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt von 
der Landesregierung, Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales (MAGS) und dem 
Ministerium für Schule und Bildung (MSB), 
berichten lassen. Der Petent erhält eine Kopie 
der Stellungnahme. Seine Hinweise werden in 
die weiteren Beratungen einbezogen. 
 
Der Petitionsausschuss überweist diese 
Petition gemäß § 99 der Geschäftsordnung 
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des Landtags als Material an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie an 
den Ausschuss für Schule und Bildung. 
 
 
 
18-P-2025-15434-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet. 
 
Soweit der Petent moniert hat, es fehle zu 
Anträgen ein Einschreibebeleg, konnte 
zwischenzeitlich geklärt werden, dass dieser 
zwar vorlag, aber noch nicht an den Petenten 
ausgehändigt worden war. 
 
Die vollzugliche Sachbehandlung ist nicht zu 
beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15486-00 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
datenschutzrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach Prüfung der Stellungnahme zur 
Kenntnis, dass die LDI NRW dem Vortrag des 
Petenten mit der gebotenen Sorgfalt 
nachgegangen ist. Auch hat die LDI NRW dem 
Petenten bereits im Juni umfassend mit einer 
E-Mail geantwortet. 
 
Auch nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass das Beschwerdeverfahren 
noch andauert, weil der Petent zeitlich nach 
der Petition weitere Einwände bei der LDI 
NRW vorgetragen hat. 
 
Der Petitionsausschuss stellt ebenso fest, dass 
der Petent in der Sache urheberrechtliche 
Ansprüche verfolgt, die mit Mitteln des 
Datenschutzes wahrscheinlich nicht gelöst 
werden können. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 

18-P-2025-15538-00 
Gesundheitsfürsorge 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt 
informiert.  
 
Er nimmt die beigefügte Stellungnahme der 
Landesregierung, Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – (MAGS), zur 
Kenntnis. 
 
Hinsichtlich der von der Petentin monierten 
Wartezeiten nimmt er ebenfalls zur Kenntnis, 
dass sich das MAGS gemeinsam mit anderen 
Bundesländern für die Betrachtung der 
psychotherapeutischen Behandlerinnen und 
Behandler von Kindern und Jugendlichen als 
eigene Leistungserbringergruppe in der 
Bedarfsplanung eingesetzt hat. Bisher bilden 
diese eine gemeinsame Gruppe mit 
psychologischen und ärztlichen Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten. Leider 
ist jedoch eine Umsetzung durch den 
Bundesgesetzgeber noch nicht erfolgt. 
 
Die Petentin erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MAGS. 
 
 
 
18-P-2025-15540-00 
Wohnungsbauförderung 
 
 
Der Petent begehrt unbürokratische und 
kurzfristige Hilfe des Landes Nordrhein-
Westfalen, um eine Finanzierungslücke beim 
Bau eines öffentlich geförderten 
Mehrfamilienhauses schließen zu können. Der 
Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft.  
 
Es ist eine enge Zusammenarbeit aller 
beteiligten Parteien erforderlich, um die 
Finanzierungslücke zu schließen und die 
Fertigstellung des Bauprojekts zu 
gewährleisten. Eine Lösung wird nur möglich 
sein, wenn - wie von der NRW.BANK verlangt - 
eine Offenlegung der Besitzverhältnisse der 
Erbengemeinschaft erfolgt und der Petent 
seinen Aufklärungspflichten nachkommt. Der 
Petent und die NRW.BANK stehen in einem 
konkreten Austausch. 
 
Die zuständige Bewilligungsbehörde der Stadt 
wurde bisher nicht einbezogen, sollte aber 
ebenfalls kontaktiert werden, um frühzeitig das 
weitere Vorgehen zu besprechen und 
förderrechtliche Konsequenzen aufgrund der 
verspäteten Fertigstellung des Förderobjektes 
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zu vermeiden. Der Ansprechpartner ist unter 
der Telefonnummer 0211/ 89-94498 
erreichbar. 
 
Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung (MHKBD) hat mit dem 
Petenten die Sach- und Rechtslage bereits in 
einem Telefongespräch erörtert und 
angeboten, für weitere Rückfragen zur 
Verfügung zu stehen. 
 
Vor diesem Hintergrund sieht der 
Petitionsausschuss davon ab, der 
Landesregierung (MHKBD) weitere Maß-
nahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15549-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent beschwert sich über den gegen 
seine Person gezeigten Umgangston der 
Bezirksregierung Köln. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
Thematik befasst und stellt nach erfolgter 
Prüfung des Sachverhalts fest, dass kein 
Anlass besteht, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Auch konnte der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis nehmen, dass die zuständigen 
Behörden sowohl über die Fachaufsichts- als 
auch über die Dienstaufsichtsbeschwerde des 
Petenten beschieden haben. 
 
 
 
18-P-2025-15582-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin begehrt Unterstützung im 
Rahmen eines Antragsverfahrens bei der 
Ausländerbehörde. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt fest, dass das Petitum der Petentin sich 
zwischenzeitlich positiv erledigt hat. Die von ihr 
beantragte Fiktionsbescheinigung hat die 
Petentin bereits erhalten. 
 

Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-15586-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat davon Kenntnis genommen, dass die 
Telefonzentrale der Staatsanwaltschaft 
Düsseldorf mehrere Male wegen eines – 
inzwischen behobenen – technischen Defekts 
über einige Tage nicht zu erreichen war und 
die Leitende Oberstaatsanwältin in Düsseldorf 
die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen hinsichtlich 
einer möglichst durchgehenden telefonischen 
Erreichbarkeit der Staatsanwaltschaft 
Düsseldorf ergriffen hat. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist nicht zu beanstanden. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz - MJ) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
Der Petent erhält eine Kopie der 
Stellungnahme des MJ. 
 
 
 
18-P-2025-15601-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
sowie dem Nachtrag zu der Petition zugrunde 
liegenden Sachverhalt unterrichtet und dabei 
von der vollzuglichen Situation des Petenten in 
der Justizvollzugsanstalt Werl Kenntnis 
genommen. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
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18-P-2025-15677-00 
Einkommensteuer 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-15678-00 
Rechtspflege 
Personenstandswesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass das Vorgehen der mit dem 
Anerkennungsvorgang des Petenten befassten 
Sachbearbeiterin des Fachdezernats beim 
Präsidenten des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf in aufsichtsrechtlicher Sicht nicht zu 
bestanden ist. 
 
Soweit es im Sommer 2025 aufgrund der 
versehentlich unterbliebenen Vorlage der Akte 
zu einer - zeitweisen - verzögerten 
Bearbeitung der Anträge von drei Monaten 
gekommen ist, wird dies ausdrücklich 
bedauert. 
 
Die von dem Petenten gerügte lange 
Verfahrenslaufzeit ist jedoch nicht auf die 
unterbliebene Vorlage der Akte, sondern 
unmittelbar auf die unterbliebene hinreichende 
Mitwirkung des Petenten zurückzuführen. Die 
Bedienstete hat den Petenten wiederholt 
vergeblich auf das Fehlen der erforderlichen 
Unterlagen und Nachweise hingewiesen. Eine 
abschließende Prüfung und Förderung der drei 
Anträge kann erst nach Vorlage der fehlenden, 
in der Vergangenheit wiederholt angeforderten 
Unterlagen und Nachweise erfolgen. 
 
Um den Anerkennungsverfahren Fortgang zu 
geben, empfiehlt der Petitionsausschuss dem 
Petenten die aktive Mitwirkung bei der Vorlage 
der noch fehlenden Unterlagen. 
 
 
 
18-P-2025-15679-00 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Sach- und Rechtslage informiert. 
 

In dem zugrunde liegenden Fall wurden 
Disziplinarverfahren eingeleitet, um den 
Sachverhalt vollständig aufzuklären und 
rechtlich zu bewerten. Sollten nach Abschluss 
der Ermittlungen dienstrechtliche Pflicht-
verletzungen festgestellt werden, ergeht die 
Entscheidung über die Verhängung von 
Disziplinarmaßnahmen nach Maßgabe von § 
13 Disziplinargesetz für NRW. 
 
Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass das 
Ministerium für Schule und Bildung (MSB) 
aktuell mit den zuständigen Bezirks-
regierungen die Arbeitsabläufe beim Umgang 
mit langzeiterkrankten Lehrkräften zwecks 
möglicher Optimierungspotentiale prüft. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (MSB) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15757-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren 
nach erfolgter Rücknahmeerklärung durch den 
Petenten für beendet. 
 
 
 
18-P-2025-15758-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich über die Dauer der 
Bearbeitung des Antrages auf Einbürgerung 
durch die Einbürgerungsbehörde der Stadt E. 
Ebenso beschwert er sich über die fehlenden 
Rückmeldungen der Behörde im Verfahren 
und bitte um Unterstützung im laufenden 
Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass im 
vorliegenden Fall der Termin der Einbürgerung 
des Petenten am 6. Januar 2026 stattfindet 
und demnach der Hauptzweck der Petition als 
erfüllt gilt. 
 
Ferner stellte der Petitionsausschuss fest, 
dass die Behörden im vorliegenden Fall nicht 
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gegen geltendes Recht verstoßen haben und 
somit auch kein Anlass besteht, 
kommunalaufsichtlich tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15760-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und den der Petition 
zugrundeliegenden Sachverhalt unterrichtet 
und dabei von der geschilderten Situation in 
den Justizvollzugsanstalten Willich I und 
Düsseldorf sowie dem Justivollzugs-
krankenhaus (JVK) des Landes Nordrhein-
Westfalen Kenntnis genommen. 
 
Soweit aus den Berichten des 
Geschäftsbereichs hervorgeht, dass es 
gegenüber dem Petenten insbesondere von 
Seiten des JVK NRW zu widersprechenden 
und wechselhaften Aussagen im Hinblick auf 
die intra- und extramurale 
Versorgungsmöglichkeit bzw. –notwendigkeit 
der frischen Fraktur kam, war ein 
entsprechender sensibilisierender Erlass 
angezeigt und ist erfolgt. 
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) über das bereits 
Veranlasste hinaus weitergehende 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15831-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Die von dem Petenten unter erheblichen 
Zweifeln gezahlten Kosten aus einer 
grundbuchrechtlichen Angelegenheit sind 
rechtmäßig durch das Amtsgericht Duisburg 
erhoben worden. Im Übrigen können 
Einwendungen gegen Kostenrechnungen 
gemäß § 66 GKG im Erinnerungswege bei 
dem Prozessgericht angebracht werden, über 
die Richterinnen und Richter zu entscheiden 
haben.  
 

Der Vorwurf, von der Zentralen Zahlstelle 
Justiz bei dem Oberlandesgericht Hamm 
keinerlei inhaltliche Auskunft über Ursprung, 
Begründung oder mögliche Verjährung der 
Forderung erhalten zu haben, konnte anhand 
der Kassenakte entkräftet werden.  
 
Allgemein sind alle Bediensteten der Zentralen 
Zahlstelle Justiz dazu angehalten und stets 
bemüht, jeden Anruf entgegenzunehmen 
sowie der Anruferin oder dem Anrufer die 
benötigten Auskünfte zu erteilen. Dies gilt auch 
für schriftliche Eingaben. Die telefonische 
Erreichbarkeit der Zentralen Zahlstelle Justiz 
ist durch das Service Center und durch die 
zuständigen Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter zu den entsprechenden 
Telefonzeiten gegeben.  
 
Der Petitionsausschuss sieht daher keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15838-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent begehrt Unterstützung im Rahmen 
eines Antragsverfahrens bei der 
Ausländerbehörde. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst. Er 
nimmt zur Kenntnis, dass sich das Petitum des 
Petenten zwischenzeitlich positiv erledigt hat. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass für 
Maßnahmen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-15840-00 
Einkommensteuer 
 
 
Der Petent beanstandet die erschwerte 
telefonische Erreichbarkeit der 
Finanzverwaltung und begehrt die 
Wiederherstellung der unmittelbaren 
Kontaktaufnahme zu den jeweils zuständigen 
Sachbearbeitungen. 
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Der Petitionsausschuss hat sich über den 
Sachverhalt unterrichtet und hierzu eine 
Stellungnahme der Landesregierung 
(Ministerium der Finanzen) eingeholt. Er stellt 
fest, dass es bei zeitweilig erhöhtem 
Anrufaufkommen zu längeren Wartezeiten in 
der Telefonhotline kommen kann. Anliegen, 
die dort nicht abschließend geklärt werden 
können, werden an die zuständigen 
Sachbearbeitungen weitergeleitet. 
 
Anhaltspunkte für ein pflichtwidriges Verhalten 
der Finanzverwaltung ergeben sich insgesamt 
nicht. 
  
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, weiter im Sinne der Petition tätig 
zu werden.  
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des Ministeriums der 
Finanzen vom 14.10.2025. 
 
 
 
18-P-2025-15849-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Die Petentin beschwert sich über die lange 
Bearbeitungsdauer ihres 
Einbürgerungsantrages und die ausbleibende 
Rückmeldung der Ausländerbehörde des 
Kreises und bittet um Unterstützung im 
laufenden Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass im 
vorliegenden Fall der Einbürgerungsantrag der 
Petentin durch die Ausländerbehörde des 
Kreises aktuell bearbeitet wird. Zudem steht 
der Kreis im Kontakt mit der Petentin.  
 
Der Einbürgerungsantrag der Petentin wurde 
im Februar 2024 eingereicht. Ihre zahlreichen 
Anfragen wurden inzwischen weitgehend 
beantwortet. Aufgrund der Gesetzesänderung 
im Jahr 2024 und des damit verbundenen 
Anstiegs der Antragszahlen sind die 
Ausländer- und Einbürgerungsbehörden 
derzeit stark überlastet, sodass 
Bearbeitungszeiten von mindestens 12 bis 18 
Monaten entstehen können. 
 

Die Einbürgerungsbehörde hat erklärt, der 
Petentin im 4. Quartal 2025 einen Termin zur 
Vorsprache zu gewähren, in dessen 
unmittelbarem Anschluss die Entscheidung 
über die Einbürgerung gefällt werden soll. 
 
Ferner stellte der Petitionsausschuss fest, 
dass die Behörden im vorliegenden Fall nicht 
gegen geltendes Recht verstoßen haben und 
somit auch kein Anlass besteht, 
kommunalaufsichtlich tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Möglichkeit, der Landesregierung (Ministerium 
für Heimat, Kommunales, Bau und 
Digitalisierung) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15860-00 
Strafvollzug 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet. 
 
Er hat vom Inhalt und dem Verfahrensgang 
des bei der Staatsanwaltschaft Düsseldorf 
geführten Vorgangs und dem Umstand 
Kenntnis genommen, dass die 
Staatsanwaltschaft Düsseldorf beabsichtigt, 
dem Antrag des Petenten auf erneute 
Zubilligung einer Ratenzahlung stattzugeben. 
 
Die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung 
ist danach nicht zu beanstanden.  
 
Es besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15869-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich über die 
ausbleibende Rückmeldung der 
Ausländerbehörde D. und bittet um 
Unterstützung im laufenden Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme fest, dass im vorliegenden Fall 
der Antrag des Petenten auf Erteilung einer 
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Niederlassungserlaubnis bereits in 
Bearbeitung ist und sich die Dauer des 
Verfahrens aus erforderlichen Prüfschritten 
ergibt. Zudem zeigt die Stellungnahme der 
Stadt D., dass auch die Anträge der 
Familienangehörigen geprüft wurden und 
ihnen statt der beantragten 
Niederlassungserlaubnisse Aufenthalts-
erlaubnisse in Aussicht gestellt werden 
können. 
 
Der Petitionsausschuss empfiehlt dem 
Petenten daher, noch etwas Geduld zu haben. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-15882-00 
Staatsangehörigkeitsrecht 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft. Der Petent bittet um Unterstützung in 
seinem Einbürgerungsverfahren.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass der Petent aktuell nicht die 
Voraussetzungen für eine Einbürgerung in den 
deutschen Staatsverband nach § 10 Abs. 1 
Satz 1 StAG erfüllt. Es ist Aufgabe des 
Petenten, seine Identität und Staats-
angehörigkeit zweifelsfrei nachzuweisen. Aus 
den hier vorliegenden Unterlagen ist nicht 
ersichtlich, dass der Petent bereits einen 
Antrag auf Anerkennung der moldauischen 
Staatsangehörigkeit gestellt hat.  
 
Auch konnte im Petitionsverfahren nicht 
festgestellt werden, dass es dem Petenten 
tatsächlich objektiv unmöglich und subjektiv 
unzumutbar ist, eine Nachregistrierung und 
somit eine Beschaffung entsprechender 
Identitätsdokumente zu beantragen.  
 
Der Petitionsausschuss sieht vor diesem 
Hintergrund keine Veranlassung, der 
Landesregierung (Ministerium für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration sowie Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
 
 

18-P-2025-15908-00 
Rechtspflege 
Vereins- und Versammlungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Wegen der den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern in § 9 des Rechtspfleger-
gesetzes verliehenen sachlichen 
Unabhängigkeit ist es dem Petitionsausschuss 
verwehrt, gerichtliche Entscheidungen zu 
überprüfen, abzuändern oder aufzuheben. 
 
 
 
18-P-2025-15915-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin bittet um Unterstützung im 
Rahmen eines Antragsverfahrens bei der 
Ausländerbehörde. 
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung der Petentin. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt.   
 
Zugleich nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass die Petentin zwischenzeitlich 
eingebürgert worden ist. Ihr Petitum hat sich 
somit positiv erledigt. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-15957-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Nach Auswertung der ministeriellen 
Stellungnahme hält der Petitionsausschuss es 
für nachvollziehbar, dass ein streitiges 
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Erbscheinverfahren, bei dem unter anderem 
die Eigenhändigkeit des Testaments von den 
Beteiligten in Frage gestellt wird, alleine wegen 
der notwendigen Einschaltung von 
Sachverständigen längere Zeit andauern kann. 
Im Übrigen nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass die anwaltlich vertretenen 
Beteiligten des Erbscheinverfahrens jeweils 
wechselseitig Anträge auf Verlängerung der 
Stellungnahmefristen bzw. Terminverlegungs-
anträge gestellt haben. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt ferner zur 
Kenntnis, dass die von dem Petenten 
angeregten gesetzgeberischen Maßnahmen 
bereits weitgehend in den jeweiligen 
Verfahrensordnungen verankert sind. Die 
Anwendung und Auslegung dieser 
Verfahrensvorschriften im Einzelfall obliegt 
jedoch den mit der jeweiligen Angelegenheit 
befassten Gerichten.  
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit und wegen der 
den Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern in 
§ 9 des Rechtspflegergesetzes verliehenen 
sachlichen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. 
 
Eine rechtsstaatlichen Grundsätzen zuwider-
laufende oder in sonstiger Weise mit 
richterlichem bzw. rechtspflegerischem 
Ermessen unvereinbare Sachleitung des 
Erbscheinverfahrens bei dem Amtsgericht 
Brühl konnte der Petitionsausschuss nicht 
feststellen. 
 
 
 
18-P-2025-15978-00 
Krankenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
dem Petenten vorgetragenen Sachverhalt 
informiert und festgestellt, dass das 
Verwaltungshandeln der AOK in Bezug auf die 
Verfahrensdauer zur Widerspruchsbearbeitung 
zwar nicht den rechtlichen Rahmen-
bedingungen entsprach. Die AOK hat jedoch 
die Petition zum Anlass genommen, die 
Mitarbeitenden auf die Einhaltungen der 
Vorgaben zur Bearbeitung von Widersprüchen 
hinzuweisen.  
 
Aufgrund der zwischenzeitlich erfolgten 
vollumfänglichen Abhilfe des Begehrens auf 
Kostenerstattung der vorausgelegten Kosten 
für die Urlaubsdialyse wurde der Petition 
entsprochen.  

Im Übrigen wird dem Petenten empfohlen, sich 
bezüglich der vorgebrachten Vorwürfe über 
das Verhalten/den Umgang der 
Mitarbeiterinnen der AOK, sofern eine 
Beschwerde noch gewünscht ist, im Rahmen 
einer Dienstaufsichtsbeschwerde an den 
Vorstand der AOK zu wenden, da diesem die 
Dienstaufsicht über die Mitarbeitenden obliegt. 
 
 
 
18-P-2025-16000-00 
Ausländerrecht 
 
 
Mit der Petition wird ein Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet begehrt.  
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die Familie sich ihrer Abschiebung nach 
Bulgarien entzogen hat und der Aufenthaltsort 
der zuständigen Ausländerbehörde nicht 
bekannt ist.  
 
Darüber hinaus konnte das Vorliegen der 
Voraussetzungen für ein asylverfahrens-
unabhängiges Aufenthaltsrecht im 
Petitionsverfahren nicht festgestellt werden. 
Der Familie wird dringend geraten, das 
Bundesgebiet freiwillig zu verlassen. Nach 
einer freiwilligen Ausreise kann sich die 
Familie über legale Zuwanderungs-
möglichkeiten informieren.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16047-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent trägt vor, seit fast drei Monaten 
keine Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten zu haben. 
Daher habe er sich von seiner Schwester Geld 
leihen müssen, um seine Miet- und 
Stromkosten zahlen zu können. 
 
Hilfebedürftig ist nach § 9 SGB II, wer seinen 
Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend 
aus dem zu berücksichtigenden Einkommen 
oder Vermögen sichern kann und die 
erforderliche Hilfe nicht von anderen, 
insbesondere von Angehörigen oder von 
Trägern anderer Sozialleistungen, erhält. 
 
Diese Voraussetzungen sind für den Petenten 
nicht gegeben. Der Petent hat seine 
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Hilfebedürftigkeit nicht hinreichend glaubhaft 
gemacht. So auch nicht vor dem Sozialgericht 
im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutz-
verfahrens, weshalb der Antrag mit Beschluss 
vom 28. August 2025 abgewiesen wurde. 
 
Da bis heute die erforderlichen Nachweise zu 
den Einkommensverhältnissen fehlen und 
damit weiterhin Zweifel über die 
Hilfebedürftigkeit bestehen, konnten die 
Leistungen nach dem SGB II mit 
Weiterbewilligungsantrag nicht bewilligt 
werden. 
 
Die Entscheidung des Jobcenters ist demnach 
rechtlich nicht zu beanstanden. 
 
Der Petitionsausschuss sieht insgesamt keinen 
Anlass, im Sinne der Petition weiter tätig zu 
werden. 
 
 
18-P-2025-16048-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Eingabe unterrichtet. 
 
Das Parteiverbotsverfahren ist in Art. 21 Abs. 2 
Grundgesetz und §§ 43 ff. Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) 
gesetzlich geregelt. Danach ist das 
Bundesverfassungsgericht zum Verbot von 
verfassungswidrigen Parteien ermächtigt. 
Nach § 43 BVerfGG sind der Bundestag, der 
Bundesrat und die Bundesregierung befähigt, 
ein Verbotsverfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht zu beantragen. Der 
Landtag ist nicht antragsberechtigt; die 
Landesregierung gemäß § 43 Absatz 2 
BVerfGG nur, wenn die Organisation der 
entsprechenden Partei sich lediglich auf das 
Landesgebiet beschränkt. 
 
Die benannte Partei ist in anderen Ländern 
sowie auf Bundesebene organisiert, 
Verbotsanträge müssen sich stets gegen die 
Gesamtpartei richten. Aus diesem Grund kann 
von hier schon aus rechtlichen Gründen kein 
Parteiverbotsverfahren initiiert werden. 
 
Es besteht daher für den Petitionsausschuss 
kein Anlass, um der Landesregierung 
entsprechende Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
18-P-2025-16055-00 
Rechtspflege 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt.  

18-P-2025-16070-00 
Psychiatrische Krankenhäuser 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über das 
Anliegen des Petenten und die mit der Petition 
angesprochenen Sachverhalte unterrichtet. 
 
Er nimmt zur Kenntnis, dass die räumliche 
Trennung des Petenten aus Sicher-
heitsgründen erfolgte, die Maßnahme auf das 
Mindestmaß beschränkt, am Folgetag beendet 
wurde und dass die Versorgung des Petenten 
währenddessen sichergestellt war.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass für Besuche des Petenten durch die 
Lebensgefährtin Trennscheibenbesuche 
angeordnet wurden, nachdem Anhaltspunkte 
dafür bestanden, dass sie ihm 
unzulässigerweise bei einem Besuch ein 
Mobiltelefon überlassen hat. Nach Auffassung 
des Direktors des LWL als unterer staatlicher 
Maßregelvollzugsbehörde seien das Schuld-
eingeständnis der anderen untergebrachten 
Person und die Ausführungen des Petenten 
dazu nicht als glaubwürdig zu bewerten. 
 
Der Vorfall sollte in einem gemeinsamen 
Gespräch aufgearbeitet werden, welches 
jedoch aufgrund der Absage des Petenten 
nicht durchgeführt werden konnte.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales) Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16075-00 
Einkommensteuer 
Umsatzsteuer 
Rechtspflege 
 
 
Die beiden Petitionsverfahren 18-P-2025-
16075-00 und 18-P-2025-14838-00 werden 
verbunden. 
 
 
 
18-P-2025-16081-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren 
nach erfolgter Rücknahmeerklärung durch den 
Petenten für beendet. 
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18-P-2025-16083-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Eingabe unterrichtet. 
 
Das Parteiverbotsverfahren ist in Art. 21 Abs. 2 
Grundgesetz und §§ 43 ff. Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) 
gesetzlich geregelt. Danach ist das 
Bundesverfassungsgericht zum Verbot von 
verfassungswidrigen Parteien ermächtigt. 
Nach § 43 BVerfGG sind der Bundestag, der 
Bundesrat und die Bundesregierung befähigt, 
ein Verbotsverfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht zu beantragen. Der 
Landtag ist nicht antragsberechtigt; die 
Landesregierung gemäß § 43 Absatz 2 
BVerfGG nur, wenn die Organisation der 
entsprechenden Partei sich lediglich auf das 
Landesgebiet beschränkt. 
 
Die benannte Partei ist in anderen Ländern 
sowie auf Bundesebene organisiert, 
Verbotsanträge müssen sich stets gegen die 
Gesamtpartei richten. Aus diesem Grund kann 
von hier schon aus rechtlichen Gründen kein 
Parteiverbotsverfahren initiiert werden. 
 
Es besteht daher für den Petitionsausschuss 
kein Anlass, um der Landesregierung 
entsprechende Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16111-00 
Verfassungsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über die 
Eingabe unterrichtet. 
 
Das Parteiverbotsverfahren ist in Art. 21 Abs. 2 
Grundgesetz und §§ 43 ff. Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) 
gesetzlich geregelt. Danach ist das 
Bundesverfassungsgericht zum Verbot von 
verfassungswidrigen Parteien ermächtigt. 
Nach § 43 BVerfGG sind der Bundestag, der 
Bundesrat und die Bundesregierung befähigt, 
ein Verbotsverfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht zu beantragen. Der 
Landtag ist nicht antragsberechtigt; die 
Landesregierung gemäß § 43 Absatz 2 
BVerfGG nur, wenn die Organisation der 
entsprechenden Partei sich lediglich auf das 
Landesgebiet beschränkt. 
 
Die benannte Partei ist in anderen Ländern 
sowie auf Bundesebene organisiert, 
Verbotsanträge müssen sich stets gegen die 

Gesamtpartei richten. Aus diesem Grund kann 
von hier schon aus rechtlichen Gründen kein 
Parteiverbotsverfahren initiiert werden. 
 
Es besteht daher für den Petitionsausschuss 
kein Anlass, um der Landesregierung 
entsprechende Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16140-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin begehrt Unterstützung im 
Rahmen ihres Antrags auf Erteilung einer 
Niederlassungserlaubnis bei der Stadt K. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
stellt fest, dass die Petentin zwischenzeitlich 
einen Vorsprachetermin bei der zuständigen 
Behörde in Anspruch genommen hat. 
 
Die zeitnahe Aushändigung der begehrten 
Erlaubnis ist in Aussicht gestellt worden. 
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung um einen Nachbericht 
diesbezüglich. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung Maßnahmen zu 
empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16280-00 
Rentenversicherung 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den von 
der Petentin vorgetragenen Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. Im Rahmen des 
Widerspruchsverfahrens ist es zu erheblichen 
Verzögerungen bei der Übersendung der 
Verwaltungsakten und der erbetenen 
Probeberechnung gekommen. Derzeit ist eine 
sachgerechte Bearbeitung des Wider-
spruchsverfahrens jedoch nicht möglich, da 
der Widerspruch trotz mehrfacher Erinnerung 
seit Juli 2025 an den Bevollmächtigten bisher 
nicht begründet worden ist.  
 
Der Petitionsausschuss bittet die 
Landesregierung (Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales), das weitere 
Widerspruchsverfahren zu begleiten, um 
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erneute Verzögerungen zu vermeiden und ihn 
zu gegebener Zeit über den Ausgang des 
Verfahrens zu unterrichten. 
 
 
 
18-P-2025-16353-00 
Enteignung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16444-00 
Berufsgenossenschaften 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16535-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16539-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-16593-00 
Schulen 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-16594-00 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Die Petentin beschwert sich über den Umgang 
mit ihren Daten durch das Universitätsklinikum 
sowie die zuständigen Aufsichtsbehörden. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
datenschutzrechtlichen Thematik befasst. Er 

kann verstehen, dass die Petentin über den 
gezeigten Umgang ihrer Daten durch das 
Krankenhaus verärgert ist. 
 
Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass sowohl die LDI NRW als auch die 
Ärztekammer den betroffenen Sachverhalt 
sowie die Beschwerde der Petentin überprüft 
haben.  
 
Der Petitionsausschuss stellt ebenso fest, dass 
das betroffene Krankenhaus Maßnahmen 
ergriffen hat bzw. ergreifen wird, damit sich 
derartige Fälle künftig nicht wiederholen. 
 
Der Petitionsausschuss sieht darüber hinaus 
keine Möglichkeit, im Sinne der Eingabe 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16597-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrunde liegenden Sachverhalt und 
die Rechtslage unterrichtet. 
 
Der Petent beschwert sich über die 
ausbleibenden Rückmeldungen der 
Ausländerbehörde der Stadt D. zu seinen 
Anträgen auf Entscheidung zu seiner 
Arbeitserlaubnis bzw. Fiktionsbescheinigung 
und bittet um Unterstützung im laufenden 
Verfahren. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst und 
nimmt nach erfolgter Prüfung der ministeriellen 
Stellungnahme zur Kenntnis, dass im 
vorliegenden Fall der Antrag des Petenten auf 
Erteilung einer Fiktionsbescheinigung nach § 
81 Abs. 5a AufenthG bereits abgeschlossen ist 
und eine entsprechende Bescheinigung in 
naher Zukunft ausgestellt werden soll. 
 
Der Petitionsausschuss bittet den Petenten 
daher noch um etwas Geduld. 
 
Der Petitionsausschuss sieht keinen Anlass, 
der Landesregierung (Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
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18-P-2025-16704-00 
Arbeitsförderung 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-16705-00 
Meldewesen 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent begehrt die Änderung des 
Bundesmeldegesetzes im Rahmen für 
Auskunftssperren für politische Mandatsträger. 
 
Der Petitionsausschuss hat die verfassungs- 
und melderechtliche Eingabe geprüft. 
 
Er sieht keinen Anlass, der Landesregierung 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
Dem Petenten bleibt es unbenommen, eine 
Petition an den Deutschen Bundestag zu 
richten. 
 
 
 
18-P-2025-16727-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
18-P-2025-16728-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. Gerichtliche Entscheidungen 
können ausschließlich in dem nach der 
jeweiligen Verfahrensordnung vorgesehenen 
Rechtsbehelfsverfahren überprüft und 
gegebenenfalls korrigiert werden. Davon hat 
der Petent - wenn auch erfolglos - Gebrauch 
gemacht. 

Der Petitionsausschuss nimmt zur Kenntnis, 
dass die bisherigen gerichtlichen 
Entscheidungen ausführlich begründet sind 
und nicht auf Grund sachfremder Erwägungen 
getroffen worden sind. Dabei wurde dem 
Petenten ausnahmslos rechtliches Gehör 
gewährt. Im Hinblick auf die Verfahrensführung 
im einstweiligen Rechtsschutz waren die 
Stellungnahmefristen ausreichend bemessen. 
Die Aufforderung zur Einzahlung des 
Gerichtskostenvorschusses beruht auf 
gesetzlichen Vorgaben (§ 12 Absatz 1 Satz 1 
GKG). 
 
 
 
18-P-2025-16749-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petent bittet um Unterstützung im Rahmen 
seines Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung des Petenten. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt. 
 
Gleichzeitig nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass der Antrag bis zum 31.07.2026 
zum Ende der Ausbildung des Antragsstellers 
zurückgestellt wird, da die Familie 
vollumfänglich SGB II Leistungen bezieht. 
 
Der Petitionsausschuss kann dem Petenten 
nur empfehlen, eng mit der zuständigen 
Ausländerbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen zeitnah dort 
einzureichen. 
 
Dem Petenten steht es frei, sich jederzeit 
erneut an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
18-P-2025-16752-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Staatsangehörigkeitsrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
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Die Petentin bittet um Unterstützung im 
Rahmen ihres Einbürgerungsantrages bei der 
Ausländerbehörde W. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
kommunalrechtlichen Thematik befasst.  
 
Der Ausschuss hat Verständnis für die 
Verärgerung der Petentin. Die Situation der 
betroffenen Ausländerbehörde ist dem 
Petitionsausschuss bereits bekannt. Es 
werden bereits Gespräche bezüglich der 
Verbesserung der Situation vor Ort geführt. 
 
Gleichzeitig nimmt der Petitionsausschuss zur 
Kenntnis, dass die Identität der Petentin bei 
der Ausländerbehörde noch nachgewiesen 
werden muss. Außerdem müsste sie dort noch 
ihren Heimatpass vorlegen. 
 
Der Petitionsausschuss kann der Petentin nur 
empfehlen, eng mit der zuständigen 
Ausländerbehörde zusammen zu arbeiten und 
angeforderte Unterlagen dort zeitnah 
einzureichen. 
 
Der Petentin steht es frei, sich jederzeit erneut 
an den Petitionsausschuss zu wenden. 
 
 
 
18-P-2025-16753-00 
Ausländerrecht 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von 
Behörden und Dienststellen, die der Aufsicht 
des Landes unterstehen, zu überprüfen. Er ist 
auch zuständig für Anregungen zur 
Landesgesetzgebung.  
 
Bei Prüfung der vorliegenden Unterlagen 
konnte die Betroffenheit einer nordrhein-
westfälischen Behörde nicht festgestellt 
werden. Sofern der Petent Probleme in einem 
Visumsverfahren hat, kann er sich an den 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages wenden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
 
 
 
 

18-P-2025-16754-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die mit der Petition begehrte 
Fiktionsbescheinigung wurde dem Petenten 
am 14.11.2025 ausgestellt. Dem Petitions-
anliegen wurde damit entsprochen. 
 
 
 
18-P-2025-16757-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-16760-00 
Straßenverkehr 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16761-00 
Datenschutz 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
datenschutzrechtlichen Thematik befasst und 
sieht nach erfolgter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage keine Möglichkeit, im Sinne der 
Eingabe Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16770-00 
Geld- und Kreditwesen 
 
 
Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen oder Unterlassungen von 
Landesbehörden oder anderen 
Verwaltungsstellen zu prüfen, die der Weisung 
oder Aufsicht einer obersten Landesbehörde 
unterliegen. Für das Anliegen der Petentin in 
Bezug auf ihre Rechtsschutzversicherung 
besteht jedoch keine Zuständigkeit des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 
 
Eine Möglichkeit, weiter im Sinne des 
Anliegens der Petentin tätig zu werden, 
besteht nicht. 
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18-P-2025-16775-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. Die Eingabe betrifft Zivil- bzw. 
mietrechtliche Fragen, in die der Ausschuss 
nicht eingreifen kann. Die Entscheidungen sind 
den zuständigen Gerichten vorbehalten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16778-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Der Petent kritisiert die Vorgehensweise von 
Jobcenter und Agentur für Arbeit bei der 
Bewilligung von Weiterbildungsmaßnahmen 
sowie den Umgang eines Bildungsträgers im 
Zusammenhang mit einer solchen Maßnahme. 
 
Soweit sich die Eingabe gegen Maßnahmen 
des Jobcenters bzw. der Agentur für Arbeit 
richtet, besteht aufgrund der Zuständigkeit der 
gemeinsamen Einrichtung nach dem SGB II 
Bundeszuständigkeit. Sofern noch nicht 
erfolgt, steht es dem Petenten frei, sein 
Anliegen insoweit unmittelbar gegenüber dem 
Deutschen Bundestag zu konkretisieren. 
 
Die Eingabe des Petenten wurde neben 
diversen anderen Stellen auch dem 
Petitionsausschuss übersandt. Auch aus 
diesem Grund weist der Petitionsausschuss 
die Petition nach § 97 Abs. 4c der 
Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen zurück. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-16780-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16781-00 
Selbstverwaltungsangelegenheiten 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss erklärt das Verfahren – 
nach zwischenzeitlicher positiver Erledigung – 
aufgrund der Rücknahmeerklärung des 
Petenten für beendet. 
 
Der Petitionsausschuss wünscht dem Petenten 
für die Zukunft alles Gute. 
 
 
 
18-P-2025-16782-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die erneute 
Eingabe des Petenten geprüft. Er sieht danach 
auch weiterhin keine Möglichkeit, dem 
Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder Verfahrens-
kosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. Es muss im Übrigen bei den bisherigen 
Beschlussfassungen verbleiben. 
 
 
 
18-P-2025-16784-00 
Rechtspflege 
Beamtenrecht 
 
 
Der Petent begehrte die Verfügung und 
Zustellung eines Strafbefehls in einem ihn 
betreffenden Strafverfahren zur Vermeidung 
dienstlicher Nachteile. Der Petent hat die 
Aussicht auf Übernahme in das 
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Dienstverhältnis eines Berufssoldaten. Dies 
setzt den Abschluss eines ihn betreffenden 
Strafverfahrens voraus. Dieses dauert bereits 
mehrere Monate an, obwohl es abschlussreif 
sein soll. 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. Mit Verfügung des 
Amtsgerichts N. vom 04.11.2025 wurde der 
Strafbefehl erlassen und die Zustellung 
angeordnet. Die Zustellung des Strafbefehls ist 
zwischenzeitlich auch erfolgt. Damit wurde 
dem Petitum entsprochen. Die Petition ist gem. 
§ 98 Abs. 5 lit. c) der Geschäftsordnung des 
Landtages Nordrhein-Westfalen erledigt. 
 
Der Petitionsausschuss bittet den Petenten um 
Verständnis, dass der Abschluss von 
Strafverfahren auf Grund des hohen 
Anzeigeaufkommens einige Zeit in Anspruch 
nehmen kann. Ein pflichtwidriges Verhalten 
der Behörden war im vorliegenden Falle nicht 
erkennbar. Der Petitionsausschuss wünscht 
dem Petenten für die Zukunft alles Gute und 
hofft, dass seine Ernennung zum 
Berufssoldaten nunmehr erfolgen kann. 
 
 
 
18-P-2025-16793-00 
Polizei 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Sach- und 
Rechtslage geprüft. 
 
Der Petitionsausschuss hat sich mit der 
polizeirechtlichen Thematik befasst, sich aber 
nach erfolgter Prüfung der Sach- und 
Rechtslage keine Möglichkeit, im Sinne der 
Eingabe Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16794-00 
Ausländerrecht 
 
 
Die Petition ist durch Zurücknahme erledigt. 
 
 
 
18-P-2025-16801-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe der 
Petentin geprüft. Er sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen.  
 

Aufgabe des Petitionsausschusses ist es, 
Handlungen und Unterlassungen von 
Behörden und Dienststellen, die der Aufsicht 
des Landes Nordrhein-Westfalen unterstehen, 
zu überprüfen. Er ist auch zuständig für 
Anregungen zur Landesgesetzgebung. Dabei 
muss sich seine Tätigkeit aber auf die 
Behandlung von Bitten und Beschwerden im 
Sinne des Artikels 17 des Grundgesetzes 
beschränken.  
 
Die Petentin kritisiert familiengerichtliche 
Verfahren und Entscheidungen, die in einem 
anderen Bundesland getroffen wurden und in 
die der Petitionsausschuss nicht eingreifen 
kann. Die Entscheidung ist insoweit allein den 
zuständigen Gerichten vorbehalten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
 
Es kann nur empfohlen werden, sich durch 
eine Beratungsstelle für Familien oder 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder 
Verfahrenskosten besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16812-00 
Kindergeld 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16829-00 
Ausländerrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die der Petition 
zugrunde liegende Sach- und Rechtslage 
geprüft.  
 
Die Petentin und ihre Kinder sind nach 
negativem Abschluss des Asylverfahrens 
vollziehbar zu Ausreise aus dem Bundesgebiet 
verpflichtet. Ihnen wurde die Abschiebung 
nach Bulgarien angedroht. In Bulgarien wurde 
der Familie bereits internationaler Schutz 
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gewährt. Eine Abschiebung nach Syrien darf 
nicht erfolgen.  
 
Im Petitionsverfahren konnte das Vorliegen der 
Voraussetzungen für ein asylverfahrens-
unabhängiges Aufenthaltsrecht nicht 
festgestellt werden. Eine Ausbildungsduldung 
kann nicht erteilt werden, da 
Ausschlussgründe vorliegen.  
 
Der Petitionsausschuss nimmt den Bericht der 
zuständigen Ausländerbehörde über die 
gescheiterte Abschiebung der Familie nach 
Bulgarien kurz vor Einreichung der Petition zur 
Kenntnis.  
 
Die Petentin und ihre Kinder leben inzwischen 
getrennt vom Familienvater. Sie befindet sich 
mit ihren Kindern im Kirchenasyl.  
 
Im Petitionsverfahren des Landtags Nordrhein-
Westfalen ist die Prüfung zielstaatsbezogener 
Abschiebungshindernisse nicht möglich. 
Entsprechende Prüfungen werden vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) vorgenommen. Für die Prüfung einer 
Entscheidung des BAMF kann der 
Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages angerufen werden.  
 
Der Petitionsausschuss sieht keine 
Veranlassung, der Landesregierung 
(Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration) 
Maßnahmen zu empfehlen.  
 
 
 
18-P-2025-16831-00 
Rechtspflege 
Polizei 
 
 
Die Petenten wenden sich gegen die justizielle 
Sachbehandlung von straf- und insolvenz-
rechtlichen Verfahren im Zusammenhang mit 
der B-GmbH aus Köln. Die Petenten 
bemängeln die Führung des strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahrens, das Unterlassen der 
Ausweitung der Ermittlungen gegen weitere – 
aus Sicht der Petenten – Beschuldigte sowie 
die Sachbehandlung durch den gerichtlich 
bestellten Insolvenzverwalter. Zudem wird der 
gegen die befassten Ermittlungsbehörden 
sowie den benannten Insolvenzverwalter 
erhobene Vorwurf dergestalt erweitert, dass 
u.a. die Bildung einer kriminellen Vereinigung 
gem. § 129 StGB anzunehmen sei. Im Übrigen 
wird – zur Vermeidung von Wiederholungen – 
auf die umfängliche Eingabe des Petenten 
vom 11.11.2025 Bezug genommen. 

 

Der Petitionsausschuss behandelt die als 
„Generalbeschwerde“ bezeichnete Eingabe, 
die gesetzlich nicht vorgesehen ist, als 
Petition. Er ist bereits seit mehreren Jahren mit 
Petitionen im Zusammenhang mit der B-GmbH 
aus Köln befasst. Er hat sich mehrfach durch 
das Justizministerium berichten lassen und 
konnte sich dabei davon überzeugen, dass die 
petitionsgegenständlichen Verfahren gesetz-
mäßig bearbeitet werden. Insbesondere weist 
der Petitionsausschuss darauf hin, dass die 
bemängelten Verfahren ebenfalls durch den 
Leitenden Oberstaatsanwalt in Köln, den 
Generalstaatsanwalt in Köln, den Präsidenten 
des Amtsgerichts Köln, den Präsidenten des 
Oberlandesgerichts in Köln sowie durch die 
Landesregierung intensiv geprüft wurden. 
Auch die dortigen Überprüfungen stellten 
Mängel in der Sachbehandlung nicht fest. Im 
Übrigen weist der Petitionsausschuss unter 
Bezugnahme auf Art. 97 Abs. 1 des 
Grundgesetzes darauf hin, dass er nicht befugt 
ist, gerichtliche Entscheidungen zu bewerten, 
abzuändern oder aufzuheben. Die 
Überprüfungen durch die Aufsichtsbehörden 
haben keinen Anlass geboten, Maßnahmen zu 
ergreifen. Auch dies ist nicht zu beanstanden. 
 
Der Ausschuss hat sich darüber informiert, 
dass die Staatsanwaltschaft Köln die von den 
Petenten gegen den Insolvenzverwalter, den 
sachbearbeitenden Dezernenten und weitere 
Justizangehörige sowie den ermittelnden 
Polizeibeamten erhobenen strafrechtlichen 
Vorwürfe in jeweils gesonderten Verfahren 
prüft und sämtliche anzeigenden Personen 
inzwischen hierüber in Kenntnis gesetzt 
worden sind. Bezüglich der 
disziplinarrechtlichen Vorwürfe haben die 
entsprechenden Behörden ebenfalls die 
erforderlichen aufsichtsrechtlichen Maß-
nahmen ergriffen. Der Petitionsausschuss 
weist jedoch auch darauf hin, dass die 
Petenten keinen Anspruch darauf haben, dass 
bestimmte aufsichtsrechtliche Maßnahmen 
ergriffen werden. 

 
Zudem hat er sich darüber unterrichtet, dass 
die Ermittlungsbehörde die gegen mehrere 
Juweliere erhobenen strafrechtlichen Vorwürfe 
in dem Verfahren 115 Js 389/20 mitgeprüft 
hat. Sie sieht jedoch weiter keinen 
Anfangsverdacht.  Ferner hat der Petitions-
ausschuss zur Kenntnis genommen, dass die 
Ermittlungen weiter andauern. 
 
Der Petitionsausschuss weist darauf hin, dass 
alle Eingaben der Petenten durch die 
Justizbehörden umfänglich und sorgfältig 
geprüft worden sind. Die Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft Köln erscheinen schon 
deshalb beanstandungsfrei, als dort 
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internationale Haftbefehle gegen Beteiligte der 
B-GmbH erwirkt worden sind, was auch bereits 
presseöffentlich bekannt ist. Es begegnet auch 
keinen Bedenken, dass die Ermittlungen nicht 
in dem von den Petenten begehrten Umfang 
ausgeweitet worden sind, da auch aus Sicht 
des Petitionsausschusses die geltend 
gemachten Anhaltspunkte nicht belastbar sind. 
Besonders kritisch sieht der Petitions-
ausschuss den erhobenen strafrechtlichen 
Vorwurf der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung gem. § 129 StGB bzgl. der an den 
Ermittlungen und insolvenzrechtlichen 
Aufklärungen beteiligten Personen. Der 
Vorwurf entbehrt nicht nur jeder sachlichen 
Grundlage. Er dient auch einzig der 
Verächtlichmachung der beteiligten Beamten 
und Personen. Diese Vorwürfe weist der 
Petitionsausschuss – bei allem Verständnis für 
die eingetretenen finanziellen Verluste der 
Petenten – entschieden zurück. 
 
Der Petitionsausschuss hat zudem zur 
Kenntnis genommen, dass der 
Staatsanwaltschaft Köln aktuell keine 
Anhaltspunkte vorliegen, dass sich unter den 
im Jahr 2021 in einem gesonderten Verfahren 
beschlagnahmten Wertgegenständen Kommis-
sionsware der Schuldnerin des 
vorbezeichneten Insolvenzverfahrens befindet. 
Zudem weist der Petitionsausschuss die 
Petenten darauf hin, dass etwaige 
Auskehrungen von Vermögenswerten erst 
nach Abschluss des Verfahrens und 
rechtskräftig tenorierter Einziehung erfolgen 
können. 

 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen richterlichen sowie der den 
Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern durch 
§ 9 des Rechtspflegergesetzes gegebenen 
sachlichen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen in dem von den Petenten 
angesprochenen Insolvenzverfahren zu 
überprüfen, zu ändern oder aufzuheben. 

 
Bei berufsrechtlichen Vorwürfen und/oder 
Beschwerden gegen eine Rechtsanwältin oder 
einen Rechtsanwalt obliegt die Prüfung des 
Sachverhalts und ggf. die Ergreifung von 
Maßnahmen bei positiver Feststellung einer 
Berufspflichtverletzung ausschließlich dem 
Vorstand der jeweiligen Rechtsanwalts-
kammer. Die zuständige Rechtsanwalts-
kammer ist bereits mit dem Fall befasst. 
Darüber hinaus ist die Staatsaufsicht selbst zur 
Ergreifung von Maßnahmen gegen den 
betroffenen Rechtsanwalt nicht berufen. 
 

In sachlicher Hinsicht weist der 
Petitionsausschuss ergänzend auf Folgendes 
hin: 
 
Der Komplex um die Insolvenz der B-GmbH 
und das Absetzen derer Vertreter in das 
Ausland beschäftigte nicht bloß die 
Ermittlungsbehörden sowie den 
Insolvenzverwalter. Die Geschäftspraxis der B-
GmbH war mitunter auch Gegenstand 
zivilrechtlicher Streitigkeiten zwischen 
Anlegern und deren Anlageberatern. Neben 
anderen waren das Landgericht Düsseldorf 
sowie das Oberlandesgericht Düsseldorf 
insoweit ebenfalls mit der Aufarbeitung der 
Geschäftspraxis der B-GmbH befasst. Dort 
wurde die Anlageberaterhaftung gem. §§ 280 
Abs. 1, 675 Abs. 2 BGB bei der Erteilung eines 
„Auftrag[s] zum Erwerb von zertifizierten 
Feingoldbarren“ bei der B-GmbH bejaht und 
dem Kläger ein Rückzahlungsanspruch 
gewährt. Dem Urteil lag die eigenständige und 
kritische Würdigung des Land- und 
Oberlandesgerichts Düsseldorf zu Grunde, das 
unabhängig von den strafrechtlichen 
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Köln zu 
der Feststellung gelangte, dass die 
Ordnungsgemäßheit der Geschäftspraxis der 
B-GmbH erheblichen Zweifeln begegnet. 
 
Diese Zweifel drängen sich auch dem 
Petitionsausschuss nach eigener kritischer 
Prüfung auf.  
 
Gegenstand des Unternehmens der B-GmbH 
war der Handel mit Anlagegold. Nach dem 
Geschäftsmodell konnten Anleger mit einer 
Mindestkaufsumme i.H.v. 1.000,- € 24 Karat 
Feingoldbarren erwerben. Parallel sollte ein 
Goldrecycling-Kreislauf betrieben werden. Den 
Kunden sollte nach dem Geschäftsmodell eine 
tägliche Rendite in Form einer kleinen Menge 
Gold, sog. „Bonusgold“, überlassen werden. 
Als Sicherheit sollte den Anlegern 
Sicherungseigentum an den Goldbarren sowie 
an Altgoldbeständen, Goldschmuck und 
Geldbeständen eingeräumt werden. Die 
Anleger sollten jederzeit die Auslieferung ihres 
Goldes verlangen können. Jedoch war ein 
Rückkauf des Goldes nicht vorgesehen. Die 
Goldbestände sollten in einer „monatlichen 
Inventurprüfung“ durch eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft bestätigt werden. 
 
In § 5 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der B-GmbH hieß es:  
„(2) Wählt der Kunde die Option „Depot“, so 
erfolgt die Übergabe des Goldes innerhalb von 
21 Werktagen, nachdem der Kunde seinen 
Übergabeanspruch […] geltend macht. Dieser 
Anspruch auf Auslieferung von physischem 
Gold ist ein rein schuldrechtlicher Anspruch, 
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welcher durch Einräumung von Sicherungs-
eigentum an einer Goldmenge in 
Tresoranlagen von B. oder in Geldwerten zu 
100 % abgesichert wird.“ 
 
§ 8 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
der B-GmbH lautet: 
„(1) Als Sicherheit für den 
Auslieferungsanspruch nach § 5 (2) übereignet 
B. dem Kunden Miteigentumsanteile an den 
jeweiligen Goldbarren, Altgoldgegenständen, 
Goldschmuck, eingelagert in 
Tresorbehältnissen der B-GmbH in K. und bei 
dem Partnerunternehmen B-AS in Istanbul und 
an unterwegs befindlicher Ware (zur 
Weiterverarbeitung in Werkstätten, Aus-
lieferungs- und Kommissionsware bei 
Juwelieren) und zusätzlich Sicherungs-
eigentum an den Geldbeständen (auf den 
Bankkonten und in der Kasse), welche zur 
Abwicklung des Goldrecyclings zur Verfügung 
stehen. […] B. stellt sicher, dass die in den 
benannten Tresoren befindlichen Goldbarren, 
Altgoldgegenstände und Goldschmuck und die 
Geldbestände (auf den Bankkonten und in der 
Kasse), welche zur Abwicklung des 
Goldrecyclings zur Verfügung stehen, 
insgesamt dem zeitlichen Gegenwert von 
100% der geschuldeten Goldmenge sämtlicher 
B-Kunden […] entsprechen, ist aber berechtigt, 
die Goldbarren und Altgoldgegenstände 
auszutauschen und die Geldbestände zum 
Ankauf von Altgold zu verwenden, wie es für 
den Geschäftsbetrieb notwendig ist. B. lässt zu 
Beginn eines jeden Monats externe und 
unabhängige Prüfungen der Gesamtmenge 
der im Tresor befindlichen Goldbarren, 
Altgoldgegenstände, Goldschmuck und 
Geldbestände durch Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften oder Wirtschaftsprüfer 
vornehmen und muss durch diese 
Prüfungshandlungen oder andere geeignete 
Nachweise […] dokumentieren, dass die 
Menge des Feingoldgehalts der Bestände, die 
in der Warenwirtschaft erfasst sind, summiert 
mit den Geldbeständen am Tag der Prüfung 
100% des Wertes der geschuldeten 
Goldauslieferungsmenge in Feingold 
sämtlicher B-Kunden entspricht […]. 
(2) B. tätigt Altgoldrecycling. […]. Es kann 
deshalb sein, dass zum Prüfungszeitpunkt der 
zu sichernde Goldwert teilweise auch durch 
Geldguthaben (Bargeld und Bankguthaben) 
nachgewiesen wird.“ 
 
Der Petitionsausschuss stellt zunächst fest, 
dass bereits die monatliche Inventurprüfung 
des gelagerten Goldes in K. bzw. in Istanbul 
nicht nachweislich überhaupt jemals 
stattgefunden hat. Schon im Lagebericht zum 
Jahresabschluss des Geschäftsjahres 2017 
der B-GmbH heißt es u.a.: „Das 

Vorhandensein der ausgewiesenen Vorräte in 
Höhe von EUR 13.746,196,29 ist nicht 
hinreichend nachgewiesen, weil ich nicht an 
der Inventur im Ausland teilnehmen konnte 
und durch alternative Prüfungshandlungen 
keine hinreichende Sicherheit über den 
Bestand der Vorräte gewinnen konnte. Es 
kann daher nicht ausgeschlossen werden, 
dass der Jahresabschluss insoweit fehlerhaft 
ist.“ Eine wirksame Kontrolle der gesamten 
Gold- und Altgoldbestände war überdies nach 
dem Geschäftsmodell der B-GmbH gar nicht 
möglich. Dieses sieht vor, dass Altgold-
gegenstände angekauft, auf den Feingehalt 
analysiert und sodann in Raffinerien 
weiterverarbeitet und an Dritte weiterverkauft 
werden sollen. Dies führte – soweit der 
Geschäftsbetrieb überhaupt derart aufge-
nommen worden ist – zu einer ständigen 
Änderung des Goldbestandes der B-GmbH. 
Daher sahen die AGB der B-GmbH auch gar 
nicht vor, dass der tatsächliche Goldbestand 
am Ende eines jeden Monats testiert werden 
sollte. Die AGB sahen nämlich alternativ vor, 
dass die Goldbestände in erheblichem Umfang 
durch andere – vermeintlich werthaltige – 
Geldbestände ersetzt werden durften. Mangels 
Testierung der Goldmenge bestehen bereits 
durchgreifende Zweifel daran, dass das 
vorgegebene Goldrecycling bzw. der Gold-An- 
und Verkauf jemals im vorgespiegelten bzw. 
vertraglich vereinbarten Umfang stattgefunden 
hat. Auch haben die staatsanwaltschaftlichen 
sowie insolvenzrechtlichen Ermittlungen und 
Feststellungen zu keinem Zeitpunkt den 
vorgegebenen Geschäftsbetrieb umfänglich zu 
belegen vermocht. Vielmehr wurde 
augenscheinlich ein „Ponzi“- bzw. 
„Schneeballsystem“ betrieben, wonach im 
Rahmen von hohen Renditeversprechen 
Gelder eingeworben wurden. Die ernsthafte 
Befriedigung der Gläubigerforderungen wurde 
– nach derzeitigem Kenntnis- und 
Ermittlungsstand – nicht nachhaltig betrieben.  
 
Die B-GmbH warb zwar in ihrer Broschüre 
sowie auf diversen Internetseiten mit dem An- 
und Verkauf von Feingold. Insbesondere 
sollten die Anleger „Aufträge zum Erwerb von 
zertifizierten Feingoldbarren (999,9/1000)“ 
zeichnen. Jedoch zeigt schon die Option 
„Depot“ unter § 5 der AGB, dass eigentlich nur 
ein schuldrechtlicher Anspruch auf 
Herausgabe von Gold erworben und gewährt 
worden ist. Diese Widersprüchlichkeit im 
Geschäftsmodell ist ein weiteres belastbares 
Indiz, das gegen den nachhaltigen Betrieb 
eines Goldgeschäfts spricht. Nach Sichtung 
der Unterlagen zur B-GmbH ist damit schon 
nicht hinreichend geklärt, was die Anleger 
überhaupt erworben haben, da – zum Teil 
rechtlich verfehlt synonym – der Erwerb von 
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physischem Feingold neben schuldrechtlichen 
Herausgabeansprüchen von Gold stehen. Das 
Geschäftsmodell war damit bereits in sich 
widersprüchlich und unklar. 
 
Diese schuldrechtlichen Herausgabe-
ansprüche sollten sodann durch eine gem. § 8 
Abs. 1 der AGB eingeräumte Sicherheit 
abgesichert werden. § 8 Abs. 1 der AGB stellt 
dabei einen derart unbestimmten Anspruch auf 
Einräumung einer Sicherungsübereignung von 
Gold, Altgold, Goldschmuck, Bargeld oder 
Buchgeld dar, dass er unwirksam sein dürfte. 
Diese Unwirksamkeit beruht insbesondere 
darauf, dass der Gegenstand der 
Sicherungsübereignung weder dinglich noch 
räumlich hinreichend bestimmt ist, zumal sich 
eine Sicherungsübereignung auf Buchgeld 
nicht zu beziehen vermag, da dies 
sachenrechtlich nicht vorgesehen ist. Überdies 
führt die vertraglich eingeräumte Ersetzbarkeit 
der Sicherungsübereignung von Gold durch 
Bar- oder Buchgeld dazu, dass die formal 
gesicherte Nominalforderung der Anleger 
möglichen Fremdverbindlichkeiten der B-
GmbH gegenübersteht, welche die Einlagen 
übersteigen. Das Vorhandensein von 
Geldbeständen sichert daher nicht aus-
reichend die Äquivalenz zwischen 
geschuldetem Goldwert und vorhandenen 
Vermögenswerten, da mit deren Feststellung 
eben keine Aussage über die den 
Geldbeständen gegenüberstehenden Passiva 
der B-GmbH getroffen werden kann. Schon 
aus den AGB lässt sich daher das hohe Risiko 
des Totalverlusts ableiten. Der Anleger trug 
das Risiko, dass im Zeitpunkt seines 
Auslieferungsverlangens die Geldbestände 
nicht zu seiner vollen Befriedigung zur 
Verfügung stehen, weil sie zur Befriedigung 
von Verbindlichkeiten eingesetzt wurden. 
 
Diese Erwägungen des Petitionsausschusses 
werden gestützt durch eine Entscheidung des 
Landgerichts Düsseldorf in einer zivil-
rechtlichen Streitigkeit über die Haftung eines 
Anlageberaters, welcher B-GmbH-Anlagen 
empfohlen hatte. Auch das Oberlandesgericht 
Düsseldorf teilt diese Rechtsauffassung. Das 
Oberlandesgericht Düsseldorf stellte in der 
Sache fest: 
 
„Das – nach den zutreffenden Feststellungen 
des Landgerichts maßgebliche – Risiko lag 
insbesondere darin, dass der Kläger mit dem 
„Auftrag zum Erwerb von zertifizierten 
Feingoldbarren“ […] gerade keine Feingold-
barren erwarb, sondern nur einen 
schuldrechtlichen Anspruch auf Auslieferung 
der ihm zustehenden Goldbestände erlangte, 
dessen Durchsetzbarkeit von Anfang an mit 
erheblichen Risiken bis hin zum Risiko des 

Totalverlustes behaftet war. Denn die Gold- 
bzw. Altgoldbestände unterlagen keiner 
wirksamen externen Kontrolle, dass diese 
jederzeit dem zeitlichen Gegenwert von 100% 
der geschuldeten Ansprüche sämtlicher 
Depotkunden entsprachen. Eine solche 
wirksame Kontrolle war auch bereits nach dem 
Geschäftskonzept der B-GmbH praktisch nicht 
umsetzbar. Denn der Goldbestand der B-
GmbH befand sich nicht nur an verschiedenen 
Orten in K. und Istanbul oder verschiedenen 
Sicherheitslogistikunternehmen, sondern er 
[unterlag] Änderungen durch Weiter-
verarbeitung und Verkauf. […] 
 
Hinzu kommt, dass der Erwerb von 
Sicherungseigentum an dem Gold entgegen § 
8 Abs. 1 der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen hier mangels Wahrung 
des sachenrechtlichen Bestimmtheits-
grundsatzes nicht möglich war.“ 
 
Unter Wahrung von Art. 97 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist dieser Wertung 
uneingeschränkt zuzustimmen. Das 
Geschäftsmodell war daher – nach den 
vorliegenden Erkenntnissen - nicht auf den 
nachhaltigen Handel mit Gold oder Altgold 
gerichtet, sondern darauf, erhebliches (Fremd-
) Vermögen einzusammeln und - nach den 
bisherigen Ermittlungserkenntnissen - unter-
nehmensfremden Zwecken zuzuführen.  
 
Der Petitionsausschuss vermag daher dem 
Begehren der Petenten nicht zu entsprechen. 
Er stellt fest, dass die justizielle 
Sachbehandlung nicht zu beanstanden ist. Es 
besteht kein Anlass, der Landesregierung 
(Ministerium der Justiz und Ministerium des 
Inneren) Maßnahmen zu empfehlen. 
 
 
 
18-P-2025-16847-00 
Rechtspflege 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe des 
Petenten geprüft. Er sieht danach keine 
Möglichkeit, dem Anliegen zum Erfolg zu 
verhelfen. Die Eingabe thematisiert im 
Wesenskern zivil- bzw. mietrechtliche 
Streitigkeiten, in die der Petitionsausschuss 
nicht eingreifen kann. Die Entscheidung ist 
insoweit allein den zuständigen Gerichten 
vorbehalten. 
 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
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ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
anwaltlich beraten zu lassen. Das zuständige 
Amtsgericht gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf 
Beratungs-, Prozesskosten- oder 
Verfahrenskosten besteht. 
 
Anhaltspunkte, die staatsanwaltschaftliche 
Sachbehandlung zu beanstanden, sind nicht 
ersichtlich. 
 
Soweit das Vorgehen eines Kreditinstituts 
gerügt wird, besteht die Möglichkeit, sich im 
Streitfall an die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer 
Straße 108, 53117 Bonn, zu wenden. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
18-P-2025-16868-00 
Zivilrecht 
 
 
Der Petitionsausschuss hat die Eingabe 
geprüft. Er sieht danach keine Möglichkeit, 
dem Anliegen zum Erfolg zu verhelfen. Die 
Eingabe betrifft im Wesenskern eine zivil- bzw. 
mietrechtliche Auseinandersetzung und in 
deren Folge den Bestand und das 
Zustandekommen gerichtlicher Entschei-
dungen, nicht jedoch Behördenhandeln. 
 
Die Entscheidung ist insoweit allein den 
zuständigen Gerichten vorbehalten. 
Artikel 97 des Grundgesetzes gewährleistet 
die richterliche Unabhängigkeit. Der 
Petitionsausschuss kann deshalb keine 
gerichtlichen Entscheidungen überprüfen, 
ändern oder aufheben oder auf künftige 
Entscheidungen Einfluss nehmen. 
 
Es kann daher nur empfohlen werden, sich 
einen Mieterschutzverein oder anwaltlich 
beraten zu lassen. Das zuständige Amtsgericht 
gibt Auskunft, ob ein Anspruch auf Beratungs-, 
Prozesskosten- oder Verfahrenskosten 
besteht. 
 
Ein Anlass, der Landesregierung (Ministerium 
der Justiz) Maßnahmen zu empfehlen, besteht 
nicht. 
 
 
 
 
 

18-P-2025-16871-00 
Rechtspflege 
 
 
Der Petitionsausschuss hat sich über den der 
Petition zugrundeliegenden Sachverhalt 
unterrichtet und sieht keinen Anlass, der 
Landesregierung (Ministerium der Justiz - MJ) 
Maßnahmen zu empfehlen. 
 
Wegen der den Richterinnen und Richtern 
durch Artikel 97 des Grundgesetzes 
verliehenen Unabhängigkeit ist es dem 
Petitionsausschuss verwehrt, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, abzuändern 
oder aufzuheben. 
 
Der Petent erhält zur weiteren Information eine 
Kopie der Stellungnahme des MJ vom 
06.11.2025. 
 
 
 
18-P-2025-16880-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16885-00 
Berufsgenossenschaften 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
 
 
 
18-P-2025-16907-00 
Arbeitsförderung 
Rechtspflege 
Dienstaufsichtsbeschwerden 
 
 
Der Petitionsausschuss hat das Anliegen des 
Petenten zur Kenntnis genommen, sieht 
jedoch keine Möglichkeit, im Sinne der Petition 
weiter tätig zu werden. 
 
Der Petitionsausschuss stellt fest, dass für das 
Jobcenter aufgrund seiner Organisationsform 
als gemeinsame Einrichtung maßgeblich 
Bundeszuständigkeit besteht. Die Petition wird 
insoweit dem Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages übermittelt. 
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Soweit die Petition Auseinandersetzungen mit 
dem kommunalen Entsorgungsunternehmen 
betrifft, ist hierfür der ordentliche Rechtsweg 
eröffnet. In diesem Zusammenhang weist der 
Ausschuss auch darauf hin, dass es ihm 
aufgrund der durch Artikel 97 des 
Grundgesetzes gewährleisteten richterlichen 
Unabhängigkeit verwehrt ist, gerichtliche 
Entscheidungen zu überprüfen, zu ändern 
oder aufzuheben. Aus dem gleichen Grund ist 
die Einflussnahme auf gerichtliche Verfahren 
ausgeschlossen. 
 
Auch weist der Petitionsausschuss darauf hin, 
dass für die Entgegennahme und Prüfung von 
Dienstaufsichtsbeschwerden ausschließlich die 
dienstaufsichtsführende Stelle zuständig ist. 
 
 
 
18-P-2025-16917-00 
Arbeitsförderung 
 
 
Die Petition wurde zuständigkeitshalber dem 
Deutschen Bundestag überwiesen. 
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